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103. Sitzung 


Bonn, den 20. September 1978 


Beginn; 9.01 Uhr 


Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Am vergangenen Sonnabend ist der Osten des 
Iran von einem sehr schweren Erdbeben heimge- 
sucht worden. In katastrophalem Ausmaß wurden 
davon die Stadt Tabas und ihre Umgebung betrof- 
fen. Neben großen materiellen Schäden ist vor allem 
die Zahl der Todesopfer erschreckend hoch. Zur 
Linderung der größten Not verdienen die Spenden- 
aufrufe der deutschen und internationalen Hilfsorga- 
nisationen unser aller Unterstützung. 

Der Deutsche Bundestag spricht der Regierung 
(B) und der Bevölkerung des Iran seine tiefempfun- 
dene Anteilnahme aus. Unsere Trauer gilt den Hin- 
terbliebenen, unser Mitgefühl den Verletzten und 
Obdachlosen. 

Am 6. August dieses Jahres verstarb das Ober- 
haupt der katholischen Kirche, Papst Paul VL Ich 
habe dem Apostolischen Nuntius in Bonn die tief- 
empfundene Anteilnahme des Deutschen Bundes- 
tages ausgesprochen und das segensreiche Wirken 
des Papstes für den Frieden in der Welt gewürdigt. 
Dem neuen Papst Johannes Paul 1. habe ich für den 
Deutschen Bundestag Glück- und Segenswünsche 
übermittelt. 

Nun habe ich die traurige Pflicht, Ihnen den Tod 
unseres Kollegen Dr, Reinhold Staudt bekanntzu- 
gebeh. Er starb am Morgen des 11. September, 
wenige Tage vor seinem 50. Geburtstag. 

Reinhold Staudt wurde am 16. September 1928 in 
Weilmünster geboren. Nach dem Schulbesuch stu- 
dierte er an den Universitäten Heidelberg und 
Frankfurt, wo er 1957 zum Dr. phil. promovierte. 

Sein Berufs weg hatte ihn bereits 1956 nach Darm- 
stadt geführt. Er war hier zunächst als Geschäfts- 
führer des Verkehrsvereins und dann in verschiede- 
nen Funktionen im Dienste der Stadt tätig, seit 1973 
als Stadtrat für das Dezernat Schule, Jugend und 
Sport. Seine Tätigkeit umfaßte zahlreiche weitere 
Ämter und Aufgaben. Außerdem trat er als Autor, 
Redakteur und Herausgeber mehrerer Bücher und 
Fernsehfilme hervor. 


1960 trat er der SPD bei. Er gehörte den Vorstän- 
den des Ortsvereins Darmstadt-Eberstadt und des 
Unterbezirks Darmstadt-Stadt an. 1976 wurde er Ab- 
geordneter für den Wahlkreis Darmstadt im Deut- 
schen Bundestag. Eine schwere Erkrankung noch im 
gleichen Jahr hinderte ihn bis zum Oktober 1977 an 
der Aufnahme seiner Arbeit. Danach engagierte er 
sich vornehmlich in den Bereichen Sport- und Bil- 
dungspolitik. Er war ordentliches Mitglied .des Sport- 
ausschusses, des Ausschusses für Bildung und Wis- 
senschaft sowie Mitglied des Arbeitskreises Inneres, 
Bildung und Sport seiner Fraktion. 

Sein früher Tod, der ihn aus einem arbeitsreichen 
Leben plötzlich herausriß, erschüttert uns tief. Der 
Deutsche Bundestag verliert mit Reinhold Staudt (D) 
einen engagierten und geschätzten Kollegen. 

Ich spreche den Angehörigen des Verstorbenen, 
besonders seiner Frau und seinen vier Kindern, so- 
wie der Fraktion der SPD meine aufrichtige und 
herzliche Anteilnahme aus. Der Deutsche Bundestag 
wird Reinhold Staudt ein dankbares, ehrendes An- 
denken bewahren. 

Sie haben sich zu Ehren der Verstorbenen er- 
hoben. Ich danke Ihnen dafür. 

Meine Damen und Herren, der Herr Abgeordnete 
Nehm ist am 13. September 1978 als Nachfolger für 
den verstorbenen Abgeordneten Dr. Staudt in den 
Deutschen Bundestag eingetreten. Ich begrüße den 
neuen Kollegen Herrn Nehm sehr herzlich und 
wünsche ihm eine erfolgreiche Mitarbeit im Deut- 
schen Bundestag. 

(Beifall) 

Und nun habe ich die Freude, zu erfreulichen Er- 
eignissen während der Sommerpause eine Reihe von 
Glückwünschen auszusprechen: dem Herrn Kollegen 
Mattick zu seinem 70. Geburtstag am 27. Juni, 

(Beifall) 

dem Herrn Kollegen Wehner zu seinem 72. Geburts- 
tag am 11, Juli, 

(Beifall) 

der Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages, 
Frau Funcke, zu ihrem Geburtstag am 20. Juli, 

(Heiterkeit und Beifall) 
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dem Kollegen Müller (Berlin) zu seinem 73. Geburts- 
tag am 5. August, 

(Beifall) 

dem Kollegen Dr. von Bismarck zu seinem 65. Ge- 
burtstag am 19. August 

(Beifall) 

vmd dem Kollegen Saxowski zu seinem 60. Geburts- 
tag am 13. September. 

(Beifall) 

Frau Kollegin Krone-Appuhn beglückwünsche ich 
zur Geburt ihres Sohnes, ihres vierten Kindes. 

(Beifall) 

Der Abgeordnete Dr. Gruhl ist seit dem 11. Juli 
1978 nicht mehr Mitglied der Fraktion der CDU/ 
CSU. 

(Lachen) 

Meine Damen und Herren, in der Sommerpause 
fand in Bonn in der Zeit vom 3. bis 14. September 
die 65. Interparlamentarische Konferenz statt; Gast- 
geber war der Deutsche Bundestag. Die Konferenz 
verabschiedete eine Reihe von Resolutionen. In lan- 
gen Debatten legten die 70 Delegationen ihren 
Standpunkt zu zum Teil kontroversen Themen dar. 
Bemerkenswert waren die Aufmerksamkeit und Ge- 
duld, mit der die Delegationen — auch aus ent- 
gegengesetzten Lagern — einander zuhörten. 

Für unser Land ergab sich die Möglichkeit, uns 
selbst darzustellen. Unsere Gäste haben sich dafür 
bei uns — zum Teil in überschwenglicher Form — 
bedankt. Ich habe in meiner Schlußansprache ge- 
sagt, ich hoffte, die Delegierten hätten sich davon 
überzeugen können, daß das deutsche Volk seine 
Wiedervereinigung ausschließlich mit friedlichen 
Mitteln anstrebe. 

Der deutschen Gruppe auf der Interparlamentari- 
schen Konferenz möchte ich Tür die Rolle des Gast- 
gebers, die sie dabei gespielt hat, besonders herz- 
lich danken, voran dem Kollegen Amrehn, dem Lei- 
ter der Gruppe, und der Frau Kollegin Dr. Timm, 
der stellvertretenden Leiterin. 

Besonders danken möchte ich den 300 Mitarbei- 
tern des Deutschen Bundestages, die — zum Teil 
unter Verzicht auf ihren Urlaub — die technische 
Durchführung der Konferenz ermöglicht haben, 

(Beifall) 

und den Bundesländern der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die das Rahmenprogramm in hervorragender 
Weise mitgestaltet haben. Aber mein Dank gilt vor 
allem Sir Thomas Williams, dem Präsidenten des 
Rates, und Herrn Terenzio, dem Generalsekretär, für 
ihr hohes Maß an Mitwirkung im Interesse eines 
erfolgreichen Ablaufs dieser Konferenz. 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen eine 
Liste von Vorlagen vor — Stand: 12. September 
1978 — , die keiner Beschlußfassung bedürfen vmd die 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zu- 
ständigen Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Betr. : Erster Immissionssdiutzberidit der Bundesregierung 

(Drudtsadie 8/2006) 

zuständig: Innenaussdiuß (federführend) 

Aussdiuß für Wirtsdiaft 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Betr.: Umweltgutaditen 1978 (Drudcsadie 8/1938) 

zuständig: Innenaussdiuß (federführend) 

Aussdiuß für Wirtsdiaft 

Aussdiuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Betr.: Unterrichtung durch die Delegation der Bundesrepu- 

blik Deutschland bei der III. Interparlamentarischen 
Konferenz über europäische Zusammenarbeit und 
Sicherheit in Wien vom 3. bis 9. Mai 1978 (Druck- 
sache 8/1955) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 


Betr.; Entschließung des Europäischen Parlaments mit der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften an den Rat für eine Neunte Richtlinie zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Umsatzsteuern (Abweichung von 
Artikel 1 der Sechsten Richtlinie des Rates vom 
17. Mai 1977 über die Mehrwertsteuer) (Drucksache 
8/1967) 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 


Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zur euro- 

päischen Zusammenarbeit bei der Rüstungsbeschaf- 
fung (Drucksache 8/1968) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Betr.: Unterrichtung durch die Delegation der Bundesrepu- 

blik Deutschland in der Interparlamentarischen Union 
über die Frühjahrstagung der IPU in Lissabon vom 
27. März bis 1. April 1978 (Drucksache 8/2002) 

zuständig; Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Betr.: 


zuständig: 
Betr. : 


zuständig: 

Betr.: 


zuständig: 
Betr. : 


zuständig: 


Betr.: 

zuständig: 


Betr.: 

zuständig: 


Entschließung des Europäischen Parlaments mit der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag des Rates, den Zeitraum für die allge- 
meine unmittelbare Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments vom 7. bis 10. Juni 1979 
festzulegen (Drucksache 8/2004) 

Innenausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments mit der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu der 
Mitteilung der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften an den Rat betreffend die Sanierung 
des Schiffbaus in der Gemeinschaft (Drucksache 
8/2005) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit 
im Jahre 1977 sowie über Lage und Entwicklung auf 
seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB) (Drucksache 

8/1925) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der 
Versammlung der Westeuropäischen Union über den 
ersten Teil der 24. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung der Westeuropäischen Union vom 
19, bis 22. Juni 1978 (Drucksache 8/1991) 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 
Verteidigungsausschuß 

Siebter Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Druck- 
sache 8/2014) 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 

Straßenbaubericht 1977 (Drucksache 8/2017) 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen 


Betr.: Dritter Bericht der Bundesregierung über Erfahrun- 

gen bei der Anwendung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes — AÜG (Drucksache 8/2025) 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 


Betr.: Bericht der Bundesregierung über die Erfahrungen 

hinsichtlich der Regelungen des Gesetzes zur Ände- 
rung des Fleischbeschaugesetzes (Drucksache 8/2032) 

zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (feder- 

führend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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Betr,: 

Vierter Sportberidit der Bundesregierung (Drucksache 
8/2033) 

zuständig: 

Sportausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Betr. : 

überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 60 06 Tit. 686 18 
— Beitrag zum Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft — 

Bezug: 

§ 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 8/2062) 

Haushaltsausschuß 

Betr.: 

Bericht der Wahlkreiskommission für die 8. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages gemäß § 3 Bun- 
deswahlgesetz (Drucksache 8/1876) 

zuständig; 

Innenausschuß 


Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Ich stelle fest, 
daß das nicht der Fall ist. 

Zur Tagesordnung ist im Ältestenrat vereinbart 
worden, nach der Einbringung des Haushaltsgeset- 
zes heute morgen die Sitzung für Fraktionsberatun- 
gen bis heute 15 Uhr zu unterbrechen. Die verbun- 
dene Aussprache über die Tagesordnungspunkte 1 
bis 4 beginnt dann um 15 Uhr und soll auf fünf 
Stunden begrenzt werden. Die Debatte wird am 
Donnerstag um 9 Uhr fortgesetzt und soll am Frei- 
tag um 12 Uhr abgeschlossen sein. Die Beschluß- 
empfehlungen des Vermittlungsausschusses sollen 
am Donnerstag um 14 Uhr auf gerufen werden. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß die Aus- 
sprache am Mittwoch auf fünf Stunden begrenzt und 
am Freitag um 12 Uhr abgeschlossen wird? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist dies 
so beschlossen. 


Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. Juni 1978 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nidit gestellt: 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 18. Februar 1976 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der italienischen Repu- 
blik über steuerliche Erleichterungen im grenzüberschreiten- 
den deutsch-italienischen Straßenverkehr 

Gesetz zu dem Abkommen vom 19. Juli 1976 zwisdien der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Volksrepublik Polen über die steuerliche Behand- 
lung des internationalen Straßenverkehrs 
Gesetz zu dem Abkommen vom 10. Dezember 1976 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
gierung von Irland über die steuerliche Behandlung von 
Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr 
Gesetz zur Durchführung der Richtlinien des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften zur Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch Hochfre- 
quenzgeräte und Funkanlagen (Durchführungsgesetz EG- 
Richtlinien Funkstörungen — FunkStörG) 

Zweites Gesetz über die Durchführung von Statistiken der 
Bautätigkeit und die Fortschreibung des Gebäudebestan- 
des (2. BauStatG) 

Gesetz zur Änderung des Wohnungsmodernisierungsgesetzes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat eine Ent- 
schließung gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll beigefügt 
ist. 

In seiner Sitzung am 23. Juni 1978 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlan- 
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Zehntes Gesetz über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes (Zehntes Anpassungsgesetz — 
KOV — 10. AnpG-KOV) 

Einundzwanzigstes Gesetz über die Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie über die 
Anpassung der Geldleistungfen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und der Altersgelder in der Altershilfe für 
Landwirte (Einundzwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 
21. RAG) 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
1964 

Seine Schreiben sind als Drucksachen 8/1957, 8/1958, 8/1959 
verteilt. 

Der Vermittlungsausschuß hat bei den nachfolgenden Gesetzen 
das Verfahren ohne Einigungsvorschlag abgeschlossen: 


Einundzwanzigsten Gesetz über die Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie über die 
Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und der Altersgelder in der Altershilfe für 
Landwirte (Einundzwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 
21. RAG) 

Zehnten Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes (Zehntes Anpassungsgesetz — KOV — 
10. AnpG-KOV) 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Neunte Gesetz 
zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 hat der Vermitt- 
lungsausschuß bestätigt. 

Seine Schreiben sind als Drucksachen 8/1971, 8/1972 und 8/1973 
verteilt. 

Dem Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes und 
anderer Gesetze hat der Bundesrat in seiner Sitzung am 23. Juni 
1978 nicht zugestimmt. Der Bundeskanzler hat mit Schreiben 
vom 6. Juli 1978 mitgeteilt, daß die Bundesregierung beschlos- 
sen habe, zu diesem Gesetz die Einberufung des Vermittlungs- 
ausschusses zu verlangen. 

Die Schreiben sind als Drucksachen 8/1961 und 8/1977 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 7. Juli 1978 den nach- 
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti- 
kel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt. 

Gesetz zu dem Vertrag vom 25. April 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Straße zwischen Lörrach und Weil 
am Rhein auf schweizerischem Gebiet 

Gesetz zu dem Vertrag vom 3. November 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Gegenseitigkeit in Amtshaftungssachen 
Gesetz zu den Übereinkommen vom 3. Dezember 1976 zum 
Schutz des Rheins gegen chemische Verunreinigung und zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung durch Chloride 
(Gesetz zum Chemieübereinkommen/Rhein und Chloridüber- 
einkommen/Rhein) 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Bodennut- 
zungs- ünd Ernteerhebung 

Gesetz zum Protokoll vom 23. März 1973 zur weiteren Verlän- 
gerung des Internationalen Olivenöl-Ubereinkommens von 

1963 mit Änderungen des Übereinkommens 

Viertes Gesetz zur Änderung des Textilkennzeichnungsgeset- 
zes 

Gesetz über die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP- 
Sondervermögens für das Jahr 1978 (ERP-Wirtschaftsplan- 
gesetz 1978) 

Gesetz über die Bevorratung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen 
(Erdölbevorratungsgesetz — • ErdölBevG) 

Gesetz zur Änderung 'des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes- 
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1978 (Naditragshaus- 
haltsgesetz 1978) 

Gesetz über die Zeitbestimmung (Zeitgesetz — ZeitG) 

Zweites Gesetz zur Änderung der Verwaltungsgerichtsord- 
nung 

Gesetz zur Beschleunigung des Asylverfahrens 
Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Beschränkung des 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 

Zu den nachstehenden Gesetzen hat der Bundesrat in seiner 
Sitzung am 7. Juli 1978 beschlossen, keinen Einspruch einzu- 
legen: 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

1964 

Einundzwanzigstes Gesetz über die Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie über die 
Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und der Altersgelder in der Altershilfe für 
Landwirte (Einundzwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 
21. RAG) 

Zehntes Gesetz über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes (Zehntes Anpassungsgesetz — 
KOV — 10. AnpG-KOV) 

Zu den beiden letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat 
Stellungnahmen beschlossen, die als Anlagen 3 und 4 diesem 
Protokoll beigefügt sind. 

In seiner Sitzung am 7. Juli 1978 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu ver- 
langen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Gesetz über die Statistik im Handel und Gastgewerbe (Han- 
delsstatistikgesetz — HdlStatG) 

Gesetz zur Änderung der Antragsfrist für den Lohnsteuer- 
Jahresausgleich 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
und zur Regelung der Meldepflicht in Beherbergungsstätten 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1979 (StVÄG 1979) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Versammlungen 
und Aufzüge 

Seine Sdireiben sind als Drudtsachen 8/1984, 8/1985, 8/1987, 
8/1988 und 8/1989 verteilt. 

Der Vermittlungsausschuß hat bei den nachfolgenden Geset- 
zen das Verfahren ohne Einigungsvorschlag abgeschlossen: 
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Strafverfahrensänderungsgesetz 1979 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
und zur Regelung der Meldepflicht in Beherbergungsstätten 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über Versammlungen und Aufzüge hat der 
Vermittlungsausschuß bestätigt. 

Seine Schreiben sind als Drucksachen 8/2094, 8/2Ö95 und 8/2096 
verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 26. Juni 
1978 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau 
Geier, Frau Schleicher, Frau Karwatzki, Franke, Frau Dr. Wex, 
Kroll-Schlüter, Geisenhofer, Hasinger, Zink, Bühler (Bruchsal), 
Frau Verhülsdonk, Dr. George, Glos, Dr. Stark (Nürtingen) und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Förderung von Müttergene- 
sungskuren aus öffentlichen Mitteln — Drucksache 8/1884 — be- 
antwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/1962 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie hat mit Schreiben vom 28. Juni 1978 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Probst, Rühe, 
Dr. Stercken, Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wisniewski, Frau 
Krohne-Appuhn, Dr. Stavenhagen und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktfor- 
schung (DGFK) — Drucksache 8/1915 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben ist als Drucksache 8/1966 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
29. Juni 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
Dr. Köhler (Duisburg), Helmrich, von der Heydt Freiherr von 
Massenbach und der Fraktion der CDU/CSU betr. Parlamentari- 
sche Staatssekretäre und Beamte in Vorständen von Beteiligungs- 
gesellschaften des Bundes — Drucksache 8/1898 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 8/1969 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiberi vom 4. Juli 1978 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Sprung, Dr. Häfele, Pieroth, Wohlrabe, 
Schröder (Lüneburg), von der Heydt Freiherr von Massenbach, 
Dr. Köhler (Duisburg), Hartmann, Schedl, Dr. Zeitei und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Kompensationsgeschäfte im Ost- 
handel — Drucksache 8/1914 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 8/1975 verteilt. 

Der Buhdesminister des Innern hat mit Schreiben vom 5. Juli 
1978 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit, dem Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Franke, Müller (Remscheid), Müller 
(Berlin), Zink, Burger, Frau Geier, Schedl, Frau Schleicher 
Kroll-Schlüter, Pohlmann, Höpfinger, Neuhaus, Geisenhofer, 
Hasinger, Bühler (Bruchsal), Frau Karwatzki, Dr. Blüm, Frau 
Verhülsdonk, Dr. George, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen- 
stein, Frau Dr. Wex, Niegel und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Langfristige Sicherung des Generationenvertrages in der 
Alterssicherung im Zusammenhang mit der Geburtenentwicklung 
— Drucksache 8/1883 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 8/1982 verteilt. 

Der parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie hat mit Schreiben vom 17. Juli 1978 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Steger, Daubertshäuser, 
Grunenberg, Scheffler, Frau Erler, Stockleben, Ueberhorst, 
Wendt, Flämig, Müller (Schweinfurt), Dr. Jens, Wolfram (Reck- 
linghausen), Dr.-Ing. Laermann, Frau Schuchardt, Schäfer 
(Mainz), Dr. Vohrer, Zywietz, Dr. Haussmann, Angermeyer und 
der Fraktionen der SPD, FDP betr. Internationale Zusammen- 
arbeit bei Forschung und Entwicklung im Energiebereich — 
Drucksache 8/1965 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck- 
sache 8/1999 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 20. Juli 1978 die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Engelsberger, Dr. Dollinger, Dr. George, 
Frau Hoffmann (Hoya), Tillmann, Dr. Sprung, Dr. Jobst, Frau 
Benedix, Daweke, Pohlmann, Neuhaus, Weber (Heidelberg), 
Hauser (Krefeld), Biechele, Dr. Zeitei, Dr. Jenninger, Schedl, 
Pfeifer, Frau Dr. Neumeister, Dr. Kreile, Dr. Warnke, Alber, 
Dreyer, Dr. Stavenhagen, Dr. Möller, Dr. Schwarz-Schillling, 
Kroll-Schlüter, Frau Hürland, Müller (Berlin), Burger, Dr. Laufs, 
Susset, Sauter (Epfendorf), Graf Huyn, Frau Geier, Dr. Jahn 
(Münster), Sick, Dr. Becker (Frankfurt), Schröder (Lüneburg), 
Frau Pieser, Kolb, Feinendegen, Höpfinger, Kraus, Dr. Müller- 
Hermann betr. Lage des Hotel- und Gaststättengewerbes — 
Drucksache 8/1964 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck- 
sache 8/2007 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom .25. Juli 
1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, Spran- 
ger, Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Berger (Herne), Regenspur- 
ger, Volmer, Dr. Laufs, Biechele und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Fortschreibung der Angaben zur Entwicklung der Besol- 
dungs-, Vergütungs- und Versorgungsausgaben im öfffentlichen 
Dienst — Drucksache 8/1990 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 8/2008 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 25. Juli 
1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jobst, Dr. Dol- 
linger, Lemmrich, Röhner, Straßmeir, Kunz (Berlin), Dr. Warnke, 
Dr. Kunz (Weiden), Kiechle, Niegel und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Österreichischer Straßenverkehrsbeitrag — Druck- 
sache 8/1976 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/2011 verteilt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 26. Juli 1978 die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Frau Dr. Wilms, Pfeifer, Schedl, Müller (Berlin), Müller 


(Remscheid), Frau Benedix, Hasinger, Prangenberg, Rühe, Berger 
(Lahnstein), Daweke, Dr. Möller und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Berufsvorbereitende Maßnahmen nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz für noch nicht berufsreife Jugendliche — Druck- 
sache 8/1986 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/2016 verteilt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 27. Juli 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordne- 
ten Dr. Klein (Göttingen), Dr. Schwarz-Schilling, Frau Dr. Walz, 
Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. von Geldern. Gerstein, Dr. 
Hubrig, Dr. Hupka, Klein (München), Krey, Metz, Dr. Pinger, 
Dr. Riesenhuber, Dr. Stercken, Wohlrabe und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Satellitenrundfunk und Kommunikationssatelliten 
— ■ Drucksache 8/1983 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 8/2022 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 28. Juli 1978 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Stockleben, Daubertshäuser, Frau Erler, Grunenberg, Scheffler, 
Dr. Steger, Ueberhorst, Wendt, Müller (Schweinfurt), Dr. Jens, 
Wolfram (Recklinghausen), Dr.-Ing. Laermann, Frau Schuchardt, 
Schäfer (Mainz), Zywietz, Dr. Haussmann, Angermeyer und der 
Fraktionen der SPD, FDP betr. Forschungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen für den Bereich Stahl und Eisen — Drucksache 
8/1992 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2026 
verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 1. August 1978 die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz, Egert, Heyenn, 
Dr. Jens, Lenders, Mahne, Müller (Schweinfurt), Dr. Haussmann, 
Angermeyer, Zywietz und der Fraktionen der SPD, FDP betr. 
Verbraucherpolitik in Europa — Drucksache 8/1978 — beantwor- 
tet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2030 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie hat mit Schreiben vom 3. August 
1978 im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Schröder (Lüneburg) und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Chancen und Grenzen der Nutzung der Solarenergie 
in der Bundesrepublik Deutschland — Drucksache 8/2003 — be- 
antwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2036 verteilt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 15. August 1978 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Warnke, Dr, Jobst, Röhner, Dr. Schneider, 
Lintner, Dr. Kunz (Weiden) und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. «Raumordnungsprognose 1990" — Drucksache 8/2023 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2046 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 

15. August 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, 
Dr. Zimmermann, Dr. Voss, Röhner, Dr. Dollinger und der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Europäisches Währungssystem — Druck- 
sache 8/2029 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/2047 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 

16, August 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Warnke, Dr. Jobst, Dr. Kunz (Weiden), Röhner, Dr. Jenninger 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Versorgungslage in länd- 
lichen Räumen — Drucksache 8/2028 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben ist als Drucksache 8/2Ö48 verteilt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 15. August 1978 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Auswärtigen die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Polkehn, Engelhard und Genossen und der Fraktionen 
der SPD, FDP betr. Deutsch-polnischer Jugendaustausch — 
Drucksache 8/2020 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck- 
sache 8/2049 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
15. August 1978 im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
und dem Bundesminister für Forschung und Technologie die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeifer, Dr. Probst, 
Benz, Engelsberger, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Riesenhuber, Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Laufs, Dr. Stavenhagen, Pfef- 
fermann, Frau Dr. Walz und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Risiken bei Unfällen mit Raumflugkörpern und Möglichkeiten 
der Gefahrenabwehr — Drucksache 8/1974 — beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 8/2050 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Sdireiben vom 
11. August 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 

Langguth, Frau Benedix, Biechele, Dr. Hupka, Dr. Müller, 
Picard, Daweke, Dr. Waigel, Reddemann, Bühler (Brudisal) und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Förderung politisdier Bil- 

dungsarbeit durch die Bundesregierung — Drucksache 8/1994 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drudcsadie 8/2051 verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtsdiaft hat mit Schreiben vom 
18. August 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 

Häfele und der Fraktion der CDU/CSU betr. Sondergutachten des 
Sachverständigenrates vom 19. Juni 1978 — Drucksache 8/2044 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2055 verteilt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
23. August 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Böhm 
(Melsungen), Dr. Abelein, Dr. Mertes (Gerolstein), Graf Huyn, 
Dr. Gradl, Dr. Czaja, Sauer (Salzgitter), Straßmeir, Baron von 
Wrangel, Jäger (Wangen), Graf Stauffenberg, Ernesti, Dr. 

Hupka, Dr. Marx, Lintner, Amrehn, Dr. Jaeger, Röhner und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Militärische Bedeutung der Kampf- 
gruppen der DDR für den Warschauer Pakt — Drucksache 
8/2037 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2060 
verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 22. August 1978 die Kleine Anfrage der Abge- 
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ordneten Lattmann, Dr. Meinedce (Hamburg), Weisskirchen 
(Wieslodi), Voigt (Frankfurt), Frau Sdiudiardt, Schäfer (Mainz), 
Dr.'Ing. Laermann und der Fraktionen der SPD, FDP betr. 
Studienreform — Drucksache ^8/2015 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben ist als Drucksache 8/2061 verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 30. August 1978 die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Pfeifer, Rühe, Frau Dr. Wilms, Frau Benedix, Daweke, 
Dr.. Hornhues, Dr. Rose, Berger (Lahnstein), Prangenberg, Frau 
Dr. Wisniewski und der Fraktion der CDU/CSU betr. Ein- 
führung eines zehnten Pflichtschuljahres in Berlin — Druck- 
sache 8/2057 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/2073 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 28. August 1978 gemeinsam mit dem Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und dem Bundes- 
minister für Wirtschaft in Abstimmung mit dem Bundesminister 
des Auswärtigen die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schludce- 
bier, Stockleben, Bindig, Daubertshäuser, Frau Erler, Frau Dr. 
Focke, Grunenberg, Dr. Holtz, Dr. Jens, Scheffler, Dr. Steger, 
Ueberhorst, Wendt, Wolfram (Recklinghausen), Dr.-Ing. Laer- 
mann, Frau Schuchardt, Schäfer (Mainz), Dr, Vohrer, Zywietz, 
Dr. Haussmann, Angermeyer und der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Zusammenarbeit auf den Gebieten von Forschung und 
Technologie mit den Staaten der Dritten Welt — Drucksache 
8/2041 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2074 
verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesministei für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 6. September 1978 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen), Junghans, 
Dr. Steger, Dr.Spöri, Dr. Ahrens, Dr. Jens, Lenders, Meining- 
haus, Reuschenbach, Roth, Stockleben, Ueberhorst, Dr.-Ing. 
Laermann, Frau Schuchardt, Schäfer (Mainz), Zywietz, Dr. Hauss- 
mann, Angermeyer und der Fraktionen der SPD, FDP betr. Ver- 
stromung deutscher Steinkohle — Drucksache 8/2018 — beant- 
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2086 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 8. September 1978 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und dem Bundes- 
minister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Grunenberg, Daubertshäuser, Frau Erler, Scheffler, Dr. Steger, 
Stockleben, Ueberhorst, Wendt, Wolfram (Recklinghausen), Dr. 
Jens, Dr.-Ing, Laermann, Frau Schuchardt, Schäfer (Mainz), 
Zywietz, Dr. Haussmann, Angermeyer und der Fraktionen der 
SPD, FDP betr. Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens im deutschen Steinkohlenbergbau und in der 
metallverarbeitenden Industrie — Drucksache 8/2054 — beant- 
wortet, Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2091 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 18. September 1978 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Ueberhorst, Daubertshäuser, Frau Erler, Grunenberg, Scheffler, 
Dr. Steger, Stockleben, Wendt, Dr.-Ing. Laermann, Frau Schu- 
chardt, Schäfer (Mainz), Zywietz, Dr. Haussmann, Angermeyer 
und der Fraktionen der SPD, FDP betr. Forschung und Entwick- 
lung auf dem Gebiet der Datenverarbeitung und der elektroni- 
schen Bauelemente — Drucksache 8/2071 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 8/2107 verteilt. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat .entsprechend 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages am 15. Dezember 1977 
die in der Zeit vom 14. bis 20. Juni 1978 eingegangenen EG- 
Vorlagen an die aus Drucksache 8/1953 ersichtlichen Ausschüsse 
überwiesen. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat entsprechend 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages am 15. Dezember 1977 
die in der Zeit vom 21. Juni bis 12. September 1978 eingegan- 
genen EG-Vorlagen an die aus Drucksache 8/2098 ersichtlichen 
Ausschüsse überwiesen. 

Die in Drucksache 8/1928 unter Nr. 7 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Neunten Richtlinie des Rates zur Harmoni- 
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern 

ist als Drucksache 8/1419 verteilt. 

Die in Drucksache 8/1889 unter Nr. 6 und 7 aufgeführten EG- 
Vorlagen 

Vorschlag zu einem Ratsbeschluß zur Annahme eines For- 
schungsprogramms der Europäischen Atomgemeinschaft für 
die Sicherheit thermischer Leichtwasserreaktoren 
Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung eines 
Programms betreffend die Stillegung von Kernkraftwerken 
sind als Drucksachen 8/1996 und 8/1997 verteilt. 

Die in Drucksache 8/1705 unter Nr. 16 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über irreführende und unlautere Werbung 
ist als Drucksache 8/2012 verteilt. 

Die in Drucksache 8/1851 unter Nr. 6 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Achten Richtlinie nach Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe g des EWG-Vertrages über die Zulassung der, mit 
der Pflichtprüfung des Jahresabschlusses von Kapitalgesell- 
schaften beauftragten Personen 
ist als Drucksache 8/2013 verteilt. 

Die in Drucksache 8/2098 unter Nr. 67 aufgeführte EG-Vorlage 
Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3164/76 über das Gemeinschafts- 


kontingent für den Güterkraftverkehr zwischen den Mit- (^) 
gliedstaaten 

wird als Drucksache 8/2084 verteilt. 

Die in Drucksache 8/2098 unter Nr. 71 aufgeführte EG-Vor- 
lage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Anwendung 
der Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Körper- 
schaftsteuersysteme und der Regelungen der Quellensteuer 
und Dividenden auf Investmenteinrichtungen 
ist als Drucksache 8/2059 verteilt. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
26. Juni 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden 
EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Be- 
schlüsse Nr. 1/78 und 2/78 des Gemischten Ausschusses EWG — 
Österreich „Gemeinschaftliches Versandverfahren" zur Ände- 
rung der Änlagen des Abkommens (Drucksache 8/1928 Nr. 8) ' 

Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Be- 
schlüsse Nr. 1/78 und 2/78 des Gemischten Ausschusses 
EWG — Schweiz „Gemeinschaftliches Versandverfahren" zur 
Änderung der Anlagen des Abkommens (Drucksache 8/1953 
Nr. 6) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit hat mit Schreiben vom 21. Juni 1978 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genom- 
men hat: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Errichtung 
einer europäischen Agentur für Zusammenarbeit (Druck- 
sache 8/1802 Nr. 3) 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 16, August 1978 
gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 den Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das Ge- 
schäftsjahr 1978 mit 15 Anlagen sowie den Stellenplan der Deut- 
schen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 1978 mit der Bitte um 
Kenntnisnahme übersandt. Sie liegen im Archiv zur Einsicht aus. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 18. August 1978 unter Bezugnahme auf § 19 
Abs. 6 des Postverwaltungsgesetzes den Geschäftsbericht der 
Deutschen Bundespost über das Rechnungsjahr 1977 mit der 
Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Geschäftsbericht liegt 
im Archiv zur Einsicht aus. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 1. September 1978 
gemäß § 32 Abs. 6 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 den Jahresabschluß der Deutschen Bundesbahn für das 
Geschäftsjahr 1976 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Der Jahresabschluß liegt im Archiv zur Einsicht aus. 

Überweisung von Zollvorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor- (D) 
lagen überwiesen: 

Aufhebbare verkündete Sechsundsechzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Änlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz (Drucksache 8/1995) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts dem Plenum am 9. November 
1978 

Aufhebbare verkündete Siebenundsechzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Änlage zum Äußenwirtschafts- 
gesetz (Drucksache 8/2019) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts dem Plenum am 16. November 
1978 

Aufhebbare verkündete Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 23/78 — Erhöhung des Zoll- 
kontingents 1978 für Bananen) (Drucksaxhe 8/2053) 

Überweisung an den Äusschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts dem Plenum am 14. Dezember 
1978 

Aufhebbare verkündete Achtundsechzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Änlage zum Außenwirtsdiafts- 
gesetz (Drucksache 8/2077) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts dem Plenum am 14. Dezember 
1978 


Ich rufe nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1979 (Haushaltsgesetz 1979) 
— Drucksache 8/2150 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Finanzplans des Bundes 1978 
bis 1982 

— Drucksache 8/2151 • — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 
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Präsident Carstens 

Das Wort zur Einbringung hat der Herr Bundes- 
minister der Finanzen. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung bringt den am 28. Juli 1978 
beschlossenen Haushaltsentwurf 1979 und den Fi- 
nanzplan des Bundes bis 1982 in der ersten Sitzungs- 
woche nach der Sommerpause ein, und sie entspricht 
damit den Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung. 
Mit dem Haushalt wird heute auch der von den Frak- 
tionen der SPD und FDP eingebrachte Entwurf des 
Steueränderungsgesetzes 1979 in erster Lesung be- 
raten. Er entspricht dem Regierungsentwurf des Steu- 
eränderungsgesetzes 1979 und enthält Tarifänderun- 
gen und Entlastungen bei der Einkommen- und Lohn- 
steuer, die Abschaffung der Lohnsummensteuer und 
Erleichterungen bei der Gewerbesteuer und die An- 
hebung der Umsatzsteuer. 

Die Einbringung als Initiativentwurf gibt zusätz- 
liche, wegen der Sommerpause auch dringend erfor- 
derliche Zeit für die parlamentarischen Beratungen. 
Die anqestrebten Steuerrechtsänderungen müssen 
Mitte November in Kraft treten, weil sonst ganz ge- 
wiß die technischen Voraussetzungen, insbesondere 
bei der Lohnsteuer, nicht mehr rechtzeitig geschaffen 
we^-den können. Ich begrüße die Verbindung der Be- 
ratungen von Haushalt und Steueränderungsgesetz, 
weil so die öffentlichen Ausgaben zusammen mit den 
Steuereinnahmen und der öffentlichen Kreditauf- 
nahme gesehen und beraten, Kritik und Änderungs- 
vorschläge mit Deckungsvorschlägen verbunden wer- 
(B) den müssen. 

Wir stehen bei allen Überlegungen zum Haushalt 
1979 vor der schwierigen Aufgabe, den richtigen Mit- 
telweg zwischen zwei gleichermaßen wichtigen Zie- 
len zu finden: Einerseits müssen wir alle Kräfte dar- 
auf konzentrieren, die weltweit unbefriedigende 
wirtschaftliche Entwicklung zu verbessern, zusätz- 
liche Arbeitslosigkeit zu verhindern und Vollbe- 
schäftigung anzustreben. Andererseits hat die jähr- 
liche Nettokreditaufnahme und die daraus erwach- 
sende Verschuldung einen Umfang erreicht, der zu 
größter Sorgfalt bei der Gestaltung des Bundeshaus- 
halts zwingt. 

Die grundsätzliche Frage, was die öffentlichen 
Haushalte, was Ausgabengestaltung und Kreditauf- 
nahme für den Wirtschaftsaufschwung und zur län- 
gerfristigen Sicherung von Wachstumsdhancen leisten 
können, wird sicher ein zentrales Thema dieser De- 
batte werden. Ich möchte deshalb ausführlich darle- 
gen, in welchem ökonomischen Gesamtzusammen- 
hang die Bundesregierung ihren Haushaltsentwurf 
1979 und die Gesetzentwürfe für steuerliche und so- 
zialpolitische Verbesserungen sieht. 

Unsere Beschlüsse zum Haushalt, zur mittelfristi- 
gen Finanzplanung, zur Beschäftigungs-, Sozial- und 
Steuerpolitik folgen auf eine Serie von Verhandlun- 
gen, die mit der Tagung des Europäischen Rates am 
6. und 7. Juli in Bremen und dem Treffen der Staats- 
und Regierungschefs der sieben großen Industrie- 
länder am 16. und 17. Juli 1978 in Bonn ihren Ab- 
schluß fand. Trotz beachtlicher Erfolge der Bemühun- 


gen um Preis- und Währungsstabilität, um Belebung 
des Wirtschaftswachstums und Abbau der Arbeits- 
losigkeit zeigt die Wirtschaft weltweit nach wie vor 
Schwächen und Risiken. Handels- und Zahlungs- 
bilanzungleichgewichte, insbesondere in den USA 
und in Japan, haben zu einer Kursschwäche des Dol- 
lars und zu einer Aufwertung von D-Mark und Yen 
geführt. Anhaltende Arbeitslosigkeit fördert pro- 
tektionistische Bestrebungen. 

Unsere Finanzpolitik hat deshalb bei der öffent- 
lichen Ausgabengestaltung, der Steuerpolitik und 
der Währungspolitik zum Ziel, Vollbeschäftigung zu 
erreichen, die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft zu stärken, wirtschaftliche und 
soziale Risiken zu verringern und die Zukunftsaus- 
sichten unseres Volkes zu verbessern. Unsere Po- 
litik ist eingebettet in die Wirtschafts-, Währungs- 
und Finanzpolitik der westlichen Industrieländer mit 
dem Ziel, die Wirtschaft der westlichen Welt zu stär- 
ken und ihr über die gegenwärtigen Krisenerschei- 
nungen hinwegzuhelfen. Nur vor diesem Hinter- 
grund kann die Bedeutung der Beschlüsse von Bonn 
und Bremen richtig bewertet werden. 

Wir haben uns in Bonn mit den anderen Regie- 
rungen auf eine umfassende Strategie zur Bewälti- 
gung der vor uns stehenden wirtschaftlichen Pro- 
bleme geeinigt. Dies schließt gemeinsame Positionen 
zu Wachstum, Beschäftigung und Inflation, interna- 
tionaler Währungspolitik, Energie, Handel und den 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern ein. Wir 
waren uns bewußt, daß Fortschritte in der weltwirt- 
schaftlichen Entwicklung nur durch gemeinsame, auf- (d) 
einander abgestimmte, anhaltende Anstrengungen 
erreicht werden können. 

Diese Übereinstimmung führte zu konkreten Zu- 
sagen aller teilnehmenden Regierungen. Italien und 
Japan ergreifen zusätzliche Maßnahmen, um ihr 
Wirtschaftswachstum zu steigern. Die Vereinigten 
Staaten, Kanada, Frankreich und Großbritannien 
werden sich um niedrigere Inflationsraten bemühen. 

Der amerikanische Präsident will die Abhängigkeit 
vom ausländischen Rohöl verringern, denn die Öl- 
importe sind immer noch die Hauptursache für das 
Handelsdefizit der Vereinigten Staaten. 

Wir haben in Bremen und Bonn unseren gemein- 
samen Willen zum Ausdruck gebracht, protektioni- 
stischen Tendenzen nicht nachzugeben und die lau- 
fenden GATT-Verhandlungen zu einem erfolgreichen 
Abschluß zu bringen. Isoliertes nationales Handeln, 
ein Gegeneinander wie in den dreißiger Jahren, ein 
Rückfall in Protektionismus und nationalen Egoismus 
wären für die wirtschaftliche Entwicklung in der ge- 
samten Welt und nicht zuletzt für die großen Indu- 
strieländer geradezu verhängnisvoll. 

Auch wenn der Handel mit den östlichen Staats- 
handelsländern nur einen geringen Anteil am deut- 
schen Außenhandel ausmacht, so ist doch das im Mai 
1978 mit der Sowjetunion abgeschlossene langfristige 
Wirtschaftsabkommen von großer Bedeutung. Durch 
den Abschluß von Kooperationsabkommen mit den 
östlichen Staatshandelsländem unterstützt die Bun- 
desregierung die deutsche Wirtschaft beim Ausbau 
ihrer Beziehungen zu diesen Ländern. Wir hoffen, 
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(A) damit unseren Bemühungen um Entspannung und 
Abrüstung eine festere wirtschaftliche Grundlage zu 
geben. Eine deutliche Aufwärtsentwicklung ist auch 
im Wirtschaftsverkehr mit der Volksrepublik China 
zu verzeichnen. Dieser Trend wird sich sicher noch 
verstärken. 

Die wirtschaftliche Entwicklung der westlichen 
Welt wird nach wie vor durch Instabilitäten und 
Veränderungen im Währungsgefüge gefährdet. Wir 
wollen nicht nur die Belastungen der Exportwirt- 
schaft durch Veränderungen von Währungsrelatio- 
nen vermeiden, sondern auch krisenhafte Entwick- 
lungen verhindern, die die Stabilität und Funktions- 
fähigkeit des Währungssystems bedrohen könnten. 
Wir sind überzeugt, daß als Ergebnis der Konferen- 
zen von Bremen und Bonn alle Teilnehmerstaaten 
sich ihrer währungspolitischen Verantwortung stär- 
ker bewußt geworden sind. 

Es ist deshalb nicht nur europapolitisch, sondern 
auch ökonomisch richtig, einen Anstoß zu einer en- 
geren europäischen Zusammenarbeit in der Wäh- 
rungspolitik zu geben. Die europäischen Währungen 
können anders ihrer wachsenden Verantwortung im 
Weltwährungssystem nicht gerecht werden. 

Die Bundesregierung ist sich der erheblichen 
Schwierigkeiten durchaus bewußt, die Partnerlän- 
der der Europäischen Gemeinschaft für einen ent- 
scheidenden Schritt zur Schaffung eines gemeinsa- 
men europäischen Währungssystems zu gewinnen. 
Wir müssen den verschiedenen Einzelinteressen 
ganz gewiß Rechnung tragen und zugleich eine 

P) Reihe von außerordentlich schwierigen Fragen wie 
z. B. der Bestimmung der Bezugsgröße, des Paritä- 
tengitters und der Währungs- und Kreditbeistände 
so lösen, daß unsere stabilitätsorientierte Wachs- 
tumspolitik unangetastet bleibt und deutsche Inter- 
essen gewahrt bleiben. 

Der Zeitpunkt für eine währungspolitische Initia- 
tive in Europa ist gegenwärtig günstiger als je zu- 
vor. Daß Frankreich, Großbritaninen und Italien be- 
reit sind, über den Eintritt in ein gemeinsames 
Währungssystem zu verhandeln, ist ein gutes Zei- 
chen, wenn nicht schon ein europapolitischer Erfolg 
an sich. Die Bundesregierung wird das Parlament 
unverzüglich -über die näheren Einzelheiten des ge- 
planten europäischen Währungssystems unterrich- 
ten, sobald der Verhandlungsstand dies möglich 
macht. 

Der erfolgreiche Abschluß der Konferenzen in 
Bremen und Bonn wäre nicht möglich gewesen, 
wenn die Bundesregierung nicht auch ihren Beitrag 
geleistet hätte. Alle beteiligten Regierungen, die 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute und andere 
Organisationen im Ausland waren einhellig der 
Meinung, die zu Recht als leistungsfähig einge- 
schätzte Bundesrepublik müsse zusätzliche Wadis- 
tumsimpulse geben. Die Bundesregierung hat sich 
aber bei den Verhandlungen letztlith von ihrer eige- 
nen Beurteilung unserer wirtschaftlichen Lage lei- 
ten lassen. Es ist nicht zu leugnen, daß die Bundes- 
republik im Vergleich zum Ausland ein hohes Maß 
an wirtschaftlicher Leistungskraft und Stabilität be- 
sitzt. Aber auch bei uns ist ein zusätzlicher Impuls 


für die Nachfrage notwendig, um ein höheres 
Wachstum erreichen zu können. Ein zusätzlicher 
Beitrag entspricht unserer weltwirtschaftlichen Ver- 
antwortung, der wir uns nicht entziehen können 
und nicht entziehen wollen. 

Die letzten verfügbaren Daten über die konjunk- 
turelle Entwicklung und die kurz- und mittelfristi- 
gen Aussichten geben aber auch Grund zu realisti- 
schem Optimismus. Für das zweite Halbjahr 1978 
kann gegenüber dem ersten Halbjahr mit beschleu- 
nigtem Wachstum gerechnet werden. Konjunktur- 
impulse gehen vom privaten Verbrauch, aber auch 
von der Bauwirtschaft aus, bei der sich das niedrige 
Zinsniveau und staatliche Maßnahmen, insbeson- 
dere das Zukunftsinvestitionsprogramm, das außer- 
ördentlich gut abfließt, und das Heizenergiesparpro- 
gramm, positiv auswirken. Bei den Aufträgen für 
das verarbeitende Gewerbe zeigt sich eine merk- 
liche Besserung, die vor allem von der inländischen 
Nachfrage getragen wird. Die Zuwachsrate des 
Preisindexes für die Lebenshaltung hat sich im Au- 
gust auf 2,4 V. H. vermindert. 

Die private Nachfrage übt einen erheblichen Sog 
auf die Importe aus. Dies ist auch der Grund, warum 
unsere ausländischen Freunde so besonders an 
einem stärkeren Wachstum in der Bundesrepublik 
interessiert sind. Der Anstieg der Importe von End- 
erzeugnissen im ersten Halbjahr 1978 lag mit plus 
8,5 V. H. dreimal so hoch wie der Anstieg des 
Bruttosozialprodukts. Ein Blick ins Ausland zeigt, 
daß wir auch auf dem Gebiet der Beschäftigung im 
internationalen Vergleich eine verhältnismäßig gute 
Position haben. Wir können dennoch nicht zufrie- 
den sein, solange es in unserem Lande Arbeitslosig- 
keit gibt. 

Die Bundesregierung hat zugesagt, den gesetz- 
gebenden Körperschaften zusätzliche Maßnahmen 
von etwa 1 v. H. des Bruttosozialprodukts vorzu- 
schlagen, um die Nachfrage zu stärken und die 
Wachstumsrate der Wirtschaft zu erhöhen. Dabei 
war eine wesentliche Bedingung, daß diese zusätz- 
lichen Maßnahmen die Aufnahmefähigkeit des Ka- 
pitalmarkts und die Notwendigkeit berücksichtigen, 
ein Wiederaufleben inflationären Drucks zu ver- 
meiden. 

Wir haben deshalb ein Maßnahmenpaket vorge- 
schlagen, das aus zusätzlichen gezielten öffentlichen 
Ausgaben, aus vorrangig sozial ausgerichteten Maß- 
nahmen zur Erhöhung der privaten Nachfrage so- 
wie aus steuerlichen Entlastungen sowohl für den 
einzelnen Bürger als auch für die Wirtschaft besteht. 

Wir halten alle drei Wege, eine expansive und 
gezielte Gestaltung öffentlicher Ausgaben, die Ent- 
lastung des Arbeitsmarktes und die Erhöhung priva- 
ter Kaufkraft durch Sozialleistungen und Steuer- 
erleichterungen, für möglich, geeignet und gleich- 
zeitig gangbar, um die Wirtschaftstätigkeit zu be- 
leben sowie Impulse für strukturelle Entwicklungen 
zu geben, die langfristig unsere Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit und unsere Beschäftigungs- 
möglichkeiten sichern helfen. Hinzu kommen ge- 
wisse Entlastungen des Arbeitsmarktes. 

Wir wissen, daß die Wirtschaftstätigkeit vor 
allem von den Initiativen und der Leistungskraft 
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der Unternehmen imd ihrer Beschäftigten abhängt. 
Staatliche Einflußmöglichkeiten — Globalsteuerung 
ebenso wie Strukturpolitik oder Konjunkturpro- 
gramme, Investitionshilfen oder auch gezielte An- 
reize — sind begrenzt. Aber dies ist kein Grund, 
diese Instrumente nicht zu benutzen und mögliche 
Hilfen zu verweigern. Wir bemühen uns, die Rah- 
menbedingimgen für wirtschaftliche Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, vielfältige An- 
reize für neue wirtschaftliche Initiativen und für In- 
vestitionen zu schaffen imd auf die Ursachen der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten einzugehen. Damit 
wird in keiner Weise in die unternehmerische Hand- 
lungs- und Entscheidimgsf reihest eingegriffen. 

Das Volumen des Haushalts 1979 erhöht sich 
durch die ausgabewirksamen Maßnahmen gegenüber 
dem bisherigen Finanzplan vun rund 4 V 2 Milliarden 
DM auf 204,6 Milliarden DM, wobei wir eine globale 
Minderausgabe von 2 Milliarden DM vorgesehen 
haben. 

Das Ausgabevolumen wächst gegenüber 1978 um 
15,9 Milliarden DM bzw. um 8,4 v. H. Der Netto- 
kreditbedarf des Bundes für 1979 wird sich auf 
35,5 Milliarden DM erhöhen, wobei wir eine Ver- 
ringerung der Einnahmen infolge steuerlicher Er- 
leichterungen in Höhe von 2,7 Milliarden DM unter- 
stellen. 

Wir haben uns nicht ganz ohne Bedenken zu die- 
sem Ausgabenvolumen und dem damit verbundenen 
Ansteigen der Nettokreditaufnahme entschlossen. 
Die öffentliche Kreditaufnahme darf den Kapital- 
ßj markt nicht so belasten, daß sich durch einen von 
ihr verursachten Zinsdruck negative Auswirkungen 
auf die Investitionsbereitschaft der Wirtschaft er- 
geben. In übereinstinmumg mit der Bundesbank 
sind wir aber nach eingehenden Beratungen zu dem 
Ergebnis gekommen, daß wir uns mit dem vorliegen- 
den Entwurf innerhalb dieser Grenze bewegen, wenn 
bei den Einnahmen keine weiteren Kürzungen vor- 
genommen werden — und nur dann. Die erneute Zu- 
nahme der Nettokreditaufnahme ist kurzfristig nötig 
und vertretbar und mit der Bundesbank abgestimmt. 
Mittelfristig bleibt die Konsolidierung eine wichtige 
Aufgabe der Finanzpolitik. 

Wir haben in diesem Jahr besonders diejenigen 
Ausgaben ausgeweitet, von denen wir eine nach- 
haltige Förderimg der Wirtschaft imd ihrer Wachs- 
tumschancen erwarten. Das Schwergewicht der 
Ausgabensteigerungen liegt im Bereich der Förde- 
rung von Innovationen, neuen technologischen Ent- 
wicklungen und von Forschungsvorhaben, die neue 
Produktions Chancen versprechen. Angesichts des 
wachsenden weltweiten Wettbewerbs, unseres ho- 
hen Lohnkostenniveaus, höherer Umweltanforderun- 
gen — Errungenschaften übrigens, auf die wir stolz 
sein können — müssen in der Bundesrepublik neue 
Arbeitsplätze mit hoher technologischer Qualifika- 
tion geschaffen werden. 

Aber die Möglichkeiten imd die Bereitschaft der 
Wirtschaft, kostspielige Investitionen für For- 
schungsvorhaben, für risikoreiche neue Entwick- 
lungen oder auch für Innovationen zu verantworten, 
sind begrenzt, bevor betriebliche Erfolgsaussichteh 


wirklich greifbar sind. Mit Hilfe öffentlicher Mittel 
können Risiken verringert und andere Vorleistun- 
gen erbracht werden, die die unternehmerische Ent- 
scheidung wesentlich erleichtern. Daran besteht ein 
öffentliches Interesse. Denn vom wissenschaftlichen 
und tedinisdien Fortschritt hängt es letztlich ab, ob 
und in welchem Maße die Wirtschaft durch die Auf- 
nahme neuartiger Produktionen den angesichts eines 
ständig zunehmenden Rationalisierungsdrucks un- 
vermeidlichen Wegfall von Arbeitsplätzen recht- 
zeitig und vorausschauend ausgleichen kann. 

Deshalb haben wir die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung überproportional verstärkt. Bis 
1982 werden wir gegenüber der bisherigen Planung 
7 Milliarden DM zusätzlich für Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben zur Verfügung stellen. Weitere 
1,5 Milliarden DM werden im ERP-Wirtschaftsplan 
insbesondere für Umweltschutz und Innovations- 
förderung zusätzlich bereitgestellt. 

Damit wird es uns ermöglicht, mit einer Vielzahl 
von Instrumenten die Innovations- und Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu stärken, 
umweltfreundliche Produkte und Verfahren zu ent- 
wickeln und die nächsten Schritte auf dem Wege 
zur Humanisierung der Arbeit zu gehen. Die Not- 
wendigkeit des technischen Fortschritts, auch der 
Rationalisierung, ist insbesondere von der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung seit jeher anerkannt wor- 
den, wenn ihr das auch nicht immer in ausreichen- 
dem Maße gelohnt worden ist. Diese BereUschaft 
hat der DGB- Vorsitzende kürzlich ausdrücklich her- 
vorgehoben. Aber er hat natürlich auch — und zwar (D) 
mit Recht — betont, daß die Leistungskraft der Wirt- 
schaft nicht auf Kosten der Arbeitnehmer gestärkt 
werden darf. Dies wäre auch ein Widersinn; denn 
Arbeitskraft, Qualifikationen, Leistungswille und 
Leistungsfreude der Arbeitnehmer sind die wesent- 
liche Produktivkraft, der unser Land seinen wirt- 
schaftlichen Erfolg verdankt. 

• (Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir müssen deshalb die Modernisierung der 
Wirtschaft mit dem Ziel verbinden, Entwicklungs- 
richtungen einzuschlagen, die einen unzumutbaren 
Verschleiß menschlicher Arbeitskraft vermeiden 
und die Durchsetzung menschengerechterer Arbeits- 
bedingungen begünstigen, und zwar auch und gera- 
de in wirtschaftlich schwierigen Zeiten. 

Die Bundesregierung hat diese Aufgabe mit dem 
Aktionsprogramm Forschung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens auf gegriffen. Der vorliegende 
Haushaltsentwurf sieht mit 95 Millionen DM allein 
im Bereich des Forschurngsmiinisters — es gibt dar- 
über hinaus Mittel im Bereich des Arbeitsmini- 
sters — eine kräftige Ausweitung des Programmvo- 
lumens vor. Biß 1982 soll ein Volumen von 150 Mil- 
lionen DM jährlich erreicht werden. Mit einer ver- 
stärkten Umsetzung der Ergebnisse des Programms 
wollen wir erreichen, daß sich eine menschenge- 
rechte Arbeiitsgesitaltunlg als wesentlicher Maßstab 
des wirtschaftLiohen und teohnischen Fortschritts 
allgemein durchsetzt. 

Nicht nur im Einzelplan des Bundesministers für 
Forschung und Technologie, sondern auch in ande- 
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ren Ressorts werden die Ansätze für Forschung, 
Innovationen, Entwicklung neuer Technologien und 
Umweltschutz deutlich verstärkt. So sind im Haus- 
halt ides Bunidesministers für Wirtschaft jährlich 
300 Millionen DM mehr für kleine und mittlere Un- 
ternehmen als Personal Zuschüsse zu Aufwendungen 
für Forsahunig und Entwicklung vorgesehen. 

Im Einzelplan 10 — Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — sollen mit zusätzlichen Mitteln die 
umweltfreundliche Energiegewinnung und die Ab- 
wasserbehandlung in ländlichen Gebieten sowie die 
Verringerung von Schadstoffbelastungen durch tie- 
rische und pflanzliche Produkte gefördert werden. 
Der Innenminister wird zusätzliche Mittel insbeson- 
dere für die Verbesserung der Luftreinhaltung auf- 
wenden. 

Der Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie verfügt bis 1982 über 25 Milliarden DM. Das 
sind igegenüber der bisherigen Planung 5 Milliarden 
DM mehr. Die Mehrausgaben sollen insbesondere in 
den Bereiahen Energieforschung, Rohstoff Sicherung, 
Ökologie und Umwelt, Meerestechnik und Ver- 
kehrsitechnik eingesetzt werden. Verstärkt wird 
auch die Förderung der Entwicklung elektronischer 
Techniken und der Nachrichtentechnik sowie der 
G esuniheitsf ors chung. 

Wegen ihrer Anpassungsfähigkeit, Kreativität und 
Innovationsbereitschaft sind die Selbständigen und 
die kleinen und mittleren Unternehmen oft in be- 
sonderem Maße geeignet, neue Lösungen zu finden 
und aufzugreifen, Initiativen zu entfalten und so zu 
(B) wünschenswerten strukturellen Veränderungen bei- 
zutragen. Die Bundesregierung hat deshalb ein um- 
fassendes forschungs- und technologiepolitisches 
Gesamtkonzept für kleine und mittlere Unternehmen 
verabschiedet, das diesem Ziel Rechnung trägt. Her- 
vorzuheben ist die beabsichtigte Verbesserung der 
Investitionszulage für Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben, zu der nun ein neuer Vermittlungs- 
vorschlag vorliegt, der, wie ich hoffe, von beiden 
Häusern gebilligt werden wird. Zu erinnern ist auch 
an die Wagniskapitalgesellschaft und an die Zulage 
bei der Vertragsforschung. 

Zur Verbesserung der Kapitalausstattung mittel- 
ständischer Unternehmen dienen umfangreiche Kre- 
ditprogramme des ERP-Sondervermögens, ergänzt 
durch Programme der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau und der Lastenausgleichsbank. Auf steuerlichem 
Gebiet, insbesondere bei der. Einkommen-, Vermö- 
gen- und Gewerbesteuer haben die Bundesregierung 
und die sie tragende Mehrheit die Rahmenbedin- 
gungen für die Selbständigen sowie die kleinen 
und mittleren Unternehmen laufend verbessert. Wir 
verfolgen den eingeschlagenen Weg konsequent 
weiter. Auf Grund eines Kabinettbeschlusses wird 
zur Zeit vom Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft geprüft, wie die Grün- 
dung neuer selbständiger Existenzen zusätzlich ge- 
fördert werden kann. 

Der Bund ist mit seinen industriellen Unterneh- 
men und Beteiligungen, in denen insgesamt 365 000 
Arbeitnehmer tätig sind, selbst in beträchtlichem 
Maße am wirtschaftlichen Geschehen unseres Lan- 
des beteiligt. Der Schwerpunkt dieses Engagements 


des Bundes liegt überwiegend in strukturschwachen ^ ^ 
Regionen, insbesondere im Zonenrandgebiet und im 
Saarland. Ein Teil der Bundesunternehmen ist zudem 
in Wirtschaftsbereichen tätig, . die besonders stark 
unter strukturellen Veränderungen leiden. 

Der Bund wird als Gesellschafter und Eigentümer 
im Interesse der dauerhaften Sicherung von Arbeits- 
plätzen darum bemüht sein, die Wettbewerbsfähig- 
keit dieser Unternehmen zu erhalten, eine ausrei- 
chende Kapitalausstattung sicherzustellen und im 
Einzelfall notwendige Umstrukturierungen durch 
Investitionen zu fördern. Für 1979 ist eine zusätzliche 
Aufstockung der Kapitalzuführungen um rund 200 
Millionen DM vorgesehen. 

Der Energiepolitik kommt nach wie vor große Be- 
deutung zu, da sich die mittel- und längerfristigen 
Perspektiven ja nicht verändert haben. Wir fördern 
sowohl den sparsamen und umweltfreundlichen Um- 
gang mit Energie als auch die Sicherung und Er- 
schließung nuklearer und nichtnuklearer Energie- 
quellen, selbstverständlich insbesondere der deut- 
schen Kohle. Erheblich gesteigerte investive Hilfen 
des Bundes für den deutschen Steinkohlenbergbau 
sind auch für 1979 vorgesehen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Forschung und Innovation im Kohlebereich werden 
verstärkt gefördert, um Verwendbarkeit und Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Steinkohle zu ver- 
bessern. Die erhebliche Aufstockung der Mittel für 
die Kokskohlebeihilfe auf 740 Millionen DM für 1979 (D) 
soll dem deutschen Steinkohlenbergbau einen ko- 
stendeckenden Preis und der Stahlindustrie die Ver- 
wendung deutscher Kokskohle zu international ver- 
gleichbaren Preisen ermöglichen. 

Der langfristigen Sicherung der Erdölversorgung 
der Bundesrepublik dient ein weiteres DEMINEX- 
Anschlußprogramm von insgesamt 600 Millionen 
DM bis 1981. Damit sollen neue ausländische Erdöl- 
felder erschlossen und der Kauf von Erdölfeldern 
durch die Privatwirtschaft im Ausland gefördert 
werden. Der Ausbau der Rohölreserve zur verstärk- 
ten Krisenvorsorge auf 8 Millionen Tonnen Rohöl 
wird vorzeitig erreicht. 

Die Leistungen für den Energiebereich belaufen 
sich 1979 auf insgesamt 3 Milliarden DM. Hinzu 
kommen jährlich 2 Milliarden DM zur Erleichterung 
des Kohleabsatzes in der Stromwirtschaft, die über 
eine Abgabe der Verbraucher aufgebracht werden. 

Zur rationellen und sparsamen Energieverwendung 
hat die Bundesregierung ein umfangreiches Bündel 
von Maßnahmen vorgeschlagen. Von besonderer 
Bedeutung ist wohl das Programm zur Förderung 
heizenergiesparender Investitionen mit einem Ge- 
samtvolumen von 4,35 Milliarden DM. 

Auch die hohen Aufwendungen des Bundes für 
Bildung und Ausbildung stehen im Zusammenhang 
mit der Verbesserung von Zukunftschancen. Eine 
qualifizierte Ausbildung erhöht die Chance, steigen- 
den Anforderungen des Arbeitsmarktes gerecht zu 
werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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(A) Unsere Maßnahmen im Bereich der beruflichen Bil- 
dung sind darauf ausgerichtet, das Ausbildungsplatz- 
angebot zu erhöhen und die Qualität der Ausbildung 
zu verbessern. Durch die Einbeziehung des Berufs- 
grundbildungsjahres in die Förderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz sollen diese Be- 
mühungen unterstützt werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Zur Leistungskraft der Wirtschaft trägt auch die 
öffentliche Infrastruktur bei. In wachsendem Maße 
sind auch die Qualität des wirtschaftlichen Wachs- 
tums, die Wahrnehmung von Lebenschancen in der 
Bildung oder im Arbeitsleben, die Sicherung der Ge- 
sundheit, die Erholungsmöglichkeiten und der Wert 
der Freizeit vom Angebot an öffentlichen Infrastruk- 
tureinrichtungen abhängig. Angesichts der Infra- 
struktur, über die wir heute schon verfügen, kann 
es aber selbstverständlich nicht darum gehen, die 
bisherigen Ausbautrends einfach fortzuschreiben. 

Verkehr und Kommunikationsinfrastruktur erfor- 
dern einen Großteil der Investitionen des Bundes. 
Dies wird deutlich an der Fortschreibung des koor- 
dinierten Investitionsprogramms für die Bundes- 
verkehrswege bis zum Jahre 1985 an der Steigerung 
der Investitionszuschüsse für die Deutsche Bundes- 
bahn in den Jahren 1978/79 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— lieber Herr Kollege, wenn Sie die Korrektur von 
Fehlbuchungen nicht nachvollziehen können, kann 
Ihnen niemand helfen! — ; diese Steigerung der In- 
vestititionszuschüsse, auch in der Finanzplanung bis 
1982, wird zum Ausbau eines leistungsfähigen Net- 
zes beitragen; schließlich nenne ich die Fortsetzung 
der Investitionen im Straßenbau im Rahmen des 
zweiten Fünfjahresplanes und die Verstärkung der 
Investitionen und Innovationen der Deutschen Bun- 
despost. 

Grundsätzlich wird der Ausbau der Bundesver- 
kehrswege nach einheitlichen Maßstäben mit dem 
Ziel einer volkswirtschaftlich optimalen Aufgaben- 
teilung aller Verkehrsträger angestrebt. Dabei 
wächst die Bedeutung des Umweltschutzes, der Ent- 
lastung der Gemeinden und Städte von durchgehen- 
dem Verkehr und der Substanzerhaltung. 

Ein Sorgenkind des Bundes ist bekanntlich die 
Deutsche Bundesbahn. Die Leistungen des Bundes 
an die Bundesbahn werden 1979 mit insgesamt 14,5 
Milliarden DM annähernd das Zweieinhalbfache des 
Haushalts des Bundesministers für Forschung und 
Technologie betragen. Ich möchte mit diesem Ver- 
gleich deutlich machen, wie richtig und notwendig 
es ist, bei den öffentlichen Aufwendungen die Ge- 
wichte stärker auf die Zukunftssicherung und nicht 
nur auf bestanderhaltende Investitionen zu legen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung hält am Ziel einer lei- 
stungsfähigen Bundesbahn fest. Dem Anwachsen 
des Zuschußbedarfs muß aber durch Rationalisierun- 
gen und organisatorische Verbesserungen Einhalt 
geboten werden. Wir setzen nach wie vor auf einen 
Ausbau der Leistungsfähigkeit der Bundesbahn, ins- 


besondere dort, wo unter raumordnerischen und (Q 
umweltpolitischen Gesichtspunkten der schienenge- 
bundene öffentliche Verkehr Vorteile gegenüber 
dem Gütertransport auf den Straßen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Einzelplan des Bundesministers für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau ist geprägt durch 
ein steigendes Engagement des Bundes für die Er- 
neuerung unserer Städte. Erstmals seit längerer Zeit 
gibt es jetzt auf den Arbeitsmärkten der Bauwirt- 
schaft mehr offene Stellen als Arbeitslose. Die wirt- 
schaftswissenschaftlichen Institute erwarten für das 
laufende und für das nächste Jahr eine weiterhin 
günstige Entwicklung. Zu diesem Ergebnis haben die 
städtebaulichen Teile des Programms für Zukunfts- 
investitionen, die verbesserten Abschreibungsmög- 
lichkeiten bei der Altbaumodernisierung, die steuer- 
lichen Erleichterungen beim Altbauerwerb, aber auch 
die günstige Situation auf dem Kapitalmarkt beige- 
tragen. Es wäre jetzt falsch, mit einem Übermaß an 
öffentlichen Mitteln zur Förderung des Wohnungs- 
und Städtebaus Preissteigerungstendenzen bei den 
Bauleistungen noch weiter anzuregen. Jetzt kommt 
es darauf an, den im Wohnungs- und Städtebau täti- 
gen Unternehmen mittelfristige Planungsunterlagen 
für ihre Kapazität und deren Ausbau zu geben, um 
so für eine Verstetigung der Bauleistungen zu sor- 
gen. 

Nach der Regierungserklärung von 1976 sind 
Stadterneuening und Erhaltung der Lebensfähigkeit 
der städtischen Innenbereiche Hauptziele unserer 
Städtebaupolitik. Wir haben deshalb den mittelfri- P) 
stigen Verpflichtungsrahmen für die Städtebauförde- 
rung beträchtlich erhöht. Zusätzlich haben wir die 
Mittel für den experimentellen Städtebau des Bun- 
des um 12,5 V. H. aufgestockt. Mit diesen Mitteln 
soll vor allem die sogenannte Stadthaus-Konzeption 
erprobt werden, Individuelles Wohneigentum 
könnte das Wohnen in der Stadt wieder attraktiver 
machen, eine Orientierung sowohl für den Ersatz- 
wohnungsbau in Sanierungsgebieten als auch für 
die Baulückenbebauung bieten und eine kostengün- 
stige Alternative zum Wohneigentum im Stadtum- 
land werden. 

Der Stadterhaltung und Stadterneuerung dienen 
die Bund-Länder-Modernisierungsprogramme. Wir 
haben auch hier den Verpflichtungsrahmen erhöht. 
Nachdem im letzten Jahr Altbau und Neubau steu-* 
erlich gewissermaßen gleichberechtigt wurden, soll 
die Aufstockung der Modemisierungsprogramme 
vor allen Dingen in jenen Stadtvierteln helfen, in 
denen ohne öffentliche Mittel kaum Modernisie- 
rungsinvestitianen zustande kämen. 

Bei ider Förderung des sozialen Wohnungsbaus 

hat die Bundesregierung den Ländern eine mittel- 
fristige Beteiligung des Bundes an der Finanzierung 
angeboten. Es kommt jetzt darauf an, mit den Län- 
dern gemeinsam dauerhafte Regelungen zu treffen. 

Für die Bundesregierung liegt der Schwerpunkt im 
sozialen Wohnungsbau in der Bereitstellung preis- 
werten Wohneigentums für die Familien. Das Eigen- 
"umsprogramm des Bundes ist mit über einer Mil- 
liarde DM ausgestattet. 
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Die stärker auf die Anregung von Investitionen 
und zukunftweisenden Innovationen abzielende Ge- 
staltung des Bundeshaushalts spiegelt sich im ge- 
stiegenen Anteil der Investitionsausgaben wider. 
Obwohl nach der Aufgabenverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden der Bundeshausha^lt 
kein Investitionshaushalt sein kann, liegen die In- 
vestitionsausgaben im neuen Finanzplan des Bundes 
um jährlich 3 bis 4 Milliarden DM über der bishe- 
rigen Planung. 

Der Bundeshaushalt weist für 1979 das beachtliche 
Investitionsvolumen von 33V2 Milliarden DM aus. 
Gegenüber 1978 steigen die Investitionsausgaben, 
überproportional um 14,2 v. H. und erreichen einen 
Anteil von 16,4 v. H. an den Gesamtausgaben. Ich 
überschätze die Möglichkeiten nicht, den Anteil der 
investiven Ausgaben weiter zu erhöhen und damit 
einen zusätzlichen Anstoß für wachstumsfördernde 
Investitionen zu geben. Dennoch scheint es mir 
richtig zu sein, das Bemühen um eine wachstumsför- 
dernde Ausrichtung des Bundeshaushalts in der in 
diesem Jahr begonnenen Weise auch in Zukunft 
fortzusetzen. 

Auch bei der stärkeren Betonung der zukunfts- 
orientierten, strukturverändernden Finanzpolitik 
vernachlässigen wir nicht die sozialen Leistungen 
deis Bunides. Sie haben im Entwurf der Bundesregie- 
rung einen Umfang von 72 Milliarden DM, immer- 
hin 35 V. H. des gesamten Haushalts. Das Schwer- 
gewicht der Sozialausgaben liegt in den Bereichen 
Rentenversicherung — 28 Milliarden DM — , Kin- 
dergeld — I6V2 Milliarden DM — , Kriegsopfer- 
versorgung — I2V2 Milliarden DM — und Arbeits- 
förderung — 4 Milliarden DM - — . 

Die Konsolidierung der Rentenfinanzen und der 
erfreuliche Erfolg der Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen zeigen: Unser soziales Netz wird wei- 
terhin solide finanziert und bleibt eine sichere Ge- 
währ für den sozialen Frieden in unserem Lande. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Katzer 

[CDU/CSU]: Das ist eine erstaunliche Aus- 
sage!) 

— Lieber Herr Kollege Katzer, Sie wissen doch bes- 
ser als viele andere in diesem Raum, daß das richtig 
ist. — Zugleich sind auch die Grenzen des finan- 
ziell Machbaren sichtbar geworden. Soziale Sicher- 
heit und persönliche Leistungs- und Verantwor- 
tungsbereitschaft sind keine Gegensätze; sie tragen 
sich gegenseitig. Die jüngsten Beschlüsse der Bun- 
desregierung zur Verbesserung der Umstellungs- 
und Vermittlungschancen von Arbeitslosen sind 
dafür ein anschauliches Beispiel. 

Die Leistungsverbesserungen, die die Bundes- 
regierung zur Erfüllung ihrer internationalen Ver- 
pflichtungen beschlossen hat, sollen kinderreichen 
Familien einen besseren Ausgleich für die hohen 
kinderbedingten Aufwendungen verschaffen. Die 
Bundesregierung sieht sehr wohl die Notwendigkeit, 
die Familien, insbesondere die kinderreichen Fami- 
lien, verstärkt zu fördern. Wir halten aber daran 
fest, daß das Kindergeld sozial gerechter ist als 


steuerliche Freibeträge, die die Bezieher hoher Ein- 
kommen begünstigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Man kann das Kinderproblem auch als Instrument 
des Verteilungskampfes einsetzen. 

Die Erhöhung des Kindergeldes ab 1979 um 45 DM 
für das dritte und jedes weitere Kind auf insgesamt 
195 DM und ab 1. Januar 1980 um 20 DM für das 
zweite Kind auf insgesamt 100 DM wird sich zusam- 
men mit den Steuererleichterungen bei der Einkom- 
mensteuer als eine Stärkung der Kaufkraft und da- 
mit der privaten Nachfrage auswirken. Durch die 
Verbesserungen beim Kindergeld werden diese Fa- 
milien über 2 Milliarden DM und 1980 über 3,5 Mil- 
liarden DM mehr Kaufkraft verfügen. 

Die Einführung eines Mütterurlaubs von vier Mo- 
naten zusätzlich zur geltenden Mutterschutzfrist von 
8 Wochen nach der Geburt wird insbesondere jun- 
gen Familien helfen. Frauen, die bei der Geburt 
eines Kindes in einem Arbeitsverhältnis stehen, 
sollen sich im ersten halben Jahr nach der Geburt 
ohne Belastung durch Berufsarbeit ganz ihrem Kinde 
widmen können, um damit die Entwicklungschancen 
dieses Kindes im weiteren L.eben hoffentlich zu för- 
dern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie werden während der zusätzlichen vier Monate 
bis 750 DM monatlich aus Bundesmitteln erhalten. 

Die Neuregelung soll zum 1. Juli 1979 in Kraft 
treten. 

Der Mütterurlaub und die geplante Herabsetzung (D) 
der flexiblen Altersgrenze für Schwerbehinderte 
werden sich auch günstig auf den Arbeitsmarkt 
auswirken. Mit der Herabsetzung der Altersgrenze 
vom 62. Jahr ab 1979 auf das 61. Jahr und ab 1980 
auf das 60. Lebensjahr wird den Schwerbehinderten 
die Möglichkeit eröffnet, wenn Sie so wollen, vor- 
zeitig in den Ruhestand zu gehen. Dies entspricht 
zunächst dem Anliegen, für die größere Beanspru- 
chung der behinderten Arbeitnehmer einen Aus- 
gleich zu schaffen. Die Struktur der Arbeitslosig- 
keit läßt außerdem zunehmend erkennen, daß ältere, 
behinderte und im Arbeitsleben leistungsschwächer 
gewordene Arbeitnehmer in der besonderen Gefahr 
stehen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren und dann 
keinen neuen zu finden. In dem Maße, in dem die 
Behinderten selbst ihre Lebensarbeitszeit auf ein 
nach ihrer Einschätzung angemessenes Maß von 
Belastungen zurückführen können, verliert dieses 
Problem an Bedeutung. Wir begrüßen das. 

Der Arbeitsmarktpolitik ist mit der hohen Arbeits- 
losenzahl eine noch größere Bedeutung als früher 
zugefallen. Sie hat die Aufgabe, mit individuellen 
Hilfen der Bundesanstalt für Arbeit die Vermitt- 
lungs- und Beschäftigungschancen der Arbeitslosen 
gezielt zu verbessern. Ohne Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, Kurzarbeitergeld oder berufliche Bil- 
dungsmaßnahmen wäre die Zahl der Arbeitslosen 
im Jahre 1977 um rund 170 000 höher gewesen. Der 
Entlastungseffekt für 1978 dürfte bei etwa 190 000 
liegen. 

Die Bundesanstalt wird 1979 ein Defizit aufweisen. 

Zum Ausgleich wäre es an sich geboten, die Bei- 
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(-^) träge zur Arbeitslosenversicherung von 3 v. H. um 
0,5 Prozentpunkte zu erhöhen. Wir haben jedoch 
keine Erhöhung des Beitragssatzes vorgeschlagen, 
um die Wirtschaft nicht mit zusätzlichen Kosten zu 
belasten und den Arbeitnehmern nicht zusätzlich 
Kaufkraft zu entziehen. Wir wollen 1979 zur Dek- 
kung des Defizits der Bundesanstalt — neben einer 
Kassenhilfe — 2,7 Milliarden DM als Zuschuß be- 
reitstellen. über die Finanzierung der Renten ist aus 
Anlaß des 21. Rentenanpassungsgesetzes ausführlich 
debattiert worden. 1979 wird der Bundeszuschuß an 
die Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung 
über 20 Milliarden DM betragen. 

Die landwirtschaftliche Sozialpolitik wurde seit 
Anfang der 70er Jahre zu einem Eckpfeiler unserer 
Agrarpolitik ausgebaut, z. B. durch die Einführung 
einer Pflichtkrankenversicherung für Landwirte und 
durch die Dynamisierung der landwirtschaftlichen 
. Altersgelder. 1970 betrug der Gesamtansatz für die 
Agrarsozialpolitik rund 880 Millionen DM, 1979 
sind dafür 3,3 Milliarden DM vorgesehen. Wir ha- 
ben also in diesen wenigen Jahren einen Anstieg 
von 880 Millionen auf 3,3 Milliarden DM zu ver- 
zeichnen. Rund die Hälfte der Ausgaben des Ein- 
zelplans 10 entfällt auf die landwirtschaftliche So- 
zialpolitik. Die Landwirtschaft ist Gott sei Dank 
heute kein soziales Sorgenkind mehr. Die in diesem 
Bereich Tätigen haben an den Leistungen unseres 
Sozialstaates teil, zu dessen Aufkommen sie ja auch 
ihren Beitrag leisten. 

In der Gesundheitspolitik werden neben den Be- 
mühungen um eine Kostendämpfung verschiedene 
grundsätzliche Fragen der Gesundheitspolitik von 
uns weiterverfolgt: Wie kann durch eine Vermin- 
derung von Risikofaktoren und eine Beeinflussung 
zu gesundheitsgerechtem Verhalten ein besserer 
Gesundheitsstand der Bevölkerung erreicht werden? 
Wie kann durch gesetzgeberische oder administra- 
tive Maßnahmen eine bestmögliche Arzneimittel- 
sicherheit erreicht werden? Wie kann durch Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der Berufe im Gesund- 
heitswesen die Versorgung verbessert werden? In 
diesem Zusammenhang ist wohl auch die Gesund- 
heitsforschung zu sehen, die durch ein gemeinsames 
Programm der drei beteiligten Ministerien von uns 
auf eine breitere Grundlage gestellt worden ist. 

Nahezu ein Viertel des Haushalts dient der Siche- 
rung unserer Freiheit nach außen und nach innen 
und dem weltweiten Abbau von Spannungen durch 
die militärische und zivile Verteidigung, Maßnah- 
men der inneren Sicherheit, Leistungen für Berlin 
und die Entwicklungshilfe. 

Durch die 36,8 Millionen DM, die für die militä- 
risdie Verteidigung vorgesehen sind, wird die Bun- 
deswehr in die Lage versetzt, ihre Einsatzbereit- 
schaft zu verbessern und die Modernisierung ihrer 
Ausrüstung fortsetzen. Der Verteidigungshaushalt 
spiegelt das von der Bundesregierung nach wie vor 
verfolgte Bemühen um dauerhafte Entspannung und 
um Rüstungsbegrenzungen wider. Die Politik der 
Bundesregierung wie die der westlichen Allianz ge- 
ben keinerlei Anlaß, einen unsinnigen Rüstungswett- 
lauf zu betreiben. Wir beteiligen uns nachhaltig an 
den Bemühungen, zu wirksamen Abkommen über 


Rüstungskontrollen und Rüstungsbegrenzungen zu (Q 
kommen. Aber nur auf der Grundlage der Fähigkeit 
und Bereitschaft, ein militärisches Gleichgewicht zu 
bewahren, läßt sich eine Politik der Konfliktverrin- 
gerung und des Interessenausgleichs betreiben. 

Im Bereich der Inneren Sicherheit werden die per- 
sonellen und materiellen Voraussetzungen zur Ver- 
brechensbekämpfung weiter verbessert. Knapp die 
Hälfte der 1979 für Bundesbedienstete vorgesehenen 
etwa 2 400 neuen Stellen entfallen auf den Bereich 
der Inneren Sicherheit. Die Entschlossenheit der 
Bundesregierung, der Bedrohung durch den Terro- 
rismus wirksam zu begegnen, steht außer Frage. 

Mit den von der Bundesregierung eingeleiteten ge- 
setzlichen Maßnahmen, mit dem Ausbau, der Sicher- 
heitsbehörden und der Verbesserung der Zusam- 
menarbeit im Bund-Länder-Verhältnis werden die 
erforderlichen Voraussetzungen und Mittel für eine 
angemessene Reaktion des Rechtsstaates auf die 
Herausforderung des Terrorismus geschaffen. 

Die Resolution gegen die Luftpiraterie, der die 
Teilnehmer des Bonner Gipfeltreffens zugestimmt 
haben, bedeutet eine Bestätigung unserer Bemühun- 
gen, zu einer besseren Zusammenarbeit bei der Be- 
kämpfung auch des internationalen Terrorismus zu 
kommen. Die jüngsten Fahndungserfolge außerhalb 
der deutschen Grenzen unterstreichen erneut die 
gute Zusammenarbeit unserer Polizei mit dem Aus- 
land. 

Bei aller berechtigten Besorgnis gegenüber den 
Problemen des Terrorismus übersieht die Bundes- 
regierung aber keineswegs die Bedrohungen, die 
von anderen Formen der Schwerkriminalität, z. B. P) 
der Rauschgift- und Bandenkriminalität, ausgehen. 

Der Ausbau der Sicherheitsbehörden dient sehr we- 
sentlich auch dem Zweck, diesen Bedrohungen an- 
gemessen begegnen zu können. 

Mit der finanziellen Förderung Berlins stärkt der 
Bund die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Stadt und hilft, ihre geistige und kulturelle Anzie- 
hungskraft weiterzuentwickeln. 1979 steigen die 
Aufwendungen im Rahmen der Bundeshilfe für den 
Berliner Landeshaushalt um rund 640 Millionen DM 
auf 8i,4 Milliarden DM. Zusätzlich sind zur Erleichte- 
rung des Berlin-Verkehrs im nächsten Jahr rund 
550 Millionen DM vorgesehen. Darüber hinaus wird 
nach der gemeinsamen Verständigung der Vorsit- 
zenden aller Parteien auf ein Berlin-Programm ein 
zusätzliches Maßnahmenbündel vorbereitet. Ein Teil 
dieser Vorschläge deckt sich mit dem, was die Bun- 
desregierung selbst in Gang gesetzt hat: Der Prä- 
ferenzvorsprung Berlins nach dem Berlin-Förde- 
rungsg.esetz wird aufrechterhalten. Die Förderung 
der Arbeitsaufnahme in Berlin wurde verbessert, der 
Ausbau Berlins zu einem Zentrum für Forschung 
und Entwicklung wird fortgesetzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch für andere Maßnahmen aus dem Berlin-Pro- 
gramm ist im Entwurf des Haushalts 1979 und im 
Finanzplan bis 1982 Vorsorge getroffen. Hierzu ge- 
hören insbesondere der Bau von Wohnungen für 
Fachkräfte sowie nicht zuletzt auch die verstärkten 
Finanzhilfen für das kulturelle Angebot Berlins. 

(Anhaltende Unruhe) 
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(A) Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit für den Redner. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Bundestagspräsident, es tut mir leid, ich kann nicht 
wie andere Redner kabarettistische Einlagen geben, 
damit zugehört wird. 

Präsident Carstens: Nein, Herr Minister, aber 
trotzdem verdienen Ihre Ausführungen Aufmerk- 
samkeit. Ich bitte noch einmal um Aufmerksamkeit 
für den Redner. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ent- 
wicklungshilfe und Entwicklungspolitik stehen in 
untrennbarem Zusammenhang mit den Bemühun- 
gen um eine Eindämmung und Beseitigung von Kon- 
flikten und Spannungen, die zu gewaltsamen Aus- 
einandersetzungen führen können. Insofern ist sie 
Teil unserer Friedenspolitik. Die Bilanz von über 
zwei Jahrzehnten weltweiter entwicklungspolitischer 
Hilfsbemühungen zeigt, wie schwierig die Lösung 
dieser Aufgaben ist. Es mangelt nicht an Versuchen, 
die entwicklungspolitischen Anstrengungen immer 
wieder kritisch zu durchleuchten und auch die vielen 
entwicklungshemmenden Strukturen in den betref- 
fenden Ländern deutlich zu machen und nach neuen 
Wegen zu suchen. Entwicklungspolitik ist darum 
weit mehr, als sich in Steigerungsraten für Kapital- 
hilfe, für technische Hilfe oder für andere Formen 
(®) des Ressourcentransfers ausdrücken läßt. Dennoch 
zeigt auch das Jahr für Jahr gestiegene finanzielle 
Volumen des deutschen Engagements, daß die Bun- 
desregierung die Entwicklung in der Dritten Welt 
als eine Schicksalsfrage auch für unser eigenes Land 
ansieht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die gesamten Bundesausgaben werden im Zeit- 
raum von 1977 bis 1982 um knapp 40 v. H., die Aus- 
gaben des Einzelplans 23 im gleichen Zeitraum um 
mehr als 90 v. H., d. h. doppelt so schnell steigen. 
Der weitgehende Verzicht auf Lieferbindungen er- 
höht die Qualität unserer Hilfe. Unsere liberale 
Handelspolitik — die Bundesrepüblik ist immerhin 
der größte Importeur von Fertigwaren aus Entwick- 
lungsländern — ebenso wie unsere Anstrengungen 
für eine weltweite Handelsliberalisierung im Rah- 
men der GATT-Verhandlungen eröffnen den Ent- 
wicklungsländern bessere Exportchancen. Die stei- 
genden Mittel werden es ermöglichen, unsere Zu- 
sammenarbeit mit den am wenigsten entwickelten 
Ländern zu verstärken. Hierzu trägt auch unsere 
Bereitschaft bei, diesen Ländern an Stelle der bis- 
herigen Darlehen künftig Zuschüsse zu gewähren. 
Im Einzelfall wird damit auch ein nachträglicher Ver- 
zicht von weiteren Rückzahlungen aus den bereits 
mit diesen Ländern abgeschlossenen Darlehensver- 
trägen verbunden sein. 

Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Bonn ist auch 
vereinbart worden, uns gemeinsam um die Einfüh- 
rung von Technologien zur Nutzung regenerativer 
Energien in den Entwicklungsländern zu bemühen. 


Hierfür und für ein in Aussicht genommenes Süd- 
europa-Programm sind im Einzelplan 23 die haus- 
haltsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen wor- 
den. 

Der Bundeshaushalt ermöglicht also durch seine 
maßvoll expansive Gestaltung nicht nur eine deut- 
liche Verstärkung der Ausgaben zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums und zur Verbesserung 
der Wachstumsqualität, er stärkt auch weiterhin die 
soziale Sicherheit in unserem Lande und er ermög- 
licht eine aktive Politik im Interesse weltweiter Be- 
mühungen um Entspannung und Frieden auf der 
Grundlage innerer und äußerer Sicherheit. 

Das dem Bundestag zur Beratung vorliegende 
Paket steuerlicher Gesetzesänderungen verfolgt ein 
doppeltes Ziel: Mit diesem Paket soll die auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel eingegangene Verpflichtung 
eingelöst werden, einen nachhaltigen, zusätzlichen 
Anstoß zur Erhöhung der privaten Nachfrage und 
zur steuerlichen Entlastung der wirtschaftlichen Un- 
ternehmen zu geben. Gleichzeitig sollen Änderungen 
der Steuerstruktur vorgenommen werden, die im 
Interesse der Steuergerechtigkeit liegen. 

Der wichtigste Teil entfällt dabei auf die Ände- 
rung des Lohn- und Einkommensteuertarifs. In den 
vergangenen Jahren sind auf Grund der jährlichen 
Verbesserungen der Einkommen immer mehr Bür- 
ger in die Zone hineingeraten, in der das Einkom- 
men progressiv besteuert wird. Das Hineinwachsen 
in die progressive Besteuerung ist gegenwärtig we- 
gen des Sprungs des Grenzsteuersatzes von der Pro- 
portionalzone zur Progressionszone ganz besonders 
unbefriedigend. Ich möchte an dieser Stelle auch an- 
erkennen, daß zwar der Grenzsteuersatz von beson- 
derer psychologischer Bedeutung ist, daß aber die 
wirkliche Belastung des Bürgers durch das Verhält- 
nis von Einkommen zu Steuern, also durch den 
Durchschnittsteuersatz, zum Ausdruck kommt, der 
wesentlich gemäßigter als der Grenzsteuersatz ver- 
läuft. 

Die Bundesregierung ist im Gegensatz zu einigen 
der ja keineswegs einheitlichen Forderungen aus 
den Reihen der Opposition der Meinung, daß die 
Gliederung des Einkommensteuertarifs in eine Pro- 
portionalzone für die unteren und die mittleren Ein- 
kommensschichten und eine sich daran anschlie- 
ßende Progressionszone richtig ist und beibehalten 
werden soll, also nicht durch einen durchgängig pro- 
gressiven Tarif ersetzt werden soll. Die proportio- 
nale Besteuerung ist für den Bürger übersichtlicher, 
sie ist bis zur Progressionszone gleichbleibend, was 
nicht zuletzt auch für Tarifverhandlungen von Be- 
deutung ist, und sie ist auch für die Steuerverwal- 
tung wesentlich einfacher zu handhaben. 

Wir halten es deshalb für richtig und vordring- 
lich, unter Beibehaltung der bisherigen Proportional- 
zone den Tarifsprung zur Progressionszone abzu- 
bauen und den Grundfreibetrag um 390 DM für Le- 
dige und 780 DM für Verheiratete anzuheben. Da- 
mit wird eine bessere Struktur des Steuertarifs und 
zugleich eine leistungsgerechte wie auch sozial be- 
friedigende Entlastung erreicht. Beim Vergleich der 
Entlastungsbeträge, die sich für die einzelnen Ein- 
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kommens schichten ergeben, muß berücksichtigt wer- 
den, daß diejenigen, die zumindest zum Teil in eine 
ungerechtfertigt hohe Progression hineingewachsen 
sind, von dieser Belastung befreit werden müssen. 
Es ist deshalb nicht nur folgerichtig, sondern auch 
sozial nicht zu beanstanden, daß die relativ größte 
Entlastungswirkung bei den zu versteuernden Ein- 
kommen von jährlich 24 000 DM bzw. 48 000 DM 
für Verheiratete liegt. Dies betrifft sehr breite Ein- 
kommensschichten. Der durchschnittliche Jahres- 
bruttolohn eines Industriefacharbeiters beträgt 35 000 
DM, wozu dann häufig noch die Ehefrau hinzuver- 
dient. Immerhin führt die vorgeschlagene Anhebung 
des Grundfreibetrages dazu, daß auch die Bezieher 
niedrigerer Einkommen mit 86 DM für Ledige bzw. 
172 DM für Verheiratete entlastet werden. 

Die Tarifänderung führt zu Mindereinnahmen von 
9,6 Milliarden DM im Jahre 1979 und von 11,8 Mil- 
liarden DM im Jahre 1980. Die volkswirtschaftlidie 
Steuerquote — wie ich gern zugestehe, nur ein sehr 
pauschaler Indikator für die individuelle Steuerbe- 
lastung — ist seit Gründung der Bundesrepublik 
im wesentlichen konstant. Selbst ohne Berücksich- 
tigung des Kindergeldes — was methodisch nicht 
einwandfrei ist — wird sie 1979 mit 24 v. H. nur un- 
wesentlich höher als in den 50er und 60er Jahren 
liegen. Behandelt man das Kindergeld, was von der 
Sache und von der Methode her richtig ist, als Pri- 
vateinkommen und nicht als Staatsausgabe, so wird 
die Steuerquote 1979 23,2 v. H. betragen und damit 
noch niedriger als in den 50er Jahren liegen. 

.g. Gleichzeitig mit dieser Tarifreform soll für zwei 
Personengruppen eine gezielte steuerliche Entla- 
stung gewährt werden, nämlich für unterhaltsver- 
pflichtete Getrenntlebende und Geschiedene sowie 
für die Selbständigen. Für Getrenntlebende und Ge- 
schiedene bedeutet es oft eine Härte, daß sie durch 
Unterhaltsverpflichtungen und Mehraufwendungen 
für den neuen eigenen Haushalt belastet werden und 
gleichzeitig von der günstigen Ehegattenbesteuerung 
in die deutlich höhere Besteuerung der Ledigen fal- 
len. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nun vor, 
daß die Unterhaltsverpflichteten Zahlungen bis zu 
9 000 DM jährlich als Sonderausgabe von der Steuer 
absetzen können, daß ciafür aber dieser Unterhalt 
beim Empfänger der — regelmäßig wesentlich niedri- 
geren — Steuer unterliegt. Kerngedanke dieses Vor- 
schlages ist es, den bei Ehegatten im Splitting lie- 
genden Vorteil in begrenzter Höhe auch im Verhält- 
nis zwischen Unterhaltszahler und Unterhaltsemp- 
fänger zu geben. 

Die Unterhaltsberechtigten werden es sicher als 
unbefriedigend empfinden, daß sie zunächst einmal 
mit einer höheren Steuerbelastung rechnen müssen, 
die dann wieder im Wege der Unterhaltsvereinba- 
rung vom steuerlich entlasteten Unterhaltszahler 
ausgeglichen werden muß. Die Bundesregierung 
stellt ausdrücklich fest, daß sie bei den parlamenta- 
rischen Beratungen an Überlegungen mitwirken 
wird, und zwar aktiv mitwirken wird, wie diese un- 
schöne Auswirkung des begrenzten Realsplittings 
wesentlich gemildert werden kann. 

Im Hinblick auf die Altersversorgung der Arbeit- 
nehmer enthält das Maßnahmenpaket eine Anhebung 


des besonderen Sonderausgabenhöchstbetrages für (C) 
Versicherungsbeiträge, den sogenannten Vorwegab- 
zug. Der Vorwegabzug soll mit Wirkung ab 1980 
von bisher 1 500 DM auf 2 500 DM für Alleinste- 
hende und von bisher 3 000 DM auf 5 000 DM für 
Ehegatten angehoben werden. Dies kommt in erster 
Linie selbständig Tätigen zugute, für die der Vor- 
wegabzug einen Ausgleich dafür bieten soll, daß 
bei Arbeitnehmern der Arbeitgeberanteil zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung steuerfrei bleibt, wäh- 
rend sie ihre Beiträge zur Altersversorgung in vol- 
ler Höhe selbst aufbringen müssen. 

Die Gewerbesteuer ist der Teil des Maßnahmen- 
pakets, der besonders zu Diskussionen geführt hat. 

Eine steuerliche Entlastung der Wirtschaft muß nach 
den Vereinbarungen des Weltwirtschaftsgipfels 
sicherlich Bestandteil eines ausgewogenen Maßnah- 
menpakets sein. Für diese Entlastung ist jener Be- 
reich besonders geeignet — und dies ist nun einmal 
die Gewerbesteuer — , wo die Steuerlast in ertrags- 
schwachen Situationen besonders fühlbar ist. Wir er- 
streben dabei eine Entlastung, die in besonderem 
Maße kleinen und mittleren Gewerbebetrieben zugu- 
te kommt, was durch eine weitere Anhebung der 
Freibeträge erreicht werden kann, nachdem mit Wir- 
kung vom 1. Januar dieses Jahres der Freibetrag für 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften schon 
von 15 000 DM auf 24 000 DM erhöht worden ist. 

Die Bundesregierung schlägt daneben eine Struk- 
turveränderung bei der Gewerbesteuer, nämlich die 
Abschaffung der Lohnsummensteuer vor, weil diese 
Erhebungsart der Gewerbesteuer — nach unserer 
Meinung jedenfalls — nicht in die konjunkturelle 
Landschaft paßt. Der Wegfall der Lohnsummen- 
steuer und die Anhebung des Freibetrags bei der 
Gewerbeertragsteuer führen zusammen mit den 
Rechtsänderungen der letzten Jahre zu einem Weg- 
fall von etwa einer Million Gewerbesteuerfällen. 

Dies bedeutet eine spürbare Verwaltungsverein- 
fachung. 

Die Kontroversen der letzten Wochen haben sich 
daran entzündet, ob und wie für diejenigen Ge- 
meinden, deren Einnahmen gegenwärtig noch in ge- 
wichtigem Umfang aus der Lohnsummensteuer flie- 
ßen, ein ausreichender Ausgleich bereitgestellt und 
gesichert werden kann. Wir haben wiederholt und 
in verbindlicher Form erklärt, übrigens schon als 
Teil unserer Beschlüsse vom 28. Juli 1978, daß zu- 
gleich mit der Abschaffung der Lohnsummensteuer 
ein befriedigender Ausgleich für die betroffenen 
Gemeinden gefunden werden muß. 

(Beifall bei der SPD und den Abgeordneten 
der FDP) 

Wir haben gleichfalls schon am 28. Juli 1978 be- 
schlossen, daß darüber vorher eine Verständigung 
mit Ländern und Gemeinden gesucht wird und daß 
sich der Bund an diesem Ausgleich entsprechend 
seinem Anteil an der Finanzmasse beteiligen wird. 

Es hat uns nicht überrascht, daß von den ver- 
schiedensten Seiten Ausgleichsforderungen erhoben 
wurden. Die Bundesregierung erkennt ausdrücklich 
die große Bedeutung originärer, nicht von Zuwei- 
sungen und erst recht nicht von Auflagen der Län- 
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(A) der abhängiger Einnahmen für die kommunale 
Selbstverwaltung an. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wir sind deshalb der Meinung, daß die Gewerbe- 
steuer als die wichtigste im Grundgesetz garantierte 
Realsteuer erhalten bleiben muß. Forderungen, die 
an die Substanz der Gewerbesteuer gehen, gehen an 
die Substanz der kommunalen Finanzen und der 
kommunalen Selbstverwaltung. Eine bundesweite 
Verbesserung der originären Steuereinnahmen der 
Gemeinden, so wünschenswert sie aus allgemeiner 
kommunalpolitischer Sicht sein mag, kann aber 
keinen Ausgleich für den Wegfall der Lohnsummen- 
steuer bieten, der ja nur einen Teil der Gemeinden 
betrifft. 

Wir werden die Gespräche und Verhandlungen 
mit den Ländern und den kommunalen Spitzenyer- 
bänden fortsetzen. Diese Gespräche werden durch 
die Überlagerung verschiedener Probleme kompli- 
ziert. Zwischen Bund und Ländern stehen z. B. Neu- 
verhandlungen über die Aufteilung der Umsatz- 
steuer an. Hier ist es der Bund, der auf Grund der 
eingetretenen Belastungsverschiebungen Forderun- 
gen stellen muß. Auf der anderen Seite geht es da- 
bei um den Ausgleich der durch das Steuerpaket ent- 
stehenden Lasten, wobei die Länder nicht nur ihre 
eigenen, sondern auch die Interessen der Gemeinden 
vertreten. Die Bundesregierung hat den Ländern zum 
Ausgleich der Ausfälle bei der Lohnsummensteuer 
1,4 Milliarden DM angeboten, so daß der Bund bei 

(B) einem unterstellten Einnahmeausfall von 2,8 Mil- 
liarden DM mit 50 v. H. mehr tragen würde, als es 
seinem Anteil an der gesamtstaatlichen Finanzmasse 
entspräche. 

Gegenüber weitergehenden Forderungen muß die 
Bundesregierung — und zwar letztlich im Interesse 
des gesamten Staates — darauf hinweisen, daß die 
finanzielle Belastung des Bundes an Grenzen stößt. 
Das Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben ist 
beim Bund deutlich ungünstiger als bei Ländern und 
Gemeinden. Der Bund trägt für die wichtigsten und 
schwierigsten Aufgaben unseres Landes wie die 
Überwindung der konjunkturellen und strukturellen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, den Ausbau und 
die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft, die 
äußere Sicherheit und die Zusammenarbeit mit der 
Dritten Welt die maßgebliche gesamtstaatliche Ver- 
antwortung. Aber er kann ihr nicht gerecht werden, 
wenn er im Verhältnis finanziell schlediter ausge- 
stattet wird als Länder und Gemeinden, so wichtig 
und bedeutsam deren Aufgaben auch einzuschätzen 
sind. 

Das Steuerpaket enthält schließlich eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um 1 v. H. zum 1. Juli 1979. Sie 

ist von der Sache her unabweisbar, weil das gesamte 
Maßnahmenpaket — also eine maßvolle expansive 
Gestaltung des Haushalts, zusätzliche Sozialleistun- 
gen und die steuerlichen Entlastungen — ohne sie 
nicht finanzierbar ist. Der Bundeshaushalt und die 
vorgesehenen steuerlichen Maßnahmen führen 1979 
zu einem öffentlichen Nettokreditbedarf von an- 
nähernd 60 Milliarden DM. Dies ist die oberste 


Grenze dessen, was wir ohne negative Rückwirkun- 
gen auf Zinsen und Konjunktur dem Kapitalmarkt 
zumuten können, und dies ist auch die oberste 
finanzpolitisch vertretbare Grenze. Es ist auch die 
mit der Bundesbank abgesprochene Grenze. Ich 
werde keiner Forderung nachgeben, der nicht auch 
die Bundesbank zustimmen kann. 

Es besteht grundsätzlich ein weiter Konsens, daß 
die Siruktur unseres Steueraufkommens korrektur- 
bedürftig ist, weil der Anteil des Aufkommens aus 
indirekten Steuern gegenüber dem aus den wesent- 
lich dynamischeren direkten Steuern ständig zurück- 
gegangen ist. Während Anfang der 50er Jahre das 
Verhältnis zwischen den direkten und den indirek- 
ten Steuern bei einem Anteil von jeweils etwa 
50 V. H. gelegen hatte, überwiegen heute die direk- 
ten Steuern mit rund 60 v. H. in unserem Steuer- 
system. Diese Entwicklung ist auch wegen der Har- 
monisierung innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft korrekturbedürftig, ohne die es keinen wirk- 
lich freien Warenverkehr und keinen unverfälschten 
Wettbewerb in der Europäischen Gemeinschaft ge- 
ben kann. Die Erhöhung der Mehrwertsteuer um 1 Vo 
ist angesichts ständig gefallener Preissteigerungs- 
raten — und zwar trotz einer zwischenzeitlichen Um- 
satzsteuererhöhung gefallener Preissteigerungsraten 
— konjunkturell unbedenklich. Rein rechnerisch 
müßte der Lebenshaltungskostenindex einmalig um 
etwa 0,6 oder 0,7 Prozentpunkte steigen. Wir haben 
jedoch bei der Anfang dieses Jahres durchgeführten 
Umsatzsteuererhöhung gesehen, daß eine Umsatz- 
steuererhöhung bei intensivem Wettbewerb und 
günstiger Entwicklung der Importpreise durchaus mit 
dem Ziel einer günstigen Preisentwicklung verein- 
bar sein kann, allerdings leider nicht sein muß. 

Die bei den Bürgern eintretenden Mehrbelastun- 
gen halten sich im Rahmen. Sie betragen selbst dann, 
wenn die Umsatzsteuererhöhung voll auf den Ver- 
braucher durchschlägt, was ja keineswegs sicher ist, 
rein rechnerisch im Monat 6 DM beim 2-Personen- 
Rentnerhaushalt mit geringem Einkommen, 15 DM 
beim 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalt mit mittle- 
rem Einkommen und 24 DM beim 4-Personen-Ar- 
beitnehmerhaushalt mit höherem Einkommen. 

Zusammenfassend möchte ich feststellen: 

Der Entwurf des Bundeshaushalts 1979 trägt durch 
eine deutliche Verstärkung der Ausgaben für For- 
schung, technische Entwicklungen, Investitionsförde- 
rung und Innovationen in der Wirtschaft und durch 
wirtschaftsbelebende Anreize dazu bei, die wirt- 
schaftlichen Aussichten weiter wesentlich zu verbes- 
sern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Entwurf des Bundeshaushalts leistet einen Bei- 
trag zur qualitativen Verbesserung des wirtschaft- 
lichen Wachstums z. B. durch Innovationen, durch 
die Stärkung von Umweltforschung und Umwelt- 
schutz, durch die Förderung von Modellvorhaben 
im Städtebau und durch eine umweltbewußte Ver- 
kehrspolitik. 

Der Entwurf verstärkt das soziale Netz und er- 
höht das Niveau der Sozialleistungen zugunsten der 
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Behinderten, der kinderreichen Familien und der 
berufstätigen Mütter. 

Er trägt den Belangen der inneren und äußeren 
Sicherheit Rechnung und ermöglicht es der Bundes- 
regierung, weiterhin eine aktive Rolle bei dem Be- 
mühen um Entspannung und um bessere Entwidc- 
lungschancen für die Dritte Welt zu spielen. 

Die Bundesregierung hält die Reform des Einkom- 
mensteuertarifs für notwendig, um die Wirkung der 
• Progressionszone zurückzuführen; sie hält die Kom- 
bination von Grundfreibetrag und Abbau des Tarif- 
sprungs für sozial gerecht und ausgewogen. 

Die Bundesregierung spricht sich für eine Ver-‘ 
ringerung der Belastung der Wirtschaft durch die 
Gewerbesteuer und die Abschaffung der Lohnsum- 
mensteuer aus, ohne daß die Steuerkraft der Ge- 
meinden ausgehöhlt werden darf. 

Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ist unver- 
zichtbar, wenn wir die öffentlichen Finanzen in Ord- 
nung halten wollen. Die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer um 1 V. H. bedeutet für die Verbraucher eine 
vergleichsweise geringe und zi^mutbare Belastung. 

Vom Verlauf der Beschlußfassung in den gesetz- 
gebenden Körperschaften hängt nicht nur die recht- 
zeitige Verwirklichung der Lohn- und Einkommen- 
steuererleichterungen ab; von ihr hängt auch ab, 
wie stark sich die positiven Impulse der wirtschafts- 
belebenden Maßnahmen im In- und Ausland aus- 
wirken können. Gemeinsam mit unseren Freunden 
im Ausland können und wollen wir die wirtschaft- 
ßj liehen Schwierigkeiten überwinden und den Her- 
ausforderungen der Zukunft gerecht werden. 

Die Bundesregierung bittet Sie um Ihre Unterstüt- 
zung und um Zustimmung zu den vorliegenden Ent- 
würfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Haus hat die Einbrin- 
gungsrede des Herrn Bundesministers der Finanzen 
gehört. Ich unterbreche nun, wie vorhin beschlossen, 
die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung von 10.22 bis 15.Ö0 Uhr) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die unterbrochene Sitzung wie- 
der. 

Ich rufe zusätzlich zu Punkt 1 der Tagesordnung 
den Punkt 2 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des 
Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze 
(Steueränderungsgesetz 1979 — StÄndG 1979) 
— Drucksache 8/2100 — 

überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Finanzaussdiuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

sowie den Punkt 3 der Tagesordnung: 


Erste Beratung des von den Fraktionen der (Q 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Herabsetzung der flexiblen Alters- 
grenze in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für Schwerbehinderte (Fünftes Renten- 
versiciierungs-Änderungsgesetz — 5. RV- 
ÄndG) 

— Drucksache 8/2101 — 

überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

und den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
. kindergeldgesetzes 
— Drucksache 8/2102 — 

' Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(federführend) 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Arbeit und SozialcJrdnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

auf. 

Das Wort in der verbundenen Debatte hat der 
Herr Abgeordnete Häfele. 

Dr, Häfele (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die Fraktionen haben sich, wie ich 
höre, dahin verständigt, daß wir heute mit Schwer- 
gewicht über die von den Regierungsfraktionen 
eingebrachten Gesetzentwürfe sprechen und morgen 
und übermorgen mit Schwergewicht die allgemeine 
Aussprache über die Haushaltsrede führen. Ich spre- 
che also in erster Linie über die Gesetzentwürfe, die 
die Koalitionsfraktionen eingebracht haben, natür- 
lich vor allem zu dem Steueränderungsgesetz 1979, 
während meine Kollegen nachher noch zu den bei- 
den anderen Gesetzentwürfen im einzelnen Stel- 
lung nehmen. 

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßt es, daß bei 
den neuen Finanzbeschlüssen der Bundesregierung 
das Schwergewicht auf Steuerentlastungen gelegt 
worden ist. Damit haben wir zum erstenmal einen 
etwas anderen Ansatz als bei den neun sogenann- 
ten Konjunkturförderungsprogrammen seit 1974, 
bei denen ganz überwiegend das Schwergewicht auf 
den Ausgabensteigerungen lag. Wir begrüßen es, 
daß sich damit Vorstellungen der SPD und auch Vor- 
stellungen von (Bundesfinanzminister Matthöfer und 
Bundesforschungsminister Hauff, die noch in den 
letzten Monaten öffentlich artikuliert wurden, nicht 
durchgesetzt haben, nämlich mit weiteren massiven 
Ausgabenprogrammen einen neuen, diesmal den 
zehnten und vermutlich wieder vergeblichen Ver- 
such zu machen. Diese Einlassungen der beiden 
Bundesminister gingen ja soweit, „gezielte" neue 
Ausgabenprogramme zu verlangen, sprich: noch 
mehr staatliche Investitionslenkung über unser Land 
auszubreiten, als wir das teilweise ja ohnedies lei- 
der schon haben. 

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßt im Steuer- 
änderungsgesetz 1979 neben den anderen Erleich- 
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(A) terungen insbesondere, daß jetzt doch schon zum 
Jahre 1979 ein neuer Einkommen- und Lohnsteuer- 
tarif in Kraft gesetzt werden soll. Wir begrüßen vor 
allem audi, daß die Lohnsummensteuer beseitigt 
werden soll. 

Dies alles ist eine Abkehr von der Regierungs- 
erklärung von Bundeskanzler Helmut Schmidt am 
Beginn dieser Legislaturperiode, in (der er noch am 
16. Dezember 1976 für die Regierung erklärt hat, 
daß in der gesamten Legislaturperiode keinerlei Ab- 
bau der Steuerlast in Betracht komme. Sie erinnern 
sich: Damals ging es nur um einen Vorschlag, der 
mit der Regierungserklärung vorgelegt wurde, näm- 
lich die Mehrwertsteuer um 2 Prozentpunkte anzu- 
heben und das halbe Volumen — rund 6 Milliarden 
DM — für steuerliche Reparaturarbeiten zu ver- 
werten. Es ist uns durch unseren Widerstand damals 
gelungen, die zweiprozentige Anhebung zu hal- 
bieren, und es ist uns auch in der Folgezeit gelun- 
gen, die Regierung auf ihrem ursprünglichen Kurs 
wankelmütig zu machen und wenigstens etwas in 
die richtige Richtung zu drängen. 

Es ist auch eine Abkehr von der Verhaltensweise 
der Koalition noch im Herbst 1977 im Zusammen- 
hang mit dem Steuerpaket, das wir damals erzwun- 
gen haben. Damals haben wir diesen berühmten 
Tariffreibetrag durchgesetzt, der zum 1. Januar die- 
ses Jahres in Kraft getreten ist. Zu unserem Antrag, 
schon zum 1. Januar dieses Jahres einen neuen Tarif 
in Kraft zu setzen, wurde gesagt, dies sei bis 1980 zu 
verschieben. Auch dies gilt heute nicht mehr. Es gilt 
auch nicht mehr, was die SPD/FDP-Koalition in 

^ ^ einer Kampfabstimmung am 21. Juni dieses Jahres, 
in der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause, 
hier im Plenum des Deutschen Bundestages gegen 
uns beschlossen hat. Sie hat damals unseren Antrag 
abgelehnt, schon 1979 wenigstens einen ersten 
Schritt in Richtung auf Einführung eines neuen Ein- 
kommensteuer- und Lohnsteuertarifs zu tun. Wir 
haben wertvolle Monate verloren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wäre man auf die CDU/CSU-Vorschläge im Finanz- 
ausschuß eingegangen, dann wäre das ganze Hin 
und Her nicht entstanden. Dann hätte man die Ge- 
setze in Ruhe beraten können. Jetzt haben wir wie- 
der die berühmte Hektik. Man hat nichts aus den 
Erfahrungen der letzten Jahre gelernt. Trotzdem ist 
die Fraktion der CDU/CSU der Koalition entgegen- 
gekommen und hat alles mitgemacht, damit wenig- 
stens in den nächsten Tagen dieser neue Tarif be- 
raten werden kann. An uns soll es nicht liegen. Das 
ist unser Ziel. Aber man muß klar sehen: Die Koali- 
tion hat entweder keine Weitsicht, oder sie ist nicht 
in der Lage, rechtzeitig die erforderlichen Entschei- 
dungen zu treffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Beides!) 

— Einverstanden. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß die- 
ser neue Einkommen- und Lohnsteuertarif, der vor 
allem nur diesen leistungshemmenden Tarifsprung 
von 22 ®/o auf 30,8 ®/o beseitigt — eine der schlimm- 
sten Hinterlassenschaften der sogenannten Steuer- 
reform aus dem Jahre 1975 — , allenfalls ein erster 


Schritt in die richtige Richtung sein kann. Es han- (Q 
delt sich hier nicht um eine echte Steuersenkung. 

Es geht nur um das vorübergehende Verhindern von 
weiteren automatischen heimlichen Steuererhöhun- 
gen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Der Sachverständigenrat hat in seinem letzten 
Gutachten nachgewiesen, daß trotz der weitgehend 
von uns durchgesetzten Steuerentlastungen zum 
1. Januar 1978 in diesem Jahr schon niedrigere 
Reallohneinkommen von der Progression erfaßt 
werden als im Jahre 1975, nach der sogenannten 
Steuerreform. Dies würde erst recht für das Jahr 
1979 gelten. Das Lohnsteueraufkommen würde im 
nächsten Jahr etwa doppelt so stark wie das Brut- 
tosozialprodukt wachsen. 

Herr Bundesfinanzminister, ich will Sie ganz un- 
polemisch ansprechen: Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie das Argument, das Sie — wie auch Ihr 
Amtsvorgänger — heute morgen in Ihrer Haushalts- 
rede wiederholt verwandt haben, doch einmal über- 
prüfen würden. Ich meine das berühmte Spiel mit 
der Steuerlastquote. Es stimmt einfach nicht, daß 
die Steuerlastquote in den letzten Jahren nicht an- 
gewachsen sei. Ich nehme die neuesten Zahlen aus 
Ihrem eigenen Haus: 1977 haben wir eine Steuer- 
lastquote von 26,2 ®/o gehabt. In diesem Jahr ha- 
ben wir eine von 25,7 ®/o, und zwar wegen der von 
uns durchgesetzten Steuerentlastungen. 1970 — das 
war Ihr Eröffnungsjahr — betrug die Steuerlast- 
quote 23,6 Vo, also rund 2 Prozentpunkte weniger. 

1 ®/o des Bruttosozialprodukts sind rund 13 Milliar- 
den DM. Das ist also eine Differenz von 26 Milliar- ^ ^ 
den DM, die Sie allein mit dem Familienlastenaus- 
gleich nicht erklären können. Ganz abgesehen da- 
von müssen die Mittel, die beim Kindergeld aus- 
gegeben werden, doch irgendwo hergenommen wer- 
den. Außerdem muß auch für die Investitionszu- 
lage immer mehr abgezogen werden. Das ist von er- 
heblicher Bedeutung. 

Aber viel wichtiger als dieses Spiel ist für den 
Bürger und für die Betriebe die Abgabenlastquote, 
die Summe aus Steuerlastquote und Sozialabgaben- 
lastquote. Diese Quote beläuft sich inzwischen auf 
ungefähr 40 ®/o des Bruttosozialprodukts. Darin 
liegt die eigentliche Drosselung der privaten Kräfte 
in unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir müssen weiter- 
hin im Zusammenhang mit der Steuerlastquote se- 
hen, daß sich eine gewaltige Verschiebung in der 
Struktur der Steuern ergeben hat. In den goldenen 
50er und 60er Jahren war wegen der blühenden 
Wirtschaft der Anteil der Gewinnsteuern unver- 
gleichlich größer, während jetzt, als Folge der 
Wirtschaftsschwäche, vor allem der Anteil der 
Lohnsteuer und der Anteil der ertragsunabhängi- 
gen Steuern, die die Betriebe zu zahlen haben, ange- 
wachsen ist. Die Struktur hat sich also sehr in 
Richtung Leistungsfeindlichkeit und in Richtung 
Investitionshemmnis verändert. 

Angesichts dieser heimlichen Steuererhöhungen 
zeigt sich, wie recht die Fraktion der CDU/CSU 
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schon im Jahre 1974 gehabt hat, als sie bei den Be- 
ratungen über die sogenannte Steuerreform den 
Versuch machte, einen Jahrestarif bericht einzufüh- 
ren, damit alljährlich die heimlichen Steuererhö- 
hungen überprüft und abgebaut werden, damit nicht 
beim Staat die Illusion entsteht, er habe Steuerein- 
künfte, die ihm im Grunde gar nicht zustehen. Denn 
das, meine Damen und Herren, ist der eigentliche 
finanzpolitische Grundfehler, den Sie als Koalition 
in diesem Lande ab 1970 gemacht haben: Sie haben 
die heimlichen Steuererhöhungen ständig als dem 
Staat legitimerweise zustehende Einnahmen be- 
trachtet und haben Ihre gesamten mittelfristigen 
Ausgabenplanungen auf diese heimlichen Steuer- 
erhöhungen gegründet — mit der Folge, daß Sie 
über etwas verfügt haben, was in der Hand der 
Bürger bleiben muß, was in der Hand’ der Betriebe 
bleiben muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser erste Schritt, der jetzt — spät genug — für 
1979 getan werden soll, kann nur ein Anfang sein. 
In den kommenden Jahren werden sich weitere 
Schritte anschließen müssen, sollen wir den heim- 
lichen Steuererhöhungen zu Leibe rücken können. 

Der Anfangssteuersatz ist mit 22 ®/o nach wie vor 
zu hoch. Wir sind auch der Meinung, daß am Schluß 
ein durchgehender Progressionstarif wird heraus- 
kommen müssen. Es ist interessant, was in diesen 
Tagen sowohl Sie, Herr Finanzminister — nämlich 
heute morgen — , als auch, wie wir der Presse ent- 
nehmen, Herr Bundeskanzler Schmidt vor Ihrer 
(B) Fraktion gesagt haben. Er hat sich gegen einen 
durchgehend progressiven Tarif mit einem inter- 
essanten Argument ausgesprochen; er hat ihn näm- 
lich in einen Bezug zur Tarif autonomie gebracht. 
Das ist ein völliger Wandel gegenüber der bisheri- 
gen Auffassung der SPD-Fraktion, die immer erklärt 
hat, Tarifverhandlungen und Steuerpolitik seien 
zwei Paar Schuhe und hätten nichts miteinander zu 
tun. Dieser Gegensatz ist interessant. 

Noch interessanter aber ist, daß er meinte, bei 
Tarifverhandlungen dürfe nur für die, die nicht in 
der Steuerprogression sind, sichtbar und spürbar 
etwas heraüskommen. Ich kann dem Herrn Bundes- 
kanzler nur raten, in künftigen Wahlkämpfen allen 
verheirateten Arbeitnehmern, wenn sie mehr als 
32 000 DM im Jahr verdienen — und das verdienen 
fast alle, wenn beide arbeiten, was ja nicht ganz 
selten ist — , zu sagen, daß sie künftig keine Adres- 
saten sozialdemokratischer Politik mehr sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich geht es bei der Steuerpolitik auch um 
die aufstrebenden Mittelschichten, um die Fach- 
arbeiter, natürlich geht es bei der Progression vor 
allem um dieses Thema. Deswegen ist das, was jetzt 
geschehen soll, ein erster, aber ein unzureichender 
Schritt, und in dieser Richtung muß in den kommen- 
den Jahren weitergemacht werden. 

Für einen entscheidenden Fehler halten wir aller- 
dings, daß die Regierungskoalition für diesen Ab- 
bau der heimlichen Steuererhöhungen als Ausgleich 
eine Anhebung der Mehrwertsteuer beschließen 
möchte. Das ist völlig ausgeschlossen! Wenn Sie 


auf der einen Seite heimliche Steuererhöhimgen ab- (Q 
bauen und das auf der anderen Seite durch Anhe- 
bung der Mehrwertsteuer wieder ausgleichen wol- 
len, gibt buchstäblich die eine Hand etwas, was die 
andere nimmt. Und sie nimmt etwas, was dem Staat 
gar nicht zusteht, sondern was — entgegen der 
Praxis der heimlichen Steuererhöhimgen — in der 
Hand der Bürger und der Betriebe bleiben muß. 

Wenn Sie dieses Spiel fortführen — und das ver- 
suchen Sie jetzt zum zweiten Male mit der An- 
hebung der Mehrwertsteuer — , werden wir hier 
alle ein bis zwei Jahre eine Anhebung der Mehr- 
wertsteuer erleben; wir werden am Schluß bei 
Mehrwertsteuersätzen nahe 20 ®/o landen, ohne eine 
Steuerreform zu haben, die diesen Namen verdient. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das Gesetz des wachsenden Staatsanteils — und es 
ist doch die Crux der letzten Jahre, daß der Staat 
immer mehr gewachsen ist — wird dann nicht 
durchbrochen werden; vielmehr wird der zu hohe 
Staatsanteil nicht bloß festgeschrieben werden, son- 
dern er wird sogar noch über 50 ®/o hinaus wachsen. 

Dies kann nicht in Betracht kommen. 

Wir warnen also die Regierungskoalition, vor 
allem die FDP, davor, die Abschaffung der Lohn- 
summensteuer von diesem Steuerpaket abkoppeln 
zu wollen. Wir haben da in den letzten Wochen teil- 
weise markige Worte aus FDP-Kreisen gehört; 
selbst aus Asien hörten wir aus dem Munde des 
Wirtschaftsministers, daß das überhaupt nicht in 
Betracht komme: wenn diese Lohnsummensteuer 
abgekoppelt wird, knallt's — oder wie er sich 
asiatisch ausgedrückt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Umgefallen!) 

Inzwischen wählen Sie einen anderen Begriff; das 
Wort „abkoppeln" mögen Sie nicht mehr. Sie reden 
von „zeitverrückter" Beratung, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

von „zeitversetzter" Beratung; das ist, glaube ich, 
der neue Begriff. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein, verrückt! 

— „Verrückt" stimmt! — Dr. Kohl [CDU/ 

CSU]; Schwerpunkt liegt bei „verrückt"!) 

Meine Damen und Herren, sollten Sie den Ver- 
such machen, vor den Landtagswahlen, die wir im 
Herbst dieses Jahres haben, hier ein Steuerpaket 
durchzupeitschen, das nur die Tarif änderung, also 
einen Teilabbau von heimlichen Steuererhöhungen, 
enthält und die Anhebung der Mehrwertsteuer da- 
mit verknüpft, ohne die Lohnsummensteuer abzu- 
schaffen, dann werden wir dafür sorgen, daß die 
Öffentlichkeit dies erfährt. Dann haben Sie abge- 
koppelt. 

(Lachen bei der SPD) 

Wie soll dann die Öffentlichkeit noch das Vertrauen 
haben, daß Sie mit der Abschaffung der Lohnsum- 
mensteuer tatsächlich Ernst machen wollen? Wie soll 
dieses Vertrauen entstehen — nach dem Hin und 
Her? 

(Zurufe von der SPD) 
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(A) — Herr Weber, da muß ich Ihnen etwas sagen. Der 

Glaube an Ihre steuerpolitischen Versprechungen 
vor den Wahlen ist ohnedies im Volk nicht mehr 
weit verbreitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genauso wird es mit der Lohnsummensteuer sein. 

Für die CDU/CSU kommt allenfalls in Betracht, 
über eine Anhebung der Mehrwertsteuer mit uns 
reden zu lassen, wenn es sich um eine echte Steuer- 
reform handelt, die Investitionshemmnisse auf Dau- 
er beseitigt, die die Steuerstruktur dauerhaft ver- 
bessert und die auch das Steuerrecht vereinfacht. 

Natürlich muß die Lohnsummensteuer abgeschafft 
werden. Das ist eine alte Forderung der CDU/CSU. 
Sie ist in unserer wirtschaftlichen Fehlentwicklung 
^ ^ zu einer Antiarbeitsplatzsteuer geworden. Bezeich- 
nend ist ja, daß Sie von der SPD in den letzten Wo- 
chen und Monate diesen Widerstand gegen die Ab- 
schaffung der Lohnsummensteuer geleistet haben. 
Es ging nicht bloß um die Kämmerer und die Ober- 
bürgermeister. Da muß man noch ein gewisses Ver- 
ständnis haben, daß die sich natürlich gewehrt haben. 
Obwohl es vielleicht interessant ist: denn im Grunde 
trauen sie ihrem Kanzler Helmut Schmidt nicht, daß 
er mit dem Ausgleich tatsächlich nachher Ernst macht. 
Die SPD-Oberbürgermeister und die Kämmerer sagen 
sich; Uns soll es nicht so gehen wie den Rentnern 
vor der letzten Bundestagswahl. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei der 
CDU/CSU) 

Dafür haben wir ein gewisses Verständnis. Aber es 
ist natürlich schon bezeichnend, daß die Lohnsum- 
mensteuer, diese überfällige, abzuschaffende Steuer, 
in erster Linie in SPD-regierten Bundesländern und 
in erster Linie in SPD-regierten Großstädten einen 
so großen Anteil am Steueraufkommen ausmacht. 
Das hat natürlich auch ideologische Gründe. 

(Zuruf von der SPD) 

Gelegentlich muß man sich mit Ihren Parteitagsbe- 
schlüssen befassen. Denn in Mannheim im Jahre 
1975 hat die SPD noch beschlossen: In allen Gemein- 
den muß die Lohnsummensteuer obligatorisch wer- 
den. — - In allen Gemeinden! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Eine der wirtschafts- und arbeitsplatzfeindlichsten 
Steuern, die es überhaupt nur gibt! Vor noch nicht 


ganz drei Jahren wurde das beschlossen. Diese Dis- 
kussion bei Ihnen — sie existiert nur bei der SPD — , 
die Diskussion über die Abschaffung der Lohnsum- 
mensteuer ist ein Musterbeispiel dafür, wie wenig 
Sie für wirtschaftliche Zusammenhänge Verständ- 
nis haben, und dafür, daß Sie an die Steuerpolitik 
mit einer ideologischen Brille herangehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Für Sie ist die Beseitigung einer Steuer, die die Un- 
ternehmungen bezahlen müssen, im Zweifel ein 
„Geschenk an die Unternehmer". Solange Sie sich so 
artikulieren, meine Damen und Herren, brauchen 
Sie sich nicht zu wundern, daß ein Zukunftsvertrau- 
en, eine Investitionsneigung in unserem Land nicht 
entsteht. Das haben Sie sich zuzuschreiben, sonst 
niemand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die gleiche Neid-Ideologie zeigt sich ja in SPD- 
Kreisen, Herr Weber, wiederum in Nordrhein-West- 
falen. Dort sind in den letzten Wochen, glaube ich, 
sogar Beschlüsse von irgendwelchen Bezirkspartei- 
tagen dagegen gefaßt worden, wonach es da welche 
gibt, die ein bißchen mehr entlastet werden als an- 
dere. Natürlich, wer mehr Steuern zahlt, wird in ab- 
soluten Zahlen auch mehr entlastet. Aber relativ ge- 
sehen, werden die unteren Steuerzahler wesentlich 
mehr entlastet als die oberen. Das ist die Folge des 
Progressionseffekts. Entweder wollen wir eine pro- 
gressive Besteuerung, oder wir wollen sie nicht. 
Wenn wir die heimlichen Sleuererhöhungen abbau- 
en, dann gilt das hoffentlich für alle und nicht bloß 
für eine ganz bestimmte Gruppe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Weber? 

Dr. Weber (Köln) (SPD): Herr Häfele, können Sie 
bestätigen, daß es Ihr CDU-Kollege Rommel, Ober- 
bürgermeister von Stuttgart und durchgefallener 
Ministerpräsidentenkandidat, war, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

der eine Verfassungsklage für den Fall angekündigt 
hat, daß die Vorhaben, die die CDU auf dem Ge- 
biete der Realsteuern wahrmachen will — das ist 
ja nicht nur die Lohnsummensteuer — , auch tatsäch- 
lich durchgeführt werden? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Weber, Sie sollten 
dem Präsidenten des Städtetags eigentlich dankbar 
sein, daß er in dieser seiner Funktion so solidarisch 
mit den SPD-Oberbürgermeistern ist. Sie sollten 
das anerkennen. Aber hier geht es nicht darum, ob 
Ihre SPD-Oberbürgermeister recht haben und der 
Flankenschutz, den Herr Rommel gegeben hat, be- 
rechtigt ist oder nicht, sondern hier geht es darum, 
ob wir eine richtige Steuerpolitik machen, mit der 
endlich die Antibeschäftigungsteuer abgeschafft 
wird, oder nicht. Das ist die Frage, um die es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Wirklichkeit geht es bei der Beseitigung der 
Lohnsummensteuer eben um die Beiseitigung eines 


Wissen Sie, warum? Wie war das denn vor den 
Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen 1970? Da 
haben Sie in diesem Haus die Verdoppelung des 
Arbeitnehmerfreibetrages und die Abschaffung der 
Ergänzungsabgabe durchgepeitscht. Nach der Land- 
tagswahl in Nordrliein- Westfalen: „April, April, so- 
fort zurück, das Gesetz gilt nicht mehr." Das Gegen- 
teil haben Sie gemacht: 10 Vo Steuerzuschlag. Dann 
haben wir Jahre gebraucht, bis die Entlastung ge- 
kommen ist. Nämlich bei der Steuerreform 1975 ist 
sie dann erst durchgesetzt worden. Da brauchen Sie 
sich nicht zu wundern, daß Ihnen niemand mehr 
über den Weg traut bei Ihren Versprechungen in 
steuerpolitischer Hinsicht. 
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(A) Hemmnisses für neue Arbeitsplätze. Und was in 
unserer Lage wirtschaftlich schädlich ist, muß eben 
abgeschafft werden. 

Allerdings ist die CDU/CSU der Auffassung, daß 
die Abschaffung der Lohnsummensteuer für den not- 
wendigen wuchtigen Impuls unzureichend ist, den 
wir benötigen, um eine Wende in der Investitions- 
bereitschaft mindestens mittelfristig zu erreichen. 
Die eigentliche Schwachstelle im Gesamtprogramm 
besteht darin, Herr Bundesfinanzminister, daß der 
Abbau von Investitionshemmnissen für private In- 
vestitionen viel zu unzureichend ausgefallen ist. 

Sie argumentieren immer mit der Nachfrage. Das 
Sondergutachten, das die Sachverständigen kürzlich 
veröffentlicht haben, weist meines Erachtens sehr 
überzeugend nach — man braucht nicht sachverstän- 
digengläubig zu sein, aber innere Zusammenhänge, 
die dauerhaft sind, werden gelegentlich in diesen 
Gutachten gut dargestellt — , daß wir in Deutschland 
nicht in erster Linie das Problem mangelnder Nach- 
frage haben — das beweisen auch die Konsumzahlen 
dieses Jahres — ; sondern wenn es bei uns eine 
echte dauerhafte Lücke gibt, ist es die Investitions- 
lücke. Wenn das richtig ist, muß natürlich auch in 
erster Linie etwas getan werden, um Investitions- 
hemmnisse zu beseitigen. Das geschieht mit der Be- 
seitigung der Lohnsummensteuer allein in völlig un- 
zureichendem Maße. 

Deswegen ist die CDU/CSU der Meinung, daß nur 
eine gründliche Senkung der ertragsunabhängigen 
Steuerlast die Investitionsbereitschaft mittelfristig 

(B) beleben kann. Zumindest muß die Gewerbe- 
kapitalsteuer, der andere ertragsunabhängige Teil 
im Rahmen des Gewerbesteuerbereichs, ebenso ab- 
geschafft werden; denn sie ist investitionshemmend 
und beschäftigungsfeindlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in Deutschland eine Besonderheit — 
wir schneiden da im Vergleich mit den meisten ver- 
gleichbaren westlichen Ländern ungünstig ab, selbst 
mit England — : Die Eigenkapitaldecke bei unseren 
Betrieben ist zu niedrig, ist zu gering. Damit ist das 
Investitionsrisiko für die Betriebe vielfach zu hoch. 
Die Wirtschafts- und gesellschaftspolitisch erwünsch- 
te Form der Ersparnisverwendung, nämlich die Er- 
sparnisse ins Betriebskapital zu stecken, wird bei 
uns über die Steuer teilweise vierfach bestraft: ein- 
mal durch die Gewerbekapitalsteuer, dann durch die 
Vermögensteuer, wobei das doppelt geschieht, näm- 
lich erst bei der Gesellschaft und dann noch bei 
den Anteilseignern, und schließlich teilweise auch 
noch durch die Grundsteuer. Es geht also an die 
Substanz der Betriebe. 

Hier helfen natürlich keine Ideologien, die Sie 
jetzt wieder verkünden. Es geht nicht um Ideologie, 
sondern es geht darum: Wie beseitigen wir die In- 
vestitionshemmnisse, damit die Investitionsneigung 
mittelfristig und dauerhaft wieder ein normales Maß 
aufweist? Auch die mitteiständischen Betriebe wer- 
den von dieser Beseitigung der Gewerbekapital- 
steuer profitieren. Große Teile der mittelständischen 
Betriebe leiden unter der Gewerbekapitalsteuer, wo- 
bei sie sogar noch für Dauerschulden Gewerbekapi- 


talsteuer zahlen müssen, was in der schwierigen (C) 
Wirtschaftslage doppelt drückend ist. Je mehr die 
Investitionsneigung zunimmt, um so Inehr wird da- 
bei auch sonst für den Mittelstand herauskommen, 
um so mehr werden neue Arbeitsplätze für die Ar- 
beitnehmer entstehen. 

Bei einer solchen Steuerreform ist die CDU/CSU 
bereit — das haben wir immer erklärt — , eine Anhe- 
bung der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt 
mitzutragen; denn die Gemeinden dürfen natürlich 
nicht die Leidtragenden des Abbaus der Gewerbe- 
steuer sein. Das war der Inhalt des Steuerreform- 
Gutachtens 1971 — Eberhard-Kommission — , das < 
war im Prinzip schon das Ergebnis der Troeger- 
Kommission 1966 oder 1967 — Troeger, Sozialdemo- 
krat, Vizepräsident der Bundesbank, ein verdienst- 
voller Mann — , in dem genauso festgehalten worden 
ist: die Gewerbesteuer müsse mindestens großen- 
teils abgeschafft werden, und dafür müßten die Ge- 
meinden einen Ausgleich erhalten. Das ist der Sinn 
der Umschichtung: Das Steuerrecht soll investitions- 
freundlicher werden, und die Gemeinden dürfen 
nicht die Leidtragenden sein. 

Weiterzuleiten ist die über eine Anhebung der 
Mehrwertsteuer gewonnene Verfügungsmasse an 
die Gemeinden durch eine Mischform, indem die Ge- 
werbesteuerumlage abgebaut wird und die Gemein- 
den einen höheren Anteil an der Einkommen- und 
Lohnsteuer erhalten. Natürlich muß das durchge- 
rechnet werden, damit solide ausgeglichen wird. 

Im übrigen weiß jeder Praktiker — auch der kom- 
munalen Front — , daß der Ausgleich für die Ge- P) 
meinden leichter zu bewerkstelligen ist, wenn wir 
beides beseitigen: die Lohnsummensteuer und die 
Gewerbekapitalsteuer. Beseitigen Sie nur die Lohn- 
summensteuer, kriegen Sie in der Tat Schwierigkei- 
ten. Denn relativ gesehen ist die Lohnsummensteuer 
natürlich von geringerer Bedeutung, wenn auch die 
Gewerbekapitalsteuer abgeschafft und den Gemein- 
den insgesamt ein Ausgleich gegeben wird über den 
Abbau der Gewerbesteuerumlage und einen höhe- 
ren Anteil an der Einkommensteuer. 

Allerdings darf es nicht so geschehen, wie es Herr 
Bundesfinanzminister Matthöfer vorgeschlagen hat, 
daß die Gemeinden nur über die Länder Zuweisun- 
gen erhalten. Hier geht es vielmehr um eine echte 
Autonomie, um die Selbstverwaltung der Gemein- 
den. Die Gemeinden müssen eigene Steueranteile 
erhalten. Und genau dieser unser Weg ist es, der da- 
zu hinführt. 

Vorerst bliebe also — weil das nur ein beginnen- 
der Abbau der Gewerbesteuer insgesamt ist — die 
Gewerbeertragsteuer bestehen, die ja bekanntlich 
den Löwenanteil ausmacht. Nur 15 Vo der Gewerbe- 
steuer sind Gewerbekapitalsteuer, 85 ®/o also Ge- 
werbeertragsteuer. 

Wir bemängeln an den Finanzbesdilüssen der Bun- 
desregierung, daß sie im steuerlichen Bereich die 
Familie ungenügend berücksichtigt hat. Wir sind der 
Meinung, daß auch das Steuerrecht im Rahmen des 
dualen Systemß die Belastungen der Familie berück- 
sichtigen muß, daß es nicht ausreicht, allein mit Kin- 
dergeld einen Ausgleich zu schaffen. Dazu werden 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 103. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. September 1978 


8129 


Dr. Häfele 

(A) vielmehr aus zwei Gründen auch Freibeträge benö- 
tigt. 

Einmal — dieses verfassungsrechtliche Problem 
wird auf Sie zukommen - — darf die intakte Familie 
nicht benachteiligt werden gegenüber der nicht in- 
takten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist nicht möglich, Freibeträge für die nicht in- 
takte Familie zu gewähren, aber keine Freibeträge 
für die intakte Familie. Das ist ein Verfassungspro- 
blem; Art. 6 des Grundgesetzes. 

Zweitens muß auch für die Familie der Grundsatz 
gelten: Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit. 
Heute aber werden immer mehr Angehörige der 
Mittelschichten und immer mehr Arbeitnehmer pro- 
gressiv besteuert. Denen leuchtet es nicht ein, wenn 
Sie ihnen sagen: Du mußt die gleiche Steuer bezah- 
len, obwohl du drei Kinder hast, wie einer, der keine 
Kinder hat. Er wird sagen: Ich will, daß mein an- 
ständig erworbenes Einkommen auch gerecht besteu- 
ert wird; ich bin in meiner Leistungsfähigkeit be- 
einträchtigt, weil ich drei Kinder habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Also Familie vor Steuern! Und ergänzend natür- 
lich, weil es gerecht über die Steuer allein nicht zu 
schaffen ist, im dualen System die Verstärkung des 
Kindergeldes. 

Natürlich wissen wir, daß man das nicht alles auf 
einmal machen kann, Herr Bundesfinanzminister. Es 
geht darum, in einem vernünftigen Einstieg eine 
Verbesserung der Steuerstruktur auch zugunsten der 
Familie zu erzielen. 

Der entscheidende Einwand gegen das Gesamt- 
paket der Bundesregierung und der Koalition ist 
aber folgender. Das Programm der Bundesregierung 
ist nicht folgerichtig. Es ist im Grunde nicht der 
finanzpolitische Kurswechsel, den wir heute bräuch- 
ten, um in den kommenden Jahren allmählich wirt- 
schaftlich wieder Schritt zu fassen. Das Vertrauen, 
daß hier wirklich Ernst gemacht wird mit einem 
Abbau der Steuerlast, kann nur entstehen, wenn 
man diesen Abbau der Steuerlast als dauerhaft an- 
sehen kann. Kann man das nicht, gibt es dieses Ver- 
trauen nicht. Das Vertrauen kann nur entstehen, 
wenn die Regierung überzeugende Maßnahmen er- 
greift, um den überzogenen Staatsanteil, die über- 
triebene Staatsaufblähung, die abenteuerliche Staats- 
verschuldung wenigstens mittelfristig abzubauen. 
Genau davon aber ist in dem Programm nichts ent- 
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer A sagt, muß auch B sagen. Die Bundesregie- 
rung sagt — zögernd, widerwillig und unzureichend 
— ja zu gewissen Steuerentlastungen. Aber sie sagt 
nicht B. Sie sagt nicht ja zur Eindämmung der Staats- 
aufblähung und Staatsverschuldung. Für die CDU/ 
CSU waren beide Problembereiche immer miteinan- 
der verknüpft. Es war uns immer klar, und es ist 
uns auch heute klar, daß man einen weiteren Abbau 
der Steuerlast, den wir für vorrangig halten, nur 
vertreten kann, wenn die Staatsausgaben in der 
mittelfristigen Finanzplanung nicht so anwachsen. 


wie es nach den Planungen der Bundesregierung (C) 
vorgesehen ist. 

Was ist denn der Sinn von Steuersenkungen? Was 
soll denn durch Steuersenkungen geschehen? Durch 
Steuersenkungen sollen Freiräume zur Entfaltung 
der privaten Leistungsbereitschaft und der privaten 
Investitionsneigung geschaffen werden. Wenn der 
Staat aber zugleich weit über das Wachstum des 
Bruttosozialprodukts hinaus seine Ausgaben stei- 
gert, kann dieses Vertrauen nicht entstehen. 

Deswegen, meine Damen und Herren — das ist ein 
Angelpunkt für die gesamte Finanzpolitik der kom- 
menden Monate und Jahre — , lehnt die CDU/CSU 
eine Steigerung des Bundeshaushalts um 8,4 ®/o, wie 
es die Regierung im nächsten Jahr vorhat, ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erfahrungsgemäß werden es nicht bloß 8,4 Vo sein. 

Am Schluß werden es durch den Nachtragshaushalt 
— das haben wir alle schon erlebt — mehr sein. Ift 
der alten mittelfristigen Finanzplanung war noch 
eine Steigerungsquote von 6 Vo vorgesehen. Im April, 
Herr Matthöfer, sprachen Sie im Finanzplanungsrat 
noch von der Absicht, den Haushalt eventuell nur 
um 5 oder 5,5 ®/o steigen zu lassen. Das hätte eine 
Basis für eine gemeinsame Finanzpolitik mit den 
Maßnahmen, die jetzt . erforderlich sind, werden 
können. Inzwischen haben wir eine Marke von 
8,4 Vo, und es besteht die Gefahr, daß sie noch höher 
wird. 

Die Bundesregierung hat nicht den Mut zur Be- 
schneidung der Ausgabenzuwächse, die eine Voraus- ^ 
Setzung ist, um mehr Spielraum für den Abbau der 
Steuerlast zu schaffen. In der Haushaltsrede des Bun- 
desfinanzministers heute stand wieder der Satz, den 
wir seit vier Jahren hören: „Mittelfristig bleibt die 
Konsolidierung eine wichtige Aufgabe der Finanz- 
politik."' Das gilt aber nie für das kommende Jahr, 
sondern immer jeweils für das übernächste Jahr. 
Dies ist seit vier Jahren so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen kann kein Glaube vorhanden sein, daß 
hier ein echter dauerhafter Kurswechsel in Richtung 
Abbau der Steuerbelastung vorgenommen wird. Wer 
soll denn darauf bauen können, daß die abenteuer- 
liche Staatsverschuldung nicht weitere Steuererhö- 
hungen programmiert? Wer in unserem Land soll 
dies glauben? Das kann niemand glauben, wenn man 
in der mittelfristigen Finanzplanung nicht an die 
Ausgabenzuwächse herangeht. 

Die CDU/CSU wiederholt ihre Bereitschaft, die sie 
in den letzten Jahren wiederholt durch Helmut Kohl, 
durch Franz Josef Strauß und durch andere Sprecher 
erklärt hat, daß wir als Opposition verantwortungs- 
bewußt und konstruktiv mitarbeiten, wenn die Re- 
gierung ihrer Führungspflicht nachkommt und bei 
den Ausgabenzuwächsen auch vielleicht unpopuläre 
Maßnahmen ergreift, die aber notwendig sind, wenn 
man den Weg der Steuersenkung gehen will. Wir 
wiederholen diese Bereitschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(^) Wir haben diese Bereitschaft aucii durch Taten be- 
kundet. Wir haben im Haushaltsstrukturgesetz 1975 
den Sparteil mitgetragen, nicht den Teil mit den 
Abgabenerhöhungen. Wir haben vor ein paar Mo- 
naten beim Nachtragshaushalt 1978 gegen den Wil- 
len der Bundesregierung — es war eine Anregung 
von Ihnen, Herr Hoppe — im Haushaltsausschuß 
konstruktiv mitgemacht und rund eine Milliarde 
ohne zusätzliche Verschuldung zusammerigesucht. 
Wir sind bereit, den Weg zu gehen. Das ist doch 
ein Angebot. Mehr kann eine Opposition nicht lei- 
sten, das müssen Sie verstehen. Führungsaufgabe 
und Führungslast in einem Land hat die Regierung, 
kann nicht die Opposition haben. Wir verhalten uns 
hier anders, als sich 1965/66 die Opposition der SPD 
verhalten hat, als es um vergleichsweise niedliche 
Probleme der Haushaltskonsolidierung ging. Sie ha- 
ben dies damals abgelehnt, Herr Wehner. Sie ken- 
nen Ihren Ausspruch von der „fremden Wäsche". 

Warum ergreifen Sie eigentlich diese ausge- 
streckte Hand nicht, die wir Ihnen seit Jahren ganz 
gegen die Übung von Oppositionen in parlamenta- 
rischen Demokratien reichen wollen? Selbst wenn 
Sie unpopuläre Sparmaßnahmen für die kommenden 
Jahre ergreifen, soll es um des Ganzen willen an 
uns nicht fehlen, hier mitverantwortlich zu handeln, 
damit in Deutschland endlich ein ökonomisch sinn- 
voller Weg eröffnet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Matthöfer, spüren Sie denn nicht, wohin 
pj das führt: immer mehr Ausgaben Vermehrung durch 
zusätzliche Staatsverschuldung? Wir können nach- 
weisen, wie zurückhaltend wir in dieser Legislatur- 
periode mit Ausgabenanträgen waren. 

(Zurufe von der SPD) 

— Konkrete Anträge, ich habe die Liste. Es hat in 
der parlamentarischen Geschichte kaum einmal eine 
Opposition gegeben, die eine halbe Legislatur- 
periode lang mit Ausgabenanträgen so zurückhal- 
tend war, wie die CDU/CSU in dieser Legislatur- 
periode, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Da müssen 
Sie mal die vom 7. Februar 1975 lesen!) 

Wohin aber führt es, wenn Sie laufend die Schleu- 
sen öffnen? Wer soll den Strom am Schluß noch 
aufhalten? 

Wenn Sie immer noch drauflegen und immer 
mehr ausgeben, dann ist es nach Ihrer Ansicht gold- 
richtig und bekommt noch den Segen der Deutschen 
Bundesbank, die allmählich Wert darauf legen muß, 
ihren Ruf als unabhängige Instanz, als Wächterin 
auch gegenüber der Bundesregierung, zu wahren; 
wir können nur an sie appellieren, daß sie dieses un- 
abhängige Wächteramt mit allem Ernst auch in Rich- 
tung Regierung ausfüllt. Aber wenn wir ein bißchen 
anreizen wollen, dann ist das gleich „unvertretbar", 
dann geht das nicht, dann kommt der Freifahrschein 
der Bundesbank: Bis dahin und nicht weiter; nur 
das, was die Regierung zuläßt, ist zulässig, und das, 
was die Opposition macht, geht nicht. Das geht auf 
die Dauer nicht. 


fCl 

Mit einer solchen Finanzpolitik werden Sie bei ' ^ 
allen politischen Kräften in den kommenden Jahren 
Schleusen öffnen, und am Schluß wird die Flut nie- 
mand mehr halten können. Sie sowieso nicht, die 
ganze Regierung nicht. Niemand in diesem Land 
wird dann noch das öffnen der Schleusen verhin- 
dern können, sondern dann wird nur noch verteilt 
und verteilt oder Weihnachtsmann gespielt, und am 
Schluß ist das Finanzchaos da. Diesen Weg wollen 
wir eben nicht mitgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alles in allem ist das Programm der Regierung 
nicht die notwendige grundlegende finanzpolitische 
und wirtschaftspolitische Neuorientierung. Es ist 
das zehnte sogenannte Konjunkturprogramm seit 
1974. Insgesamt sind damit 50 Milliarden DM zum 
Weiterwursteln ausgegeben worden, anstatt sie 
wuchtig für einen mutigen und ermutigenden Neu- 
beginn zu verwenden. Was für eine Politik hätte 
man damit machen können, wenn man das wirklich 
gewollt hätte! 

Das Programm ist unzureichend und trotz einiger 
richtiger Ansätze, die in die richtige Richtung gehen, 
vor allem nicht folgerichtig bei der Beschränkung 
des Ausgabenzuwachses. Die CDU/CSU wird bei den 
Gesetzesberatungen in den kommenden Wochen 
und Monaten bis hin zum Bundesrat alles tun, um 
dieses ungenügende Programm wenigstens noch zu 
verbessern, damit die Bürger und die Betriebe in 
unserem Land nicht noch mehr unter der Abgaben- 
und Steuerlast zu leiden haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke; Das Wort hat der Ab- 
geordnete Westphal. 

Westphaf (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Häfele, haben Sie einmal zusam- 
mengerechnet, wie teuer Ihre Rede war, wie teuer 
sie den Steuerzahler zu stehen kommen würde? 

Ich habe es getan. Nehmen wir einmal den ersten 
Gedanken. Den Tarif, dessen Änderung von der Re- 
gierung vorgeschlagen worden ist und der in unse- 
rem Initiativgesetzentwurf enthalten ist, halten Sie 
für unzureichend. Sie wollen etwas dazutun. Sie 
wollen einen durchgehend progressiven Tarif schaf- 
fen. Wenn man die Sache gering kalkuliert be- 
trachtet, sind das 3 Milliarden DM. 

(Abg. Dr. Häfele [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich erstmal ausreden, Herr Häfele. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn ich dazunehme, daß Sie die Mehrwertsteuer 
nicht anheben wollen, sind das 7 Milliarden DM. 
Wenn Sie die Gewerbekapitalsteuer abschaffen wol- 
len, sind das 3,6 Milliarden DM oder, wenn ich den 
Nettobetrag nehme, 2 Milliarden DM, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das ist doch eine 

Milchmädchenrechnung, die Sie hier auf- 
machen!) 
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Wenn Sie den Verzicht 

(Schwarz [CDU/CSU]: Da merkt man, daß 
Sozialdemokraten nicht mit Geld umgehen 
können!) 

— einen kleinen Moment; lassen Sie mich wenig- 
stens den Gedanken zu Ende führen — auf die Hin- 
zurechnung von Dauerschuldzinsen bei der Ge- 
werbeertragsteuer nehmen, sind das netto 1,8 Mil- 
liarden DM. Wenn Sie die Kinderfreibeträge in der 
reaktionären Art und Weise, wie Sie es Vorschlä- 
gen, wiedereinführen und damit Gerechtigkeit aus 
unserer Familienlastenausgleichsreform von 1975 
herausnehmen wollen, sind das 4V2 Milliarden DM. 
Das sind zusammen 18,3 Milliarden DM weniger in 
den öffentlichen Kassen von Bund, Ländern und 
Gemeinden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Hört! Hört! 

— Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie sind ein Milch- 
mädclienrechner!) 

Wenn Sie umgekehrt rechnen, frage ich Sie: Wo 
sind in Ihrer Rede 

(Abg. Dr. Häfele [CDU/CSU] meldet sich er- 
neut zu einer Zwischenfrage) 

— einen Moment, Herr Häfele — irgendwelche kon- 
kret formulierten Vorschläge für Einsparungen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe mitgerechnet: Null! 18,3 Milliarden DM 
gegen Null, das ist das Resultat Ihrer teuren Rede. 
Das ist unverantwortlich, Herr Häfele. 

(B) (Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Häfele? 

Westphal (SPD): Bitte. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Darf ich Sie fragen, Herr 
Westphal, ob Sie mir vielleicht nicht zugehört und 
das, was Sie hier aufgeschrieben haben, zu einem 
Zeitpunkt verfaßt haben, als Sie mir noch nicht zu- 
hören konnten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich empfehle Ihnen, genau zuzuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Westphal (SPD): Das war aber billig, Herr Häfele. 
Da hatte ich Ihnen aber doch ein bißchen mehr zu- 
getraut. 

(Dr. Ritz [CDÜ/CSU]: Entweder können 
Sie nicht zuhören oder nicht rechnen, eines 
vor beiden! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich habe während Ihrer Rede mitgeschrieben und 
habe die Zahlen hinzugefügt, die ich in meinen 
Unterlagen habe. Es war nichts, Herr Häfele, mit 
Ihrer Argumentation. 

(Beifall bei der SPD) 


(C) 

Aber lassen Sie uns zu dem kommen, was hier 
miteinander zu bereden ist, denn das hat bei Ihnen, 

Herr Häfele, völlig gefehlt. Ich meine den Zu- 
sammenhang mit dem Ereignis dieses Sommers, als 
die Regierungschefs der großen Industrieländer die- 
ser Welt in Bonn zusammengekommen sind 

(Dr. Köhler [Duisburg] [CDU/CSU]: Dür- 
fen wir sitzen bleiben?) 

und Entscheidungen unter dem Gesichtspunkt welt- 
weiter wirtschaftlicher Entwicklungen miteinander 
zu beraten waren. Meine Damen und Herren, auf 
dem Tisch des Hauses liegen neben dem Haushalts- 
entwurf 1979, den der Herr Bundesfinanzminister 
heute vormittag eingebracht hat, die Gesetzentwür- 
fe der Koalitionsfraktionen von SPD und FDP zum 
Steueränderungsgesetz 1979, zur Novellierung des 
Kindergeldgesetzes und zur Herabsetzung der fle- 
xiblen Altersgrenze für Schwerbehinderte. Die 
Koalitionsfraktionen zeigen damit dem Bürger un- 
seres Landes, der deutschen Öffentlichkeit, aber 
auch unseren Partnern in der Welt draußen, daß 
wir gewillt sind, die auf dem Bonner Wirtschafts- 
gipfel im Juli getroffenen Vereinbarungen und die 
dabei gegebenen Zusagen unseres Bundeskanzlers, 
was unseren Teil angeht, schnell und vollinhalt- 
lich in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist deshalb nicht unbillig, hier gleich am An- 
fang zu sagen, daß wir nicht nur von den beim 
Gipfeltreffen vertretenen Regierungs- und Staats- 
chefs, sondern auch von den Parlamenten der betei- 
ligten Länder erhoffen und erwarten, daß auch dort 
die Umsetzung der Zusagen in entsprechende Maß- ^ 
nahmen und Gesetze zügig erfolgt, um die gemein- 
sam gewollten und notwendigen Schritte zur Be- 
lebung des Welthandels, zur Überwindung von 
Arbeitslosigkeit, zur Dämpfung von Inflationsten- 
denzen und zur Anregung der Konjunktur zur baldi- 
gen Wirkung zu bringen. 

Die in großer Einmütigkeit eingebrachten Initia- 
tivgesetzentwürfe der beiden Koalitionsfraktionen, 
die mit den an den Bundesrat übermittelten Gesetz- 
entwürfen der Bundesregierung deckungsgleich 
sind und die nun der parlamentarischen Beratung 
und möglicherweise einer weiteren Verbesserung 
in Einzelheiten hier im Bundestag und in seinen 
Ausschüssen unterzogen werden, zeigen, daß sich 
die sozialliberale Koalition auch bei noch so schwie- 
rigen politischen und Sachfragen nicht auseinan- 
derdividieren läßt und — ohne die Diskussion un- 
terschiedlicher Positionen in Einzelfragen einzu- 
schränken — Konflikte zu meistern versteht. Denn 
es geht uns um die Durchsetzung der bestmögli- 
chen Lösungen für die Bürger unseres Landes. 

Diese Demonstration eines gemeinsamen Handelns 
wird am heutigen Tage zusätzlich durch den ge- 
meinsam vollzogenen Wachwechsel an der Spitze 
des Landes an Rhein und Ruhr unterstrichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Frau Präsidentin, es ist 
sicher erlaubt, von dieser Stelle aus einen herzli- 
chen Glückwunsch nach Düsseldorf an Johannes 
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(A) Rau, den neugewählten Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen, zu senden. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Zurufe von der CDU/CSU) 

Vergleicht man die wirtschaftliche Entwicklung in 
den großen Industriestaaten mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung in unserem Lande, so ergibt sich eine 
seltsam unterschiedliche Beurteilung der Lage zwi- 
schen dem Betrachter von draußen, dem Betrachter 
mit amerikanischer, englischer, französischer oder 
anderer Staatsangehörigkeit, und dem im Innern 
beteiligten Betrachter. Wir sind mit unserer Lage 
nicht zufrieden und wollen und müssen sie verbes- 
sern, weil uns auch weiterhin insbesondere eine 
große Zahl von Arbeitslosen bedrückt und die Stei- 
gerungsraten unseres Wirtschaftswachstums größßr 
werden müssen, um Vollbeschäftigung wieder zu 
ermöglichen. Unsere Partner aber in den großen In- 
dustrieländern fragen ganz umgekehrt: Wie machen 
es die Deutschen eigentlich, wie haben sie es ge- 
schafft, daß es ihnen wirtschaftlich und sozial — im 
Vergleich zu uns — so gut geht? Auf eine knappe 
Formel gebracht, erwarten sie, ja fordern sie von 
uns, daß wir ihnen helfen, daß wir Maßnahmen er- 
greifen, um die Lage für sie und alle zu verbessern. 

So unrecht haben die ausländischen Betrachter ja 
nicht, wenn sie und wenn wir daran denken, daß 
unsere Preissteigerungsraten neben der Schweiz 
seit Jahren die niedrigsten sind, daß wir einen rela- 
tiv hohen Grad an Stabilität erreicht haben, daß un- 
sere Arbeitslosenzahl im Vergleich zu den anderen 
.g. im unteren. Mittelfeld liegt, daß unsere Devisenre- 
serven nach wie vor riesig groß sind, daß der Au- 
ßenwert unserer D-Mark ständig gestiegen ist, was 
uns allerdings schwierige Probleme für den Export 
gebracht hat, und daß unser Netz sozialer Sicherung 
vorbildlich für viele in der Welt ist. 

Es ist zwar richtig, daß wir unser Wachstum stei- 
gern und dazu insbesondere unsere Wirtschaft mo- 
dernisieren müssen; aber wir können auch erken- 
nen und müssen es frei sagen, daß die aktuelle und 
entscheidende Schwäche der Weltwirtschaft und 
ihrer Entwicklung darin liegt, daß die amerikanische 
Zahlungsbilanz nicht in Ordnung ist. Weil die USA 
zuviel Energie verbrauchen und dafür riesige Men- 
gen Erdöl importieren, wird die Welt mit wertver- 
lierenden Dollars überschwemmt. Eine der gravie- 
renden Folgen ist die Einschränkung unserer Export- 
möglichkeiten, auf die wir als ein stark exportorien- 
tiertes Land angewiesen sind. Es konnte und mußte 
deshalb die Aufgabe unseres Bundeskanzlers sein, 
beim Weltwirtschaftsgipfel den Versuch zu machen, 
die anderen zu bewegen, politische Zusagen zu ge- 
ben, die im Interesse der Ausdehnung und Siche- 
rung eines freien Welthandels sowie der wirt- 
schaftlichen Belebung liegen und die letztlich in de- 
ren eigenem Interesse und auch in unserem Interesse 
sind. 

Das Gipfelkommunique zeigt, daß Präsident Car- 
ter bereit ist, sich für die Drosselung des amerikani- 
schen Energieverbrauchs zu engagieren, daß die 
Japaner ihre Importschranken ein Stück weit lok- 
kern wollen, daß die Engländer ihre Antiinflations- 
politik fortsetzen werden, daß unsere französischen ' 


Freunde ihr Wachstum verstärken und daß von (Q 
allen die prinzipielle Bereitschaft erklärt wurde, eine 
baldige Einigung in der Tokio-Runde der GATT- 
Verhandlungen anzustreben, die protektionistische 
Maßnahmen verhindern muß. 

Es liegt auf der Hand, daß solche Zusagen auch 
von uns ihren Preis fordern. Selbst wenn man hin- 
sichtlich der bei uns gegebenen Möglichkeiten 
skeptisch ist, durch neue Programme und öffent- 
liche Maßnahmen wirtschaftliches Wachstum über 
ein gewisses Maß hinaus bewirken zu können, und' 
selbst wenn man mit Sorgen auf die Folgen für die 
öffentlichen Haushalte und die Höhe der zusätz- 
lichen Verschuldimg sieht, kann nicht bezweifelt 
werden, daß auch wir im Konzert mit den anderen 
unseren Teil dazu beizutragen haben, daß die auf 
dem Gipfel formulierten gemeinsamen Ziele erreicht 
werden. 

Die deutsche Zusage lautet, quantitativ substan- 
tielle Maßnahmen um bis zu 1 Vo des Bruttosozial- 
produkts vorzuschlagen, um eine Stärkung der 
Nachfrage und eine höhere Wachstumsrate zu errei- 
chen. Der Bundeskanzler hat diese Zusage an zwei 
Bedingungen geknüpft, wohlwissend, daß er den 
erreichten Grad an Stabilität nicht aufs Spiel set- 
zen darf. Das deutsche Maßnahmenpaket muß in 
seinem Umfang so begrenzt sein, daß sich daraus 
keine Zinssteigerungstendenzen ergeben und daß 
dadurch kein neuer inflationärer Druck entsteht. 

Die Konsequenz daraus ist, daß die als Folge unse- 
rer hier zu behandelnden Maßnahmen notwendig 
werdende zusätzliche Verschuldung der Öffentlichen 
Hand nur so weit gehen darf, daß sie den Kapital- (D) 
markt nicht überfordert, also das erreichte niedrige 
Zinsköstenniveau nicht wieder nach oben in Be- 
wegimg gesetzt wird. 

Ich unterstreiche diese Bedingungen hier mit 
aller Deutlichkeit und sage dies insbesondere in 
Richtung auf Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, und in Richtung auf die Herren Mini- 
sterpräsidenten der CDU/CSU-geführten Bundeslän- 
der; denn schon ist erkennbar, daß Sie in einer un- 
glaublichen Weise draufsatteln wollen. Sie be- 
schwören damit nicht nur den Konflikt mit uns und 
der Bundesregierung herauf, sondern auch den Kon- 
flikt mit dem Hüter unserer Währung, mit der Bun- 
desbank. Herr Präsident Emminger hat in den Kabi- 
nettsberatungen im Juli und danach unmißverständ- 
lich klargemacht, daß die Größenordnung der In- 
anspruchnahme des Kapitalmarkts im Jahre 1979 
durch die Gesamtheit der öffentlichen Hände ein- 
schlieißlich der Sozialversicherung nach oben bei 
etwa 60 Milliarden DM begrenzt ist. Bundesregie- 
rung, Bundesbank und auch wir in den Koalitions- 
fraktionen sind einig darin, daß diese Grenze ein- 
gehalten werden muß, weil wir die negativen Fol- 
gen für die Wirtschaft und die öffentlichen Hände 
— ich habe hier Zinssteigerung und Inflationsdruck 
als solche negativen Folgen genannt — verhindern 
wollen und verhindern müssen. 

Es ist ein Wort zur Begründung des wirtsdiafts- 
politischen Gedankengangs notwendig, der dem 
Maßnahmenpaket in den Ihnen vorliegenden Ge- 
setzentwürfen und dem Entwurf des Bundeshaus- 
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halts 1979 zugrunde liegt. Weil uns die Erfahrung 
und all unsere intensiven Bemühungen der letzten 
Jahre gelehrt haben, daß es kein Allheilmittel gibt, 
um mit einem großen Schwung, Herr Häfele, und 
unter Einsatz aller öffentlichen Mittel auf einen 
Punkt konzentriert unser Hauptproblem zu lösen, 
nämlich die zu große Arbeitslosigkeit zu überwin- 
den, mußte das, was wir Ihnen vorschlagen, eine 
sinnvolle Kombination von mehreren Maßnahmen 
sein, die auf unterschiedlichen Gebieten Teilwirkun- 
gen erzielen können, die jeweils zur Problemlösung 
beitragen. Diese Maßnahmenkombination will ich 
Ihnen hier erläutern. 

Sie besteht aus einer deutlichen Steigerung der 
investiven Ausgaben im Haushaltsplanentwurf 1979 
und in der mittelfristigen Finanzplanung, die sich 
insbesondere bei der Förderung von Forschung und 
Entwicklung zur Modernisierung unserer Wirtschaft, 
bei den Maßnahmen zur Energieeinsparung, bei 
großen Projekten des Umweltschutzes, bei der Un- 
terstützung von Existenzgründungen in der mittel- 
ständischen Wirtschaft und einer ebenfalls auf die 
mittelständische Wirtschaft gezielten Förderung von 
Personalkosten für Forschung und Entwicklung aus- 
wirken wird. Auf den mittelfristigen Planungszeit- 
raum bezogen bedeutet dies allein im Haushalt des 
Bundesministers für Forschung und Technologie, der 
sowieso schon deutlich anwuchs, ein weiteres Zu- 
legen von insgesamt 7 Milliarden DM in vier Jah- 
ren. Ein weiterer Teil der genannten Förderungs- 
maßnahmen, die zu direkten Investitionen durch die 
öffentliche Hand oder zu privaten Investitionen mit 
(®) öffentlicher Förderung führen werden, spielt sich 
im ERP-Plan ab. 

Dies alles führt 1979 erneut zu einer expansiven 
Haushaltsgestaltung mit einer Steigerungsrate von 
8,4 ®/o, die nicht nur nach unserer Meinung, Herr 
Häfele, sondern auch nach Auffassung vieler Wirt- 
schaftswissenschaftler wirtschaftspolitisch nach wie 
vor geboten ist. Sie, Herr Häfele, und auch Herr 
Strauß in seiner Presseerklärung, die er anstatt ei- 
ner Rede heute nach der Rede des Finanzministers 
herausgegeben hat, irren, wenn Sie meinen, die 
Koalition würde die Probleme der wachsenden Ver- 
schuldung verniedlichen. Die Hausbaltsberatungen 
werden zeigen, wie wir uns in dieser Hinsicht be- 
mühen und das Konsolidierungsziel auf mittlere 
Sicht sehr, sehr ernst nehmen. 

Wir haben aber abzuwägen, was jetzt in diesem 
Jahr für 1979, für Wirtschaftswachstum wichtiger 
ist: weniger Schulden oder mehr deficit spending. 
Dies ist auch international unsere Verpflichtung: 
Jetzt müssen wir noch kräftig herangehen, aber nicht 
so kräftig, Herr Häfele, wie Sie es uns seitens der 
Opposition oder der Mehrheit im Finanzausschuß 
des Bundesrates etwa aufdrangeln wollen, so heftig 
wirklich nicht, denn dies hieße die Verschuldung 
übertreiben. Dies kann keiner für vernünftig halten. 

Die Maßnahmen führen zu keinen neuen Misch- 
finanzierungstatbeständen. Daraus kann man fol- 
gern, daß der Bund die Ausgaben, die in diesem 
Paket enthalten sind, alle alleine trägt. Die Maß- 
nahmen legen das Schwergewicht diesmal nicht auf 
die Bauwirtschaft, um deren konjunkturelle Ent- 


wicklung nicht zu überhitzen und Preissteigerungen ^ ^ 
in diesem Bereich nicht durch öffentliche Förderung 
hervorzurufen. 

Der zweite Ansatz des Maßnahmenpakets, um 
wirtschaftliches Wachstum anzuregen, wählt die 
Richtung der Steuerentlastungen bei der Einkom- 
mensteuer und der Gewerbesteuer, um sowohl von 
der investiven als auch von der konsumptiven Seite 
her die vom Entlasteten in eigener Verantwortung 
zu treffenden Entscheidungen in Richtung Wirt- 
schaftsbelebung zu programmieren. 

Der Schwerpunkt liegt bei der Einebnung des Ta- 
rifsprungs, für die zusammen mit der nach einem 
Jahr erneuten Anhebung des Grundfreibetrags für 
alle Einkommensteuerzahler im ersten Jahr der 
Wirksamkeit — 1979 — 10,6 Milliarden DM einge- 
setzt werden. Sie sollen in den Taschen des Steuer- 
zahlers belassen werden. Das größte Ärgernis für 
die inzwischen mehr als 10 Millionen Steuerzahler 
— jede Mark, die über 16 000 bzw. für die Verhei- 
rateten 32 000 DM zu versteuerndes Jahreseinkom- 
men hinaus verdient wird, nicht mehr mit 22 Vo, 
sondern gleich mit 30,8 ®/o versteuern zu müssen — 
wird dadurch ausgeräumt. Die steil ansteigende 
Wand der Progression wird dadurch mit kleinen 
Schritten begehbar gemacht. 

Wenn ich sage, daß bereits rund 10 Millionen 
Steuerzahler sich in der bisherigen Progressions- 
zone befinden, dann heißt das, daß der Vorteil der 
Entlastung in ganz beachtlichem Ausmaß Arbeit- 
nehmern zugute kommen wird. Dazu gehören nicht 
nur fast alle ledigen ungelernten Arbeiter, sondern 
vornehmlich unsere Facharbeiter, deren Ehefrauen (D) 
mitarbeiten und deren gemeinsamer Verdienst, der 
jährlich zu versteuern ist, längst die 40 000-DM- 
Grenze überschritten hat. 

Die Tarifänderung ist gerecht und notwendig und 
hat aus sozialdemokratischer Sicht — lassen Sie 
mich das hinzufügen — von der Zeitabfolge der 
Maßnahmen eine höhere Priorität als zusätzliche 
weitere Entlastung — nach allem, was wir auf die- 
sem Gebiet ja in den letzten Jahren getan haben — 
der Wirtschaft, die wir auch bejahen, als einen Ge- 
samtteil dieses Pakets betrachten und in diesem 
Maßnahmenpaket mit berücksichtigen werden. 

Es ist für uns Sozialdemokraten selbstverständlich 
gewesen, daß zu diesen Maßnahmen der Einebnung 
des Tarifsprungs auch eine erneute Entlastung der 
Bezieher kleiner Einkommen gehören muß. Sie ge- 
schieht durch eine weitere Anhebung des Grundfrei- 
betrags um 390 bzw. für Verheiratete 780 DM und 
führt dazu, daß ein beachtlicher Teil der Kleinstver- 
diener — gerade der weiblichen Arbeitnehmer — 
ganz aus der Einkommensbesteuerung herausfällt. 

Daß die Heraufsetzung des zusätzlichen Sonder- 
ausgabenhöchstbetrags für Versicherungsbeiträge 
um 1 000 bzw. 2 000 DM ab 1980 auch dann, wenn 
sie für alle Einkommensteuerzahler eingeführt wird, 
in besonderer Weise mittelstandsfreundlich ist und 
den Selbständigen ihre Alterssicherung erleichtert, 
brauche ich hier nicht besonders zu erläutern. 

Der Vorschlag der Bundesregierung, das in vielen 
anderen europäischen und außereuropäischen Län- 
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(A) dem übliche Verfahren eines begrenzten Realsplit- 
tings für Geschiedene oder dauernd getrennt lebende 
Ehegatten bei der Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht 
einzuführen, wird in den Ausschüssen des Bundes- 
tags besonders wegen der steuerlichen Wirkungen 
bei den Empfängern von Unterhaltsleistungen 
gründlich durchdacht werden müssen. Dabei bejahen 
wir Sozialdemokraten eine weitere Entlastung der 
Unterhaltsverpflichteten und suchen mit nach der 
gerechtesten und die Verwaltung nicht überlasten- 
den Lösung. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das vorliegende Steueränderungsgesetz 1979 ent- 
hält in seinem die Gewerbesteuer betreffenden 
Teil mit dem Ziel der Entlastung der Wirtschaft um 
rund 3 Milliarden DM die Abschaffung einer ganzen 
Steuerart; der Lohnsummensteuer. Dies ist Teil des 
Ganzen, Teil eines zusammengehörenden Pakets. 
Wer sich nur die kleine Mühe gemacht hat, die au- 
ßerordentlich präzise und abgewogene Formulie- 
rung des Kabinettsbeschlusses vom 28. Juli 1978, 
die sich auch in der Begründung der hier vorliegen- 
den Gesetzentwürfe befindet, nachzulesen, der weiß, 
daß von Anfang an klar war, daß die Gemeinden, 
für die die Abschaffung der Lohnsummensteuer ab 
1980 den Ausfall eines zum Teil beträchtlichen An- 
teils ihrer eigenen Steuereinnahmen bedeutet, einen 
voll befriedigenden Ausgleich dafür erhalten müssen 
und nach Ansicht von Regierung und Koalitionsfrak- 
tionen auch bekommen sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Ausgleich, der in einem beträchtlichen Ma- 
^ ße gezielt auf je unterschiedliche Situationen in et- 
wa 800 Gemeinden unter Zusammenwirken aller 
Beteiligten zustande gebracht werden muß, ist 
schwierig, und zwar deshalb, weil unsere Finanz- 
verfassung Direktbeziehungen zwischen dem Bund 
und den Gemeinden eben nicht vorsieht. Die not- 
wendige erhebliche Beteiligung des Bundes an die- 
sem Ausgleich über die Länder und durch die Län- 
der muß aber so gesteuert werden, daß neue Ver- 
zerrungen im Gewerbesteuergefüge vermieden wer- 
den. 

Außerdem muß der Grad der auflagefreien, also 
die Autonomie der Kommunen respektierenden Ein- 
satzmöglichkeiten dieser Mittel bei den Gemein- 
den, die die Lohnsummensteuer abzuschaffen haben, 
so hoch wie möglich sein. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
gut!) 

Der Finanzausschuß des Bundestags wird sich dieses 
schwierigen Fragenkomplexes gründlich annehmen 
müssen und dabei die Verhandlungen begleiten 
müssen, die der Bund mit den Ländern und den 
kommunalen Spitzenverbänden über die Ausgleichs- 
problematik führt. 

Herr Häfele, nur als Nebenbemerkung dazwi- 
schengeschoben: Dabei werden wir uns auch mit 
den Herren Rommel und Wallmann, dem Oberbür- 
germeister von Frankfurt, auseinanderzusetzen ha- 
ben, alles Leute, die Sie nicht auf unsere Kappe 
rechnen können, wenn Sie Kritik üben, sondern 
diese Leute haben, wenn ich es richtig sehe — und 


ich glaube, ich sage hier ganz und gar nichts Fal- ^ ^ 
sches — , das Mitgliedsbuch Ihrer Partei in der Ta- 
sche, gehören aber zu den Kritikern solcher Maß- 
nahmen. Sie können also, Herr Häfele, keine Ein- 
seitigkeit konstruieren. 

Dies ist ein schwieriges Thema für die Gemein- 
den. Wir haben es vom ersten Tage an so gesehen. 

Wir werden es, weil es eben schwierig ist, in aller 
Gründlichkeit mit allen Beteiligten zu einer Gesetz- 
gebung bringen müssen, bei der es heißt: Es muß 
für alle Beteiligten — nicht nur für uns Sozialdemo- 
kraten und die Koalition — klar sein, daß die 
schwierige Operation, bei der erreicht werden soll, 
daß keiner einen Nachteil erleidet, sich aber auch 
keiner einen unberechtigten Vorteil herausholt, nur 
gelingen kann, wenn über das Gesetz, das den Aus- 
gleich regelt und die Abschaffung der Lohnsum- 
mensteuer gleichzeitig gesetzliche Entscheidungen 
getroffen werden. 

Wenn ich eben, meine Damen und Herren, davon 
gesprochen habe, daß es für uns darauf ankommt, 
schnell zu handeln, gerade auch für die Teile des 
Gipfelpakets, die am 1. Januar 1979 und am 1. Juli 
1979 in Kraft treten sollen — das ist also gerade 
das, was den Tarif und die Heraufsetzung des 
Grundfreibetrags angeht — , dann gehört dazu auch 
die Anhebung der Mehrwertsteuer um einen bzw. 
halben Prozentpunkt, die für Mitte des Jahres 1979 
vorgesehen ist. 

Wer sich das Gesamtpaket von den Zahlen her 
ansieht und in Erinnerung behält, daß der Bundes- 
kanzler eine Zusage bezüglich der deutschen Maß- 
nahmen bis zu einem Prozentpunkt des Bruttosozial- 
Produkts vorgeschlagen hat — also etwa 12 bis 13 
Milliarden DM — , der weiß, daß allein der Ein- 
nahmeausfall bei den öffentlichen Händen für die 
Abschaffung des Tarif sprungs und die Anhebung 
des Grundfreibetrags mit fast 11 Milliarden DM so- 
wie die Förderung öffentlichei^und privater Investi- 
tionen, vornehmlich im Forschungs-, Entwicklungs- 
und Umweltschutzbereich, mit 2,6 Milliarden DM 
schon den Umfang übersteigen, den 1 ®/o des Brutto- 
sozialprodukts ausmacht. Dabei ist die vorgesehene 
Erhöhung des Kindergeldes — 1,5 Milliarden DM 
im ersten Schritt — noch gar nicht berücksichtigt, 
obwohl sie einen wichtigen Teil der Wirkungen des 
Gesamtpakets schon im Jahre 1979 darstellt. Die 
Konsequenz ist: Wir brauchen — lassen Sie uns das 
mit aller Nüchternheit sehen — einen finanziellen 
Teilausgleich für unser gesamtes Maßnahmenpaket, 
und zwar unabhängig von der Frage, für welchen 
Teil der Steuerentlastungen oder ausgabenwirksa- 
men Maßnahmen die moderate Anhebung der Mehr- 
wertsteuer zum Ausgleich eingesetzt werden soll. 

Im Wissen darum, daß die letzte Mehrwertsteuer- 
anhebung — mit Ausnahme der Gebühren — eben 
nicht in die Preise eingegangen ist, und die Erwar- 
tungen bezüglich der konjunkturellen Entwicklung 
des nächsten Jahres das gleiche wieder wahrschein- 
lich machen und im Wissen darum, daß eine lang- 
fristige Strategie neben dem Aspekt der Steuer- 
harmonisierung in der EG auch den Gesichtspunkt 
berücksichtigen muß, daß die Steuerbelastungen aus 
direkten Steuern unverhältnismäßig schneller ge- 
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wachsen sind als die Belastungen aus den indirekten 
Verbrauchsteuern, deren Hauptteil die Umsatz- 
steuer ist, müssen wir bereit sein, einen weiteren 
begrenzten Schritt zu tun, um die Gewichtung von 
direkten und indirekten Steuern zu verändern. Dies 
soll hier erfolgen. 

Wer behauptet, daß die Folge dieser maßvollen 
Anhebung der Umsatzsteuer ein ganzer Prozent- 
punkt Preissteigerung ist und dadurch die Steuer- 
entlastungen aufgefressen würden, der hat nicht ge- 
rechnet und die Realitäten des Wirtschaftsablaufs 
nicht berücksichtigt. Weder im Einkommensteuer- 
bereich noch bei der Verbesserung des Kindergel- 
des werden die Mehrbelastungen durch die Umsatz- 
steuer die Entlastungen aufzehren, und zwar selbst 
dann nicht, wenn der unwahrscheinliche Fall eintre- 
ten würde, daß die Erhöhung der Umsatzsteuer ganz 
in die Preise überwälzt würde. 

Zu den Teilen des Gesamtpakets, die von der Sei- 
te des Konsums eine Wirtschaftsbelebung bewirken 
sollen und können und die ich vorher dargestellt 
habe, gehört auch die kräftige Anhebung des Kin- 
dergeldes. Wenn wir vom 1. Januar 1979 an das 
Kindergeld für alle dritten und weiteren Kinder 
einer Familie von 150 DM um 45 DM auf 195 DM 
erhöhen und dies in einem zweiten Schritt ab 1980 
um eine Erhöhung des Kindergeldes für alle zweiten 
Kinder von 80 DM um 20 DM auf 100 DM monatlich 
erweitern, dann heißt dies, an der richtigen und not- 
wendigen Stelle Familienpolitik zu machen und die 
Ausgaben des Bundes für die Familien — im übrigen 
noch dazu genau ins Jahr des Kindes gezielt — um 
Milliardenbeträge zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man wird nicht bezweifeln können, daß gerade die- 
ses Geld zu einem beachtlichen Teil in den Konsum 
gehen wird und damit das Wirtschaftswachstum 
von der Verbrauchsseite her angeregt werden wird. 

Das Gipfelpaket hat aber noch eine dritte Seite, 
durch die es — neben dem humanen und gesell- 
schaftlichen Aspekt — im positiven Sinne Einfluß 
auf unsere Wirtschaftsentwicklung nehmen wird. 
Die drei Schritte, die ich hier nennen kann, werden 
uns helfen, den Arbeitsmarkt an wichtiger Stelle zu 
entlasten. Ich meine die Herabsetzung der flexiblen 
Altersgrenze für Scbwerbebinderte in zwei Schrit- 
ten, vom 62. auf das 61. Lebensjahr im Jahre 1979 
und vom 61. auf das 60. Lebensjahr im Jahre 1980. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich meine die Verbesserung des Mutterschutzes. 

Es soll ein sechsmonatiger Mutterschaftsurlaub mit 
Finanzierung durch den Bund eingeführt werden, 
so daß Mütter im ersten Lebenshalbjahr ihres Kin- 
des bei ihrem Kind zu Hause bleiben können, um 
sich dessen Betreuung zu widmen. Dafür können 
sie eine finanzielle Absicherung in einer Größen- 
ordnung von bis zu 750 DM monatlich erhalten. 

Ich meine schließlich die Einbeziehung der Teil- 
nehmer am Grundbildungsjahr im zehnten Schul- 
jahr in die Ausbildungsförderung nach dem BAföG, 
um die Ausbildungsplatzsuche vor allem für die 
geburtenstarken Jahrgänge zu erleichtern. 


Meine Damen und Herren, wer sich das Gipfel- (C) 
paket in seiner Gesamtheit ansieht, wird feststellen, 
daß hier eine große Anstrengung in schwieriger Zeit 
gemacht wird. In Reaktion auf eine von unseren 
wichtigsten Partnern kommende Aufforderung, in 
deren Rahmen umgekehrt auch sie Zusagen im Hin- 
blick auf unsere an sie gerichteten Forderungen ge- 
macht haben, leisten wir unseren Teil durch Über- 
windung konjunktureller und struktureller Schwä- 
chen des wirtschaftlichen Gesamtgeschehens. 

Wir tun dies in einer Weise, daß unsere Bürger 
große Vorteile davon haben werden, daß unser ge- 
schaffenes Netz sozialer Sicherung nicht geschwächt, 
sondern im Gegenteil ausgebaut wird und daß der 
einzelne Steuerbürger entlastet und von Ärgernis- 
sen befreit wird. Wir tun es darüber hinaus auch in 
einer Weise, die erneut unserer Wirtschaft zusätz- 
lichen Spielraum gibt, endlich mehr zu investieren. 
Schließlich tun wir es auch in einer Weise, auf die 
wir trotz der großen finanziellen Anstrengungen 
ein Gesamtmaß einhalten, das die erreichte Stabili- 
tät nicht gefährdet. 

Derjenige aber, der darüber hinausgehen will, 
wird diese Gefährdung bewirken. Er wird Inflations- 
schübe in Gang setzen und Zinsen zum Steigen brin- 
gen. Das gilt auch für diejenigen, die bis heute nicht 
bereit sind, zu dem erforderlichen Teilausgleich in 
Form der Anhebung der Mehrwertsteuer ja zu 
sagen. 

Dies alles, meine Damen und Herren, muß ich ge- 
zielt auf die Opposition dieses Hauses und noch ge- 
zielter auf die Mehrheit im Bundesrat, die von CDU- 
bzw. CSU-Ministerpräsidenten geleitet wird, sagen. 

Wer — wie dies in nur lV 2 Stündiger Sitzung im 
Finanzausschuß des Bundesrates am vergangenen 
Donnerstag geschehen ist — seine Mehrheit benutzt, 
um nicht weniger als 8 Milliarden DM Einnahmeaus- 
fall bei den öffentlichen Händen zusätzlich draufzu- 
satteln, der handelt nicht verantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer behauptet — wie dies in der Vorlage des 
Finanzausschusses des Bundesrates geschieht — , daß 
die Auswirkungen der vorgesehenen Maßnahmen in 
ihrer Gesamtheit den Bund im Vergleich mit den 
anderen Gebietskörperschaften am wenigsten be- 
treffen, der rechnet falsch; alle Zahlen liegen auf 
dem Tisch. 

Wer zudem die Absicht hat — und dies ist doch 
Ihre Absicht, meine Damen und Herren von der 
Opposition — , zusätzlich zu den im Bereich des Fa- 
milienlastenausgleichs vorgeschlagenen deutlichen 
Kindergelderhöhungen, die ich Ihnen eben erläutert 
habe, auch noch einen Steuerfreibetrag für Kinder 
wieder einzuführen, der belastet nicht nur Bund, 
Länder und Gemeinden mit über das mögliche Maß 
hinausgehenden Steuerausfällen von 4,5 bis 5 Mil- 
liarden DM im Jahr, sondern macht auch, von einem 
reaktionären Ansatz ausgehend, die große Leistung 
der Reform des Familienlastenausgleichs von 1975 
kaputt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

die doch darin bestand, daß die Entlastung der Fa- 
milien mit Kindern nicht mehr für denjenigen, der 
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ein höheres Einkommen hat, größer und für denjeni- 
gen, der ein kleineres Einkommen hat, kleiner ist. 
Gerade dies haben wir damals abgeschafft und über- 
wunden. Sie wollen wieder zurück zu einem solchen 
Ansatz. Das kann ja wohl, noch dazu mit diesen 
finanziellen Folgen, nicht verantwortungsbewußt 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer dann auch noch mit einem Ruck und schon 
zum 1. Januar 1979 die gesamte Gewerbekapital- 
steuer abschaffen und sämtlichen Gemeinden diesen 
Einnahmeteil wegnehmen will, der übertreibt nicht 
nur in seinen Forderungen, sondern handelt auch ge- 
meindefeindlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist besonders auf Ihren Redner gezielt, der nach- 
her aus kommunalpolitischer Sicht sprechen wird. Er 
möge hier zum Thema der Gewerbekapitalsteuer 
und ihrer Abschaffung etwas sagen und sich auch 
mit dem Deutschen Städtetag auseinandersetzen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

denn der und wir stehen zusammen auf der Seite 
der Kommunen, wenn es um diese Fragen geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit würde die entscheidende objektbezogene 
Komponente aus der Gewerbesteuer herausgenom- 
men, und den Städten und Gemeinden würde die 
Finanzautonomie entzogen, weil die Realsteuer- 
garantie des Grundgesetzes an die Kommunen nicht 
mehr erfüllt werden könnte. Diesen Weg werden 

die Sozialdemokraten nicht mitgehen. 

(d) 

Ganz unbegreiflich für jeden verantwortungsbe- 
wußten Politiker ist der Beschluß der Mehrheit des 
Finanzausschusses des Bundesrates, durch einen ein- 
fachen weiteren Paragraphen des Artikelgesetzes 
auch noch den Finanzausgleich neu festsetzen zu 
wollen, d. h. die Umsatzsteuerverteilung der näch- 
sten Jahre zwischen Bund und Ländern zu Lasten 
des Bundes vorzuschreiben, ohne auf der Basis von 
Art. 106 des Grundgesetzes die Entwicklung der 
Deckungsquoten geprüft und mit dem Bund und mit 
den kommunalen Spitzenverbänden eingehend be- 
raten zu haben. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
die Absicht Ihrer Mehrheit im Bundesrat ist durch- 
sichtig: der Bund soll finanziell zum Ausbluten ge- 
bracht, politisch manövrierunfähig gemacht werden. 
Eine seltsame Position für eine Opposition, die nach 
Regierungsverantwortung strebt. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Sie würden allerdings selber die Folgen zu tragen 
haben, wenn Sie mal wieder regieren dürften — was 
wir aber, ich bin sicher, zu verhindern verstehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Stoltenberg — in seiner Eigenschaft als stell- 
vertretender Vorsitzender der CDU, möglicherweise 
auch in seiner Rolle als Ministerpräsident eines Lan- 
des — sollte, bevor er den Koalitionsfraktionen Vor- 
würfe macht, sie hielten die Verfassungsspielregeln 
durch Einbringen von Initiativgesetzen nicht ein, 


eines bedenken. Heute habe ich gelesen, er hat es 
sogar so formuliert, daß es eine klare Mißachtung 
des Grundgesetzes sei. Falls er diesen Vorwurf wie- 
derholt — ■ einen Vorwurf, der nicht stimmt; wenn 
man die Verfassung auch nur liest — , kann man nur 
gute Reise nach Karlsruhe wünschen; das geht schief. 
Sollte er sich aber vorher mit dem Grundgesetz be- 
schäftigen, dann tritt er diese Reise gar nicht erst an. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber er sollte auch einmal den Art. 106 des Grund- 
gesetzes lesen. In dem steht nämlich, daß ohne ver- 
antwortungsbewußte Prüfung, wie es um die 
Deckungsquoten bei den Haushalten von Bund, Län- 
dern und Gemeinden und deren Entwicklung steht, 
eine Umsatzsteuerneuverteilung nicht vorgenom- 
men werden kann. Da muß man gründlich nach- 
gucken und mit allen Beteiligten gemeinsam nach- 
denken und reden und rechnen und feststellen, wie 
die künftigen Verläufe sein werden, wer wieviel 
von seinem Haushalt durch Steuern und Einnahmen 
decken kann und wieviel er an Krediten aufnehmen 
muß. Dann wird er ein Bild entdecken, das nicht 
dafür spricht, es so zu machen, wie es in den Vor- 
lagen des Finanzausschusses des Bundesrates steht. 
Das ist so einfach nicht annehmbar, noch dazu vom 
Verfahren her nicht annehmbar; siehe Art. 106 des 
Grundgesetzes. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herrn Stoltenberg würde auch auffallen, daß dabei 
im übrigen auch die Gemeinden -durch ihre Spitzen- 
verbände konsultiert werden müssen. Sie dürfen 
nicht, wie es die Mehrheit des Bundesrates beab- 
sichtigt, einfach übergangen werden. 

Ich fasse zusammen. Wer solche Vorschläge in 
die Welt setzt und vertritt und zur Deckung von 
8 Milliarden DM Mehrforderungen oder Minderein- 
nahmen nichts weiter zu sagen hat als, der Bund 
solle sparsamer bei den Ausgaben sein, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

ohne dafür auch nur eine einzige konkrete Stelle 
zu nennen, der hat im übrigen auch das Argument 
für sich verspielt, daß er der „Hüter des Art. 115 
des Grundgesetzes" sei. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Denn Überforderungen würden den Bund noch mehr, 
als er selber in dieser wirtschaftlichen Situation da- 
zu bereit sein muß, zwingen, zusätzliche Schulden 
aufzunehmen, für die eine gleich hohe Ausgabe im 
investiven Bereich nicht zur Verfügung stehen kann. 

Meine Damen und Herren — noch einmal ins- 
besondere an die Opposition gewandt — , setzerj Sie 
nicht auf das Spiel mit dem Vermittlungsausschuß! 
Machen Sie diesen wichtigen Ausschuß nicht zu 
einer Art Überregierung. Hier sitzt der Bundes- 
gesetzgeber. Der vom Bürger gewählte Deutsche 
Bundestag hat zu entscheiden, und der Bundesrat 
wirkt an der Gesetzgebung mit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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(A) Ihnen liegen die Gesetzentwürfe vor. Lassen Sie 
uns auf dieser Grundlage beraten, verbessern und 
entscheiden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Funcke. 

Frau Funcke (FDP): Frau Präsidentin! Meine Her- 
ren und Damen! Die FDP bekennt sich zu der von 
ihr kontinuierlich vertretenen Steuerpolitik, wie sie 
sich in ihren wesentlichen Grundzügen in der sozial- 
liberalen Koalition seit 1969 verwirklichen ließ. Die- 
se Grundsätze sind: keine Mehrbelastung des Steuer- 
bürgers, sondern Entlastung; ein leistungsgerechtes 
Steuersystem, das den Leistungsertrag nicht unan- 
gemessen wegsteuert; Sicherung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der Wirtschaft im In- und Ausland; Steuer- 
gerechtigkeit; stufenweise Annäherung an die euro- 
päische Steuerharmonisierung; verbesserter und ge- 
rechter Familienlastenausgleich für alle Familien, 
nicht nur für die steuerzahlenden. 

Diesen Grundsätzen ist die FDP in ihren Bemü- 
hungen um die Steuerpolitik immer gefolgt: bei der 
Steuerreform 1974 und 1975 und bei den Steuerent- 
lastungsgesetzen bzw. -entwürfen, soweit sie jetzt 
vorliegen. 

Die Steuerreform brachte zusammen mit der Ver- 
besserung des Kindergeldes eine Nettoentlastung 
der Bürger von rund 15 Milliarden DM. Die Be- 
(®) Schlüsse und Vorschläge, die im Steuerbereich zum 
1. Januar 1978 wirksam geworden sind bzw. zum 
1. Januar 1979 und 1980 wirksam werden, bringen 
eine Nettoentlastung von zusammen 33 Milliarden 
DM. Dabei ist bereits die Mehrbelastung aus der 
Umsatzsteuererhöhung 1978 und 1979 gegengerech- 
net. In Wirklichkeit ist die Entlastung also ungleich 
höher. 

Nun erklärte Herr Kohl — laut Pressemeldung aus 
Berlin — gestern, die CDU/CSU sei die „klassisciie 
Steuerentlastungspartei " . 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

— Vorsicht! Sie sollten einmal Steuergeschichte le- 
sen. — Gewiß, wenn es nach der Größe der Sprech- 
blasen geht, möchte man Ihnen wohl zustimmen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Herr Kollege Häfele hat das gerade deutlich bewie- 
sen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das war ein sach- 
licher Beitrag!) 

Aber nicht auf die Reden kommt es an, sondern auf 
das praktische Handeln in der Gesamtverantwortung. 
Und da hat die CDU/CSU nun alles andere getan, 
als sich als „klassische Steuerentlastungspartei“ aus- 
zuweisen. 

Seit der Tarifsenkung 1954, wo es darum ging, die 
überhöhten Steuersätze aus der Besatzungszeit ab- 
zubauen, hat Finanzminister Schäffer — bekanntlich 
von der CSU — dem Bürger jahrelang mehr Geld 


abgenommen, als er für den Ausgleich seines Haus- 
halts brauchte. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Darauf war 
er sehr stolz!) 

Auf Kosten der Steuerzahler baute er einen großen 
Juliusturm. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Weil er sparsam war!) 

— Wenn Sie es als Sparsamkeit bezeichnen, wenn 
der Bürger mehr Steuern an den Staat zahlt, als die- 
ser braucht, dann allerdings ist das eine merkwür- 
dige Art von Sparsarhkeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Car- 
stens [Emstek] [CDU/CSU]: Das kann Ihnen 

nicht passieren; Sie geben alles aus! — 

Schwarz [CDU/CSU]: Sie haben einen 
Schuldenkeller!) 

Doch was die Sparsamkeit anbetrifft, müssen Sie 
sich auch noch den folgenden Satz sagen lassen: die 
Sparsamkeit war allenfalls auf Finanzminister Schäf- 
fer begrenzt; denn bekanntlich wurde dieser Julius- 
turm vor der Bundestagswahl 1957 von den nahezu 
allein regierenden Unionsparteien in kürzester Zeit 
für Wahlgeschenke geplündert und nicht etwa spar- 
sam verwaltet. 

Die Tarif änderung, die dann 1958 von der damals 
allein regierenden CDU/CSU durchgeführt wurde, 
war keineswegs von ihr initiiert, sondern sie war 
die Folge einer Verfassungsklage im Zusammen- 
hang mit der Ehegattenbesteuerung. , Diese Tarif- 
änderung des Jahres 1958 war auch keineswegs eine 
Entlastung für alle; denn die Alleinstehenden muß- 
ten damals sogar mehr Steuern zahlen. Sie wurden 
also, Herr Häfele, in noch stärkerer Weise um ihre 
Arbeitsleistung gebracht. 

Eine wirklich fühlbare Tarifsenkung kam dann 
erst unter dem FDP-Finanzminister Dahlgrün — 
1964 — zustande. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Wer war denn 
da Bundeskanzler?) 

— Derselbe, der vorher, 1957 bis 1961, bei absolu- 
ter Mehrheit der CDU/CSU eine Steuersenkung 
nicht durchgeführt hat. 

(Beifall bei der FDP — Katzer [CDU/CSU]: 

Wie lange waren Sie da in der Regierung?) 

— Wir waren genau in den Zeiten in der Regierung, 
als es Steuersenkungen gab; das versuche ich Ihnen 
gerade an Hand echter Dokumente vorzutragen. 
Immer wenn Sie allein oder sozusagen allein in der 
Regierung waren — mit der Deutschen Partei zu- 
sammen — , hat es keine Tarif reformen gegeben, 
allenfalls komplizierte Einzelvergünstigungen. 

Als dann 1966 Kollege Strauß, bekanntlich von 
der CSU, die Verantwortung für die Finanzen über- 
nahm, kam die große Zeit der Steuererhöhungen. 
Ich habe das an dieser Stelle schon mehrfach ge- 
sagt, aber ich glaube, ich muß es wiederholen: 
Es hat in diesen noch nicht einmal drei Jahren 
acht Steuererhöhungen bzw. Neueinführungen von 
Steuern gegeben, u. a. Ergänzungsabgabe, Export- 
steuer, aber keine einzige Steuersenkung. Die 
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(A) Steuerlastquote wuchs in diesen knapp drei Jahren 
um anderthalb Prozent. 

Nun behaupten Sie, meine Damen und Herren von 
der Opposition, angesichts dieser „Leistungsbilanz", 
Sie seien die „klassische Steuerentlastungspartei". 
Wo ist denn der Beweis dafür? Daß Sie viele rheto- 
rische Anstrengungen dazu machen, möchten wir 
schon glauben, aber bewiesen haben Sie die Rich- 
tigkeit dieser Selbsteinschätzung in der Praxis nun 
wirklich nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Immer 
[Altenkirchen] [SPD]: Im Gegenteil!) 

Seit 1969 ist dann allerdings die Steuerlastquote 
gefallen. Diese Tatsache können Sie wirklich nicht 
wegreden. Es hat nur eine Verschiebung von den 
indirekten zu den direkten Steuern stattgefunden 
— nicht etwa durch gesetzliche Maßnahmen, son- 
dern einfach durch die Entwicklung der Löhne, der 
Umsätze und sonstiger Daten, die zur Steuer führen. 
Die jetzigen Vorschläge und auch die vom letzten 
Jahr verfolgen und verfolgten den Zweck, dieser 
Entwicklung entgegenzuwirken: Entlastungen bei 
den direkten Steuern und eine — demgegenüber 
allerdings geringere — Mehrbelastung bei der Mehr- 
wertsteuer als indirekter Steuer. Damit nähern wir 
uns den Verhältniszahlen bei den anderen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft. 

Herr Häfele räumt zwar ein, daß die Steuerlast» 
quote nicht gestiegen, sondern unter Berücksichti- 
gung der Umstellung beim Kindergeld gefallen ist, 
nämlich von 24,4 o/o im Jahre 1969 auf 23,2 o/o im 
ßj kommenden Jahr, aber er betont, die „Staatsquote", 
wie er das nennt, sei gestiegen. Der Hinweis darauf 
ist nun wirklich kein gutes Beispiel für Entlastungs- 
bemühungen der Unionsparteien. Warum ist denn 
die Gesamtquote gestiegen? — Weil zur Zeit der 
Großen Koalition der Beitrag zur Sozialversiche- 
rung von 14 auf 18 o/o angehoben wurde, was sich 
dann ab 1969 auswirkte. Und als wir uns bemühten, 
die steigenden Krankenkassenbeiträge zu begren- 
zen oder zu senken, haben Sie sich auf das heftigste 
gegen dieses Krankheitskostendämpfungsgesetz auf- 
gelehnt. Sie haben zur Zeit der Großen Koalition die 
Lohnfortzählung im Krankheitsfall beschlossen, die 
ebenfalls zu einer Anhebung der „Stäatsquote" ge- 
führt hat. Auch kann kein Zweifel sein — das ist 
wirklich kein Vorwurf, Herr Kollege Häfele • — , daß 
mit der Öffnung der Sozialversicherung auch für 
Freiberufler, für Hausfrauen und andere, die wir 
gemeinsam wollten, die Beiträge gestiegen sind. 
Aber deswegen ist das doch keine Mehrbelastung 
des einzelnen Beitragszahlers, sondern nur ein 
Wechsel von freiwillig Versicherten zur Sozialver- 
sicherung. Was soll also dieses törichte Argument 
von der steigenden Staatsquote? Wir sollten endlich 
einmal davon heruntergehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auf die Dauer glaubt Ihnen das keiner mehr, so 
schön sich das auch im bayerischen Wahlkampf 
aus nehmen mag. 

Wir haben in verschiedenen Bereichen Steuer- 
entlastungen vorgesehen. Der Herr Bundesfinanz- 
minister und Herr Kollege Westphal haben die Ein- 


zelheiten vorgetragen. Lassen Sie mich auf ein (Q 
paar Punkte eingehen, die dabei wichtig sind. Die 
Beseitigung des Tarif sprungs entspricht wohl einer 
gemeinsamen Auffassung in diesem Hause. Nur 
höre ich draußen immer wieder, daß von Opposi- 
tionsseite gesagt wird; „Wenn Sie das jetzt korri- 
gieren, so ist damit deutlich gemacht, daß Sie vor 
vier Jahren einen falschen Tarif beschlossen haben." 
Abgesehen davon, daß Sie den Tarif damals mitbe- 
schlossen haben, war es doch so, daß wir eine große 
Anstrengung zur Verlängerung, ja, zur Verdoppe- 
lung der proportionalen Zone gemacht haben. Wir 
wollten eben, daß bei höheren Löhnen gerade für 
breitere Schichten der Bevölkerung nicht gleich ein 
progressiver Zugriff erfolgte. Deswegen haben wir 
die Proportionalzone verdoppelt. Natürlich bedeu- 
tete das einen gewaltigen Ausfall, und da war es 
notwendig und unvermeidlich, daß danach, um über- 
haupt die Steuereinnahmen zu sichern, ein scharfer 
Sprung entstand. Dies war gewollt und von allen 
kalkuliert. Daß wir jetzt, wo wir wiederum eine 
Senkung vornehmen, zunächst einmal eine Abfla- 
chung dieses Tarifsprungs vorsehen, ist richtig, fol- 
gerichtig und keineswegs etwas anderes als das, 
was wir bei früheren Tarif gestaltungen vor 
vielen Jahren unter CDU/CSU-Verantwortung 
gemacht haben. Damals hat man erst einen 
„Mittelstandsbauch", wie man ihn genannt hat, 
geschaffen, und hinterher in einer weiteren 
Tarifreform hat man ihn abgeflacht, nachdem 
immer mehr Menschen von diesem plötzlichen- Ta- 
rifsprung betroffen waren. Dies ist eine vernünftige 
Regelung. Da auch Sie von der Opposition inzwi- 
schen der Meinung sind, daß eine Abschaffung der P) 
Proportionalzone nicht gut wäre, weil dann noch 
mehr Leute in die Progression, die Sie für leistungs- 
hemmend erklären, hineinwachsen würden, kann es 
doch nur eine gemeinsame Auffassung über die Ta- 
rifsenkung geben. 

Wir wollen den Vorwegabzug im Rahmen der 
Sonderausgaben anheben. Es kann doch keine Frage 
sein, daß die Art und Weise, wie Alters- und Risiko- 
vorsorge betrieben und steuerlich behandelt wird, zu 
ungleichen Verhältnissen führt. Die Tatsache, daß 
Staatsbedienstete im Beamtenverhältnis für die Al- 
tersvorsorge keine Abzüge haben, daß Arbeitneh- 
mer die Hälfte ihrer Beiträge vom Arbeitgeber be- 
kommen, ohne daß sie ihnen steuerlich auf das Ge- 
halt gerechnet werden, daß aber Freiberufler und 
Selbständige alle Beiträge zur Alterssicherung sowie 
Kranken-, Unfall- und Haftpflichtversicherung aus 
dem eigenen Einkommen zahlen müssen, kann steu- 
erlich nicht unberücksichtigt bleiben. Da müssen wir 
über die steuerliche Entlastung wenigstens eine ge- 
wisse Angleichung vornehmen. Dies soll dadurch 
geschehen, daß wir den Vorwegabzug erheblich an- 
heben, nämlich von 1 500 auf 2 500 DM je Steuer- 
pflichtigen, d. h. doppelt für Ehepaare. 

Meine Damen und Herren, es scheint mir not- 
wendig zu sein, an dieser Stelle noch einmal darauf 
hinzuweisen, daß die sehr knapp bemessenen Son- 
derausgaben für die Vorsorgeaufwendungen und 
damit die ungerechte Behandlung der Freiberufler 
und Selbständigen nicht etwa durch diese Koalition 
gekommen sind. Wir hatten bei der Steuerreform 
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(A) eine ganz andere Form vorgesehen, die einen sehr 
großen Spielraum für steuerbegünstigte Beiträge 
vorsah. Nur hat damals der Bundesrat einen Strich 
durch die Rechnung gemacht und eine Änderung 
der vorgesehenen Regelung erzwungen, die zu den 
sehr kümmerlichen Höchstbeträgen für Selbständige 
und Freiberufler geführt hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie mich ein Wort zum Kindergeld sagen. 
Es soll maßgeblich erhöht werden. Dazu höre ich mit 
einigem Erstaunen, daß die CDU von ihrer Vorstel- 
lung eines Familienlastenausgleichs in Form eines 
gleichmäßigen Kindergeldes für alle Familien ab- 
rücken will. Es ist doch nun keinesfalls so, daß die 
CDU/CSU die Umstellung vor vier Jahren nicht aus- 
drücklich so gewollt hat. Man wollte die Gleichbe- 
handlung aller Eltern. Ich gebe gerne zu, daß es 
einige Kollegen gab, die anderer Meinung waren. 
Aber die CDU/CSU-Fraktion als solche hat sich ein- 
deutig eingesetzt für die Umstellung von der Steuer- 
vergünstigung, die ungleich wirkt, zu einer gleich- 
mäßigen Bezuschussung der Familien durch den 
Staat zur Entlastung von den Aufwendungen, die 
sie für die Kinder zu tragen haben. 

Nun erfahren wir, daß Sie zwar das Kindergeld 
beibehalten wollen, daß Sie neuerdings aber außer- 
dem wieder Steuerfreibeträge einbeziehen wollen. 
Ich kann darin nun wirklich keinen Beitrag zu grö- 
ßerer Gerechtigkeit sehen und schon gar nicht einen 
Beitrag zur Vereinfachung des Steuersystems, 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD — 

(Bj Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

wie Sie ja überhaupt in Sonntagsreden gerne von 
Vereinfachung reden, aber alltags Anträge stellen, 
die genau dem entgegenwirken. Daß man die Kin- 
der nun in zwei Gesetzen berücksichtigen soll, ist 
sicherlich kein Beitrag zur Vereinfachung unseres 
Steuersystems. 

Darüber hinaus, Herr Kollege Häfele, ist ein sol- 
cher Vorschlag natürlich auch keine Lösung des 
Problems, das wir mit den unterhaltsverpflichteten, 
nicht sorgeberechtigten Elternteilen haben. Dieses 
Problem wird dadurch eher noch verschärft, da es 
sehr schwierig ist, festzustellen, wem die in einer 
Familie gemeldeten Kinder tatsächlich zuzuordnen 
sind. Die Einwohnermeldeämter sind heute nicht in 
der Lage, zu sagen, ob ein Kind in einer gültigen 
Ehe beiden Elternteilen wirklich gehört oder ob es 
von einem Partner aus einer früheren Ehe bzw. aus 
einer Nicht-Ehe in diese Ehe hineingebracht worden 
ist, so daß die Frage, wer denn nun wirklich zum 
Empfang der für die Erziehung von Kindern gewähr- 
ten Entlastung berechtigt ist, von den Einwohner- 
meldeämtern zumindest zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht beantwortet werden kann. Es fragt sich auch, 
ob jeder gern im Einwohnermelderegister einge- 
tragen haben möchte, daß er ein alimentenpflichti- 
ger Vater ist. 

Wir sehen, in dem jetzt vorliegenden Paket einen 
Schwerpunkt oder einen Einstieg bei den Bemü- 
hungen, die Möglichkeit dafür zu schaffen, daß 
Kleinkinder ihre berufstätigen Eltern in den ersten 
Monaten um sich haben können. Ich sage „Eltern", 


denn wir möchten gerne — ich glaube, wir sind uns 
darin auch mit Frau Minister Huber einig — einen 
Weg finden, daß ein verlängerter Urlaub einem 
Elternteil und nicht grundsätzlich allein der Mutter 
gewährt wird. Bei den ersten acht Wochen handelt 
es sich eindeutig um eine medizinische Notwendig- 
keit bezüglich der Frau; aber die darauf folgenden 
Urlaubswochen sollen ja den Interessen des Kin- 
des dienen. Und da meinen wir, daß Kinder nicht 
nur Mütter, sondern Eltern haben und daß auch 
eine stärkere persönliche Verbundenheit zwischen 
Vätern und Kindern eine sehr wichtige Sache für 
das Wohl der Kinder ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir begrüßen die Herabsetzung der Altersgrenze 
für Schwerbehinderte, und wir begrüßen es, daß es 
für betriebliche Forschungs- und Entwicklungsko- 
sten zusätzliche Mittel als Beitrag zu den Personal- ** 
kosten geben soll, insbesondere in kleineren und 
mittleren Betrieben, d. h. in solchen, die zwar keine 
großen Investitionen für Innovationsforschung zu 
leisten haben, wohl aber erhebliche Personalkosten 
dafür aufwenden müssen. Wie notwendig Innovatio- 
nen für die Strukturverhältnisse in unserem Land 
sind, brauche ich an dieser Stelle wohl nicht aus- 
zuführen. Wir sind uns darin, wie ich sehe, alle 
einig. 

Gegen diese Entlastungen steht die Anhebung der 
Umsatzsteuer. Wir bejahen sie in doppelter Hin- 
sicht: Wir bejahen sie zum einen, weil sie zum 
Ausgleich notwendig ist. Dabei wehre ich mich ge- 
gen die Behauptung, man gebe in die eine Tasche, 
was man aus der anderen herausnehme. Tatsächlich 
wird in der einen Tasche sehr viel belassen und aus 
der anderen gewissermaßen nur Kleingeld heraus- 
genommen. Denn wie ich soeben dargelegt habe, 
bleiben von den Entlastungen 1978, 1979 und 1980 
33 Milliarden DM als Nettoentlastung beim Steuer- 
zahler. Wir bejahen die Anhebung der Umsatzsteuer 
zum anderen aber auch deswegen, weil sie wiederum 
ein Schritt in Richtung Angleichung an die europäi- 
schen Relationen zwischen direkten und indirekten 
Steuern ist. Wir haben zuviel direkte Steuern, die 
anderen haben sehr viel mehr indirekte. Darum 
müssen wir uns schrittweise — denn das geht nicht 
mit einem Paukenschlag — an diese anderen Rela- 
tionen herantasten. Dafür ist die Anhebung der 
Umsatzsteuer unverzichtbar. 

Meine Damen und Herren, nun ein Wort zur 
Gewerbesteuer. Es ist ein schwieriges Problem. Denn 
wir müssen sehen, daß die Gewerbesteuer nach dem 
heutigen Gemeindefinanzrecht ein sehr wesentlicher 
Grundstock frei verfügbarer Mittel der Gemeinden 
ist. Wir verstehen, daß die Gemeinden sehr besorgt 
sind, wenn ihnen von diesen, ihnen frei zustehenden 
Mitteln etwas genommen wird. Denn wer die ge- 
meindliche Selbstverwaltung will, muß natürlich 
auch wollen, daß die Gemeinden ausreichend Mittel 
zur Verfügung haben. Wir wollen nicht das, was die 
Gemeinden in Bayern immer beklagen: daß man mit 
eigenen Mitteln kurzgehalten wird und der Staat 
mit dem „Goldenen Zügel" lockt und von oben Mit- 
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^ ^ tel „gewährt“ zur höheren Ehre des jeweiligen Ab- 
geordneten oder Ministers. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Sie mei- 
nen wohl Nordrhein-Westfalen?) 

— Nein, in Nordrhein-Westfalen gehen sehr viel 
mehr frei verfügbare Mittel an die Gemeinden, mit 
denen diese dann kalkulieren können. Die Gemein- 
den in Nordrhein- Westfalen sind in diesem Punkt 
nicht auf Anträge und den Gnadenweg angewiesen. 
— Wir haben, wie gesagt, Verständnis für die Sor- 
gen der Gemeinden in Sachen Gewerbesteuer. Dar- 
um wird die Gewerbesteuersenkung, für die wir 
generell sind, mit einer grundsätzlichen Neuordnung 
der gemeindlidien Selbstfinanzierung verbunden 
sein müssen. Hier wird man die jetzt vorgesehene 
Abschaffung der Lohnsummensteuer nicht als einzige 
Maßnahme sehen können. Weitere müssen folgen. 
Die Gewerbesteuer muß heruntergefahren werden, 
auch unter den jetzt noch verbleibenden Stand. Als 
Ersatz dafür muß den Gemeinden ein Anrecht auf 
Anteile an anderen Steuern eingeräumt werden, 
über die sie dann frei verfügen können. 

Die Gewerbesteuer ist eine Belastung für die 
Wirtschaft. Sie ist eine sehr ungleiche Belastung. Sie 
hat ihren Grund darin, daß den Gemeinden für die 
Anwohner Aufwendungen hinsichtlich des Grund- 
bedarfs — Wohnungen, Schulen, Krankenhäuser, 
Freizeit, Sozialhilfe usw. — entstehen, dies nicht nur 
für Beschäftigte gewerblicher Betriebe, sondern 
ebenso natürlich für Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter der Behörden, der Kasernen, der freien Be- 
rufe, der Sozialeinrichtungen. Auch für sie hat die 

' ^ Gemeinde Aufwendungen, aber für sie bekommt sie 
nach dem. Gewerbesteuerrecht nichts. Wie ungleich 
die Gemeinden hinsichtlich ihrer Finanzkraft aus der 
Gewerbesteuer ausgestattet sind, wissen wir alle 
noch aus den Verhandlungen zur Finanzreform in 
der Zeit der Großen Koalition. 

Wir müssen also hier die einseitige Belastung des 
Gewerbes senken, dies insbesondere deshalb, weil 
es eine Gewerbesteuer in dieser Höhe in den übri- 
gen EG-Staaten nicht gibt. Wenn wir wettbewerbs- 
fähig bleiben wollen — die Gewerbesteuer ist direkt 
oder indirekt eine Kostensteuer — , so müssen wir 
berücksichtigen, daß sich diese Belastung mit der 
Gewerbesteuer in dieser Höhe, wie wir sie haben, 
wettbewerbsverzerrend und -belastend auswirkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Es muß also darum gehen, hier eine Angleichung 
auch an europäische, sehr, viel niedrigere Belastun- 
gen ähnlicher Art zu finden. 

So kann es nach unserer Vorstellung nicht allein 
bei der Abschaffung der Lohnsummensteuer bleiben. 
Wir werden Zug um Zug in entsprechenden Etappen 
die Angleichung suchen müssen. Die Lohnsummen- 
steuer ist im Augenblick besonders belastend, weil 
sie die Lohnkosten verteuert. Diese sind schon mit 
vielen Lohnnebenkosten belastet, mit Sozialversiche- 
rungsbeiträgen, mit den Kosten aus der Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfall, die Sie beschlossen ha- 
ben, und schließlich auch mit der Lohnsummen- 
steuer. 


Wir müssen nun einen Weg finden, auszugleichen, (Q 
was den Gemeinden fehlt. Das ist nicht leicht, denn 
die Lohnsummensteuer wie auch die übrige Ge- 
werbesteuer kommen sehr unterschiedlich auf und 
zwar nicht nur von Land zu Land, sondern auch von 
Gemeinde zu Gemeinde. Es kann daher nach unserer 
Auffassung beim gezielten Ausgleich nicht nur um 
eine einseitige Maßnahme, sondern nur um eine 
Kombination verschiedener Maßnahmen gehen. Da- 
zu gehört auch, daß es den Gemeinden ermöglicht 
wird, zum Teil die Hebesätze in mäßigem Umfang 
anzuheben, und daß sie darüber hinaus direkte und 
indirekte Ausgleichsbeträge bekommen. Aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen können wir vom Bund 
nicht direkt in die Gemeinden hineinfinanzieren — • 
das wissen wir alle — , und das erschwert, wie Sie 
wissen, die Diskussion um den Ausgleich, von dem 
wir meinen, daß er gefunden werden kann und muß. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
niemand würde nicht gern noch mehr Steuern sen- 
ken. Aber ich glaube, gerade in dem Abschluß der 
Rede des Herrn Bundesfinanzministers haben wir 
heute sehr deutlich gehört, daß angesichts der Auf- 
gaben, die der Bund zu erfüllen hat, Grenzen gesetzt 
sind. Ich nehme an, die Länder werden auch nicht 
viel Geld zu verschenken haben. Sie fordern nun 
weitere Steuerentlastungen zu Lasten des Bundes 
oder der Länder, vielleicht auch der Gemeinden, in 
Höhe von weiteren acht bis zehn Milliarden DM. 

Herr Westphal hat Ihnen das bereits vorgerechnet. 
Zugleich sagen Sie: Der Haushalt ist nicht ausgegli- 
chen, und die Verschuldung muß endlich zurück- 
geführt werden. Doch jede Hausfrau weiß, daß man (D) 
nicht weniger einnehmen und mehr oder das gleiche 
ausgeben kann, ohne Schulden zu machen, oder kri- 
minell zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Man muß sich schon für etwas entscheiden: Wenn 
Sie die Steuer senken wollen, dann seien Sie bitte 
konsequent und sagen uns, wo gespart werden kann 
oder welche Kreditmehraufnahme Sie glauben ver- 
antworten zu können. Weniger Ausgaben haben Sie 
noch nicht vorgeschlagen. Wir hören nur laufend 
die Forderung nach mehr Ausgaben: Bundeswehr, 
Wohnungsbau, Erziehungsgeld. Jede Fragestunde in 
diesem Haus ist eine Summe von direkten oder in- 
direkten Forderungen an den Bund, mehr auszu- 
geben, und keineswegs etwa, etwas zu sparen. 

Nun hören wir neuerdings die Sparaufforderung 
an den Bund aus dem Munde der Ländervertreter. 

Das haben wir gern! Herr Ministerpräsident Späth 
wird gleich hier sprechen. Ich habe mir einmal an- 
gesehen, wie die Haushaltsentwicklung in Baden- 
Württemberg und im Bund zwischen 1973 und 1978 
war. 

(Kühbacher [SPD]: Sie müssen ja nicht ge- 
rade den schlimmsten Fall nehmen!) 

Wenn wir berücksichtigen, daß in dieser Zeit durch 
die Umstrukturierung des Kindergeldes Ausgaben 
nominell auf den Bund gekommen sind, die sich vor- 
her in den Steuereinnahmen versteckt haben, ergibt 
sich, daß die Steigerungsraten im Haushalt beim 
Bund geringer als in Baden-Württemberg waren. 
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Baden-Württemberg ist aber nun wirklich ein Land, 
das ganz sparsam zu sein vorgibt oder — ich möchte 
das unterstreichen — es sicherlich auch ist. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Eine vor- 
dergründige Betrachtung!) 

Meine Damen und Herren, man tut sich leicht bei 
der Forderung nach Sparsamkeit bei anderen, wenn 
man sich selber im eigenen Land nicht entsprechend 
verhält. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir sollten hier erst einmal vor der eigenen Tür 
kehren. Wenn die Länder meinen. Sie könnten spa- 
ren, so wäre dies sehr nützlich, denn dann brauchte 
der Bund nicht die vielen Anforderungen von den 
Ländern auf erhöhte Zuweisung aus der Umsatz- 
steuer zu befriedigen. Wir wären darüber also ganz 
froh. 

Wenn Ihnen selbst keine Ausgabenkürzungen 
einfallen und Sie außerdem noch eine Riesensumme 
als Einnahmeverzicht auf das Paket daraufsatteln 
wollen, hleibt doch nur die Kreditaufnahme. Selbst 
wenn wir es verantworten könnten, unsere Kinder 
noch stärker mit der Rückzahlung zu belasten, stellt 
sich die Frage der Zinshöhe. Ich frage mich wirklich, 
ob wir der Wirtschaft einen Gefallen tun, wenn wir 
sie von der Gewerbekapitalsteuer oder anderem 
stärker entlasten, sie aber mit höheren Zinsen nach- 
her wieder mehr belasten. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Es kann doch kein Zweifel bestehen, daß, wenn der* 
Kapitalmarkt, der bei anziehender Wirtschaft — 
(B) diese Situation haben wir ja glücklicherweise — von 
anderer Seite als nur vom Staat verstärkt in An- 
spruch genommen wird, nur durch noch höhere Kre- 
ditanforderungen des Staates in Anspruch genom- 
men wird, die Zinsen steigen. Das kann man bei 
Adam Smith über den Mechanismus von Angebot 
und Nachfrage nachlesen. Soviel volkswirtschaftliche 
Kenntnisse haben wir inzwischen ja nun alle mit- 
bekommen. 

(Beifall bei der FDP — Carstens [Emstek] 

[CDU/CSU]: Das sagen Sie bei 36 Milliar- 
den DM?) 

Die FDP hält das jetzt vorliegende Steuerpaket 
für weltwirtschaftlich und binnenwirtschaftlich not- 
wendig. Wir halten es für finanzierbar. Wir halten 
es für ausgewogen. Es ist ein Gesamtpaket, d. h., alle 
Maßnahmen sind von der Koalition gewollt. Es ist 
ein Beweis für den Willen, die Belastung des Steuer- 
zahlers kontinuierlich immer wieder nach unten zu 
korrigieren, damit die Gesamtbelastung des Steuer- 
zahlers niedriger und nicht höher wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Ministerpräsident Späth. 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg) : 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich erlaube mir, trotz der Vorwarnung von 
Herrn Abgeordneten Westphal den Versuch zu ma- 


chen, einige Gedanken der unionsregierten Bundes- 
länder hier vorzutragen, weil ich entgegen Ihrem 
Ansatz der Meinung bin, daß es fast keinen Bereich 
gibt, in dem Bund und Länder im föderativen Sy- , 
Stern so eng zusammengehören wie in den Fragen 
der Steuer- und Finanzpolitik. Ich habe nicht ganz 
verstanden — dies hängt vielleicht mit meiner bis- 
her weiten Entfernung von diesem Platz zusam- 
men — , warum Sie sagen, hier werde die Gesetz- 
gebung gemacht. Sie warnen den Bundesrat gewis- 
sermaßen, sich einzumischen. Ich habe es in der Ver- 
fassung noch einmal nachgelesen, weil man dann, 
wenn man hier frisch einsteigt, immer gut daran tut, 
sich das noch einmal zu überlegen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich komme aber auch nach gründlicher Durchsicht zu 
der verfassungsmäßigen Lage, daß wir mitmischen 
können. Und wir werden mitmischen; das ist unser 
politischer Wille. Dies möchte ich hier zum Ausdruck 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen dabei nichts verwischen — denn da 
ist schon zuviel geschehen — , sondern wir wollen 
beim Ordnen helfen. Wenn ich da gleich anfangen 
darf: Der Grund dafür, daß wir bei diesem Steuer- 
paket erhebliche Bedenken haben, ist, daß uns zu- 
nächst einmal eines nicht klar konzipiert zu sein 
scheint, nämlich die Frage der Loslösung der Steuer- 
entlastung von strukturellen Fragen, über die wir 
durchaus reden können. Im Steuerpaket steckt zu- 
nächst einmal das Thema Steuerentlastung. Dazu 
kommen einige Ansätze in der Frage der Steuer- 
struktur. Und die wollen wir wenigstens so ordnen, (D) 
daß dem Bürger klar wird, daß wir das konkretisie- 
ren, was wir meinen, wenn wir von Steuerentlastung 
reden, und daß wir zweitens auch genau sagen, was 
wir meinen, wenn wir von Strukturänderungen im 
Steuersystem reden. 

(Zuruf von der SPD: Verwirrung!) 

— Ja-, das ist die eine Gefahr, die Ihnen droht: 
Wenn man das auseinandernimmt, ist die Verwir- 
rung bei denen groß, die es so zusammengezimmert 
haben, daß es für den Bürger nicht mehr übersicht- 
lich ist. Deshalb wollen wir es auseinandernehmen: 
damit es wieder sichtbar wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

„Steuerentlastung" zu sagen, 10 Milliarden zu geben 
und 7 Milliarden hereinzuholen, und dann dem Bür- 
ger den Eindruck zu vermitteln, dies sei ein Ge- 
schenk, für das er sich zu bedanken habe, das ist 
für uns Länder in dieser Frage nicht so ganz ver- 
ständlich, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

vor allem, weil dies Bestandteil sozialer und solider 
Finanzpolitik sein soll. Ich lasse mit mir durchaus 
darüber reden, daß wir gemeinsam in aller Gelas- 
senheit darangehen können, einmal langfristig und 
in jeder einzelnen Abschnittsposition über die Ver- 
besserung der Steuerstruktur zu reden. Nur, dann 
müssen wir das System und das Verfahren etwas 
anders anfassen. 
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Ich habe begriffen — das sage ich, damit es da 
gar keinen Zweifel gibt — , daß man von uns ver- 
langt, zur Nachfrage und zur Verstärkung der Dyna- 
mik der wirtschaftlichen Investitionen einen Beitrag 
zu leisten. Ich wollte dies etwas konkreter wissen 
und habe mir die Mühe gemacht, Herr Bundesfinanz- 
minister, den Entwurf, der im Bundestag und auch 
im Bundesrat vorliegt, sehr sorgfältig in der Argu- 
mentation zu verfolgen. Ich habe allerdings jetzt 
auch hier in der Debatte — deshalb war ich heute 
morgen schon da — zwar immer wieder das Argu- 
ment gehört, dies sei eine Bedingung des Weltwirt- 
schaftsgipfels und beruhe auf einem großen inter- 
nationalen Einvernehmen. Ich will da keinen Ab- 
strich machen; ich bin nicht so geschult, daß ich dies 
auf Anhieb erkenne. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Nur, wenn ich mir z. B. überlege, ob Steuerentlastun- 
gen und das Gefühl der Wirtschaft, zu wissen, wo 
die Reise langfristig hingeht, vielleicht so viel pri- 
vate Nachfrage erzeugen, daß das Ziel des Welt- 
wirtschaftsgipfels einschließlich des deutschen Bei- 
trags schneller als auf dem Umweg einer detaillier- 
ten Konzeption erreicht wird, die beim Bürger gar 
nicht richtig angekommen ist, dann bin ich noch 
gar nicht so sicher; ich will es nur mal in Frage 
stellen — mindestens bei der Argumentation, das 
gehe nur so, wie es hier angeboten ist. Deshalb bitte 
ich, nicht alle, die Alternativüberlegungen anstel- 
len, wie z. B. die unionsregierten Bundesländer, so 
zu betrachten, als hätten sie einfach die große 
Stunde nicht begriffen. Das bitte ich uns in aller 
Bescheidenheit abzunehmen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 

— Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die leben 
nur von großen Stunden!) 

Deshalb habe ich noch einmal nachgeforscht, und 
zwar zunächst, was es mit den 10 Milliarden auf 
sich hat. Wenn ich das noch einmal ganz nüchtern 
überlege, komme ich zu der Feststellung: Das liegt 
an unserem Steuersystem. Ich habe nachgelesen: 
Dieser Meinung war irgendwann mal schon jeder 

— zu verschiedenen Zeiten imd in verschiedener 
Lage. Immer war einer mal der Meinung: Das 
Schlimme an der Sache ist, daß unsere Arbeitneh- 
mer zuviel Steuern zahlen müssen, und zwar we- 
gen unseres Progressionssystems, vor allhm bei 
Preisanstiegsquoten, wie wir sie in den letzten Jah- 
ren hatten. Ich will jetzt gar nicht darauf eingehen, 
daß diese Quote im laufenden Jahr erträglicher als 
im vorigen und im vorvorigen Jahr erscheint. Ich 
sage das ohne jede Polemik. Ich meine einfach, 
unser Lohnsteuersystem ist gedanklich auf der 
Preissteigerungsrate Null auf gebaut. Wenn im Laufe 
der Zeit die Wirtschaftsbedingungen sich ändern 

— ich will auch das jetzt gar nicht näher unter- 
suchen, sondern nur das Faktum feststellen — , dann 
haben wir jedes Jahr die Tatsache, daß der Arbeit- 
nehmer immer mehr mit seinem Einkommen in die 
Progression hineinwächst und damit — das sollte 
man auch einmal im Hinblick auf die Tarifdiskus- 
sion sehen — • konstant ermahnt wird, er solle sich 
bitte zurückhalten. Er hat dann zwar auf seinem 
Gehaltszettel immer höhere Bruttolohnsummen. 


Wenn er aber alles zusammenzählt — ich meine (C) 
jetzt nicht die theoretisch entwickelte Steuerlast- 
quote, von der heute schon oft gesprochen wurde; 
den Arbeiter interessiert immer das, was er seiner 
Frau zu Hause abliefern kann oder nicht abliefert 
und selbst behält, aber eines von beiden — , das, 
was er an den Staat über Steuern und über die So- 
zialversicherungsbeiträge abführt, und das, was er 
für die öffentlichen Dienstleistxmgen an Beiträgen 
und Gebühren bezahlt, dann stellt er am Ende immer 
fest, daß er den Rücken hinhalten soll für eine Lohn- 
quote, die wir ihm in der politischen Diskussion zur 
Last legen, daß er den Kreislauf des Geldes zwar 
mit fördert, daß aber die klingende Münze in immer 
höherem Maße zum Staat geht und immer weniger 
für ihn selber bleibt. Das macht ihn in der Steuer- 
politik so unruhig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Immer [Alten- 
kirchen] [SPD]: Die Länder machen das 
doch immer mehr mit!) 

— Im Zusammenhang mit den Ländern können Sie 
das hier nicht bringen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD] : Doch!) 

— Nein, Sie müssen sehen, wer die Steuern erhöht 
Deshalb diskutieren wir ja darüber. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber die Ge- 
bühren erhöhen sie ständig!) 

— Ja, das ist richtig. Dafür sorgen Sie mit durch 

eine Komplementärfinanzierungspolitik, die uns da 
immer wieder hineinzwingt. Aber auf dieses The- 
ma können wir gerne noch kommen. pj 

Im übrigen haben Sie vorher davon gesprochen, 
daß Sie schützend Ihre Hand über die Kommunen 
halten. Wenn Sie die Gebührenpolitik ansehen, müs- 
sen Sie über den Kommunalbereich und nicht über 
die Länder reden. Wir haben z. B. in Baden-Würt- 
temberg keine Schulgebühren mehr, obwohl wir al- 
le Lehrer bezahlen müssen, die wir einstellen, und 
Sie wollen noch mehr davon haben; zum Beispiel! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir ordnen wollen, sollten wir die Dinge nicht 
durcheinanderbringen. 

Ich bleibe dabei, daß die entscheidende Frage für 
den Leistungswillen des einzelnen Arbeitnehmers 
ist und bleibt, ob er von einer Mark, die er für seine 
Überstunden bekommt, noch mehr als 50 Pfennig be- 
hält oder nicht. Die ganze Frage der Steuerentla- 
stung wird draußen verständlich, wenn die Proble- 
me nicht auf dem Rücken der Arbeitnehmer nach 
fiskalischen Gesichtspunkten, wie 6ie hier disku- 
tiert werden, ausgetragen werden, sondern wenn 
der Arbeitnehmer von seinen Rückenschmerzen da- 
durch befreit wird, daß wir ihm sagen: Die 10 Mil- 
liarden DM gehören dir, und du bekommst sie zu- 
rück, und zwar ohne jedes Wenn und Aber. Das ist 
Steuerentlastung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun darf ich gleich zu der Diskussion übergehen, 
was das für Folgen habe. Es ist heute schon breit 
ausgeführt worden, daß man diese 10 Milliarden 
DM nicht voll zurückgeben könne, sondern daß man 
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(A) sagen müsse „Hier hast du die 10 Milliarden DM, 
gib mir 7 Milliarden zurück, dann hast du noch 
3 Milliarden, obwohl du 10 Milliarden hättest be- 
kommen sollen"; der Arbeitnehmer müsse verste- 
hen, daß wir das Geld, das dem Arbeitnehmer und 
nicht uns selbst gehört, schon verplant hätten und 
deshalb nicht mehr zurückgeben könnten. 

Das ist eine Aussage, die wahrscheinlich stimmt, 
mindestens für den Bundeshaushalt, wie ich heute 
morgen gehört habe; für die Länderhaushalte gilt 
das nicht so ganz, weil wir da schon einige Bremsen 
eingebaut haben. Darauf werde ich gleich zu spre- 
chen kommen. 

Ich habe Verständnis dafür, daß der Bundesfinanz- 
minister sagt; Ich will nicht mehr Schulden aufneh- 
men! — Bei 35 Milliarden DM kann ich nur sagen: 
Das verstehe ich! 

(Beifall bei der CDU/CSU — - Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] : Hervorragend 1) 

Ich kann auch verstehen, daß er sagt: Wenn ich 
mehr Steuerausfälle habe, stimmt der Haushaltsaus- 
gleich nicht mehr. 

Dann ist gesagt worden: Was wollen Sie denn? 
Keine Ausgabenkürzungen, keine Einnahmeverbes- 
serungen, nicht mehr Kredite. — Das ist eine Argu- 
mentation, die wir in Stuttgart umgekehrt auch im- 
mer gebrauchen; sie gehört zu den gängigen 
Waffen auf diesem Schlachtfeld. 

Aber eines sollte man einmal feststellen. Man 
kann Haushaltspolitik auch auf eine andere Art 

(B) und Weise machen, nämlich wie wir es in Baden- 
Württemberg versucht und deshalb einen Haushalt 
mit einem Eckwert von 7 ®/o Wachstum vorgelegt 
haben. 

Lassen Sie mich vorab, verehrte gnädige Frau, 
noch folgendes sagen. Daß wir in den vergangenen 
Jahren starke Wachstumsraten in den Länderhaus- 
halten hatten, hängt vor allem mit einem Phäno- 
men zusammen, das leicht erklärbar ist, nämlich mit 
der Tatsache, daß wir im Gegensatz zum Bund 
44 Vo Personalkosten haben. Das Eigenartige ist, 
daß wir etwa unseren Lehrern, unseren Polizisten 
und all denen, die auch Sie mit uns im Staat ha- 
ben wollen, nur schwer erklären können, daß bei 
ihnen die Haushaltsquote die gesetzliche Gehalts- 
regelung ausschließt. Dies zu machen ist ein biß- 
chen schwierig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben da einmal etwas unter ganz hartem 
Widerstand Ihrer Freunde in Stuttgart gemacht, 
nämlich die 40-Stunden- Woche nicht eingeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hat der Steuerzahler begriffen, aber die ande- 
ren Beteiligten nicht. Wir ziehen da jetzt langsam 
nach. Das kostet uns leider schon wieder Geld. 
Man sollte es sich aber nicht so einfach machen, zu 
sagen: Das wächst doch alles mehr. Da würde man 
zwei Systematiken im Haushalt verwechseln. 

Man könnte aber folgendes tun: Man könnte sa- 
gen, daß, wenn das Haushaltsvolumen um mehr als 
7 Vo steigt, ein Eckwert des soliden Finanzsystems 


verletzt ist. Wenn ich dann nur so viele Steuerein- 
nahmen berücksichtige, wie mir wirklich gehören, 
und nicht so viele, wie ich beim Steuerzahler ge- 
wissermaßen aus der Rocktasche gezogen habe, 
dann habe ich den zweiten Eckwert. Das sind dann 
meine Steuereinnahmen. Wenn ich dann die Ver- 
schuldensquote festsetze, dann habe ich den drit- 
ten Eckwert. Dann haben wir es in Stuttgart so 
gemacht — das ist vielleicht ein völlig veraltetes 
Rezept 

(Zuruf von der SPD: Ein Glück, daß Sie 
uns das mal erklären, Herr Ministerpräsi- 
dent! Das haben wir bisher nicht gewußt!) 

— Deshalb versuche ich es gerade. Vielleicht ma- 
chen wir es auch ganz falsch. Bis jetzt haben wir es 
so gemacht, daß wir unserem Finanzminister ge- 
sagt haben, wenn der Haushalt nicht ausgeglichen 
war: Komm erst wieder, wenn er ausgeglichen ist. 
Dann bleibt ihm nur der vierte Eckwert, nämlich 
die Ausgaben so zu kürzen, daß er mit den Einnah- 
men zurechtkommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zurufe von der SPD) 

— Herr Westphal, lassen Sie mich Ihnen gleich fol- 
gendes sagen — das wollte ich sowieso noch an 
Sie loswerden — : Wenn die Alternative dann heißt 
„Ich bringe meinen Haushalt nicht in Ordnung, 
sondern ich frage die Opposition, wo sie kürzen 
will", dann ist das zwar ein parlamentarischer 
Trick, hat aber mit solider Haushaltspolitik doch 
nicht unbedingt etwas gemein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Ministerpräsi- 
dent, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Westphal? 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg) : 
Aber natürlich. 

Westphal (SPD): Herr Ministerpräsident Späth, 
wollen Sie in Ihrem Land Baden-Württemberg nicht 
einmal so verfahren, Ihren Finanzminister nicht ^nur 
nach Hause zu schicken, um Sparmöglichkeiten zu 
suchen, sondern ihn vielleicht auch einmal die wirt- 
schaftspolitische Gesamtlandschaft betrachten zu 
lassen, um zu sehen, ob es richtig oder falsch ist, 
mehr auszugeben, um die Wirtschaft zu beleben? 
Das fehlt in Ihrer Argumentation völlig. 

Ministerpräsident Späth (Baden-Württemberg): Da 
gebe ich Ihnen vollkommen recht, Herr Abgeordne- 
ter Westphal. Dies haben wir auch so gemacht. Nur 
kam der Finanzminister zu einem interessanten Er- 
gebnis. Er hat gesagt; Bei genauer Betrachtung des 
Kapitalmarktes komme ich zu dem Ergebnis, daß, 
wenn wir mit der gesamtwirtschaftlichen Begrün- 
dung der Schuldenaufnahme der öffentlichen Hand 
so weitermachen, unsere Kinder eines Tages unsere 
Schulden bezahlen müssen und die Privaten die Zin- 
sen nicht mehr bezahlen können, weil ihnen die 
öffentliche Hand die Kredite weggeschnappt hat. Das 
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(A.) hat er mir gesagt. Das müßten Sie einmal genau 
untersuchen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ja, beim heutigen Zinshiveau nicht. Aber wenn 
Sie bei der Verschuldungspolitik so weitermachen, 
werden Sie sehr schnell sehen, wo das Zinsniveau 
hingeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte da noch eine ganz bescheidene Über- 
legung zur Investitionspolitik anschließen. Das, was 
wir uns zur Zeit mit großer Sorge überlegen, ist fol- 
gendes. Wenn wir, die Öffentliche Hand, beispiels- 
weise im investiven Bereich zu forsch rangehen, 
etwa beim Bau, werden auch Sie draußen feststel- 
len — auch im Augenblick schon — , daß die Stei- 
gerung der Investitionsnachfrage schon wieder in 
die Preise geht. Was wir keinesfalls machen dürfen, 
ist folgendes: Es darf nicht geschehen, daß eine 
zinsunempfinüliche und preisunempfindliche öffent- 
liche Hand in Konkurrenz zu den Gott sei Dank in- 
vestitionsbereiten Privaten, auch Kleininvestoren, 
etwa in der Stadterneuerung oder in der Wohnungs- 
modernisierung in Konkurrenz geht. Sonst würden 
wir dort geracle die verdrängen, die wir jetzt mit 
Hilfe des Zinsniveaus und mit Subventionen zur 
Stabilisierung der Nachfrage herbeigeholt haben. 
Das ist ein Punkt, den wir sehen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich hier noch einmal klar das eine 
vom anderen trennen: Nach unserer Auffassung ist 
der Zweck der Steuerentlastung der, daß Bund, Län- 
(B) der und Gemeinden das Geld zurückgeben, das 
ihnen nicht gehört, und daß sie ihre Ausgaben so 
bemessen, daß dieses Geld jetzt und künftig nicht 
mehr verplant wird. Das ist unser Motiv der Steuer- 
gerechtigkeit, und wenn sich das mit dem Motiv des 
Weltwirtschaftsgipfels trifft, haben wir zumindest — 
aus verschiedenen Motiven — den gleichen Ansatz. 

Jetzt kommt der zweite Teil, und da muß ich 
etwas zum Verfahren sagen. Ich verstehe durchaus 
— und dazu will ich nachher noch einige Ausführun- 
gen machen — , daß man in diesen Fragen jetzt 
schnell handeln muß. Aber wenn man in diesem 
Zusammenhang den Ländern Vorwürfe macht, bitte 
ich doch, auch einmal das Verfahren zu beachten, in 
dem das Steuerpaket den Ländern angeboten wor- 
den ist: Die Bundesregierung legt uns ein Steuer- 
paket vor. Wir berufen eine Sondersitzung des Bun- 
desrates ein, weil das sehr schnell gehen muß. 
Heute, zwei Tage vorher, bringen die Koalitions- 
fraktionen die Sache hier ein, weil nur so der Bun- 
desrat umkurvt werden kann, und wir sollen hier 
schon heute zu diesem Paket Stellung nehmen. Das 
tun wir ja, aber 

(Wehner [SPD]: Das müssen Sie nicht! Das 
können Sie im Bundesrat machen! Es stört 
Sie niemand!) 

— Herr Kollege Wehner, das verstehe ich. Nur ist 
es, wenn wir unsere Argumente einbringen wollen, 

(Wehner [SPD]; Bringen Sie sie doch ein!) 

glaube ich, doch gut, wenn wir sie in die Diskussion 
jetzt schon einbringen. Ich glaube, das ist sogar not- 
wendig, wenn wir nachher in den Dialog eintreten 


wollen. Denn eines steht doch fest: Es ist nicht be- (Q 
sonders sinnvoll, wenn wir uns so lange auseinan- 
derbewegen und nachher etwas miteinander tun 
müssen. Und wir wollen ja etwas miteinander tun. 

(Wehner [SPD]: Erst einmal jedem das 
Seine!) 

— Das ist richtig, aber am Schluß den Bürgern das 
Gemeinsame, und dazu brauchen Sie auch uns! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist genau das, wozu ich wirklich eine Anre- 
gung geben möchte, wenigstens für die Zukunft. 

Herr Bundesfinanzminister, wenn wir uns früher 
zusammensetzten und einmal diese Problemstellun- 
gen, die sich jetzt auch im kommunalen Bereich so 
schnell auftun, besprächen, so würden wir, davon 
bin ich überzeugt, viele Ansätze entdecken, wo wir 
uns finden könnten. Es wäre gut, wir würden das im 
Vorstadium so gelassen und in Ruhe tun können, 
daß wir jetzt nicht in großer Hektik gewissermaßen 
gute Ansätze dort, wo Gemeinsamkeiten möglich 
sind, nicht gemeinsam vollziehen können. 

Wir haben z. B. — ich will es noch einmal sagen 

— einen gemeinsamen Ansatz im Familienlastenaus- 
gleich. Die Gretchenfrage ist, daß wir es uns in unse- 
rem Staat politisch einfach nicht leisten können, wei- 
terhin die Familien in der sozialen und finanziellen 
Lage zu lassen, in die sie auch dann hineinkommen, 
wenn die Einkommenslage zunächst gut ist. Und da 
liegt unser Ansatz mit den Kinderfreibeträgen. Für 
mich ist die Frage „Kindergeld oder Kinderfreibe- 
träge?" überhaupt keine große Frage der Ideologie, pj 

(Conradi [SPD]: Doch, das ist sie eben!) 

— Aber Herr Conradi, ich würde Ihnen nur einmal 
raten, etwas, was ich zur Zeit untersuchen lasse, mit 
zu überlegen, nämlich die Lage einer Familie mit 
relativ gutem Einkommen, die vier Kinder hat, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ganz schlimm!) 

einer Familie, die im Einkommen etwa 200 DM über 
den BAfÖG-Richtsätzen und allen anderen staatlichen 
Subventionen liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da werden Sie plötzlich entdecken, daß Sie hier eine 
neue Form sozialer Schwäche haben, weil wir da ge- 
wissermaßen eine Ebene gebaut haben, unter der 
über Transfereinkommen subventioniert wird und 
über der jeder seines eigenen Glückes Schmied ist. 

Das funktioniert im Sozialsystem auch nicht. 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie das mit 
dem Kinderfreibetrag lösen?) 

— Das können wir mit Sicherheit nicht durch den 
Kinderfreibetrag allein lösen. Aber ich habe mit 
großem Interesse gehört, daß Sie der Meinung sind, 
daß in diesen Bereichen bei der Progression Entla- 
stungen eintreten sollen. Dann lassen Sie uns doch 
einmal zusammenrechnen, wie sich das auswirkt! . 

Ich bin überhaupt der Meinung, wir sollten bei Steu- 
erfragen mehr rechnen und uns nicht Glaubensfragen 
um die Ohren hauen, denn das ist sicherer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Zur Mehrwertsteuererhöhung sagen wir nicht nein. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Wir sagen nein, wenn die Mehrwertsteuererhöhung 
im Grunde nichts anderes ist, als daß ein Teil der 
Steuerentlastung aus dem Lohn- und Einkommen- 
steuerbereich wieder hereingeholt wird. Diesen 
Kreislauf machen wir so nicht mit. Das ist der eine 
Abschnitt, von dem ich sprach. 

Wenn Sie im zweiten Abschnitt sagen, wir wollen 
gemeinsam einen Familienlastenausgleich im ersten 
Ansatz schaffen, und da wollen wir eine Balance 
zwischen Mehrwertsteuererhöhung und Familien- 
lastenausgleich, so können Sie darüber mit uns of- 
fen verhandeln, denn das ist ein erster Ansatz zu 
einer Steuerstrukturpolitik, wie wir sie wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will auch gleich das zweite Angebot machen. 
Das ist etwas, das für uns politisch unverzichtbar ist. 
Wir können nicht nur vom Mittelstand und seinen 
Problemen reden, wir müssen jetzt entscheidend zur 
steuerlichen Entlastung des Mittelstandes beitragen. 
Die entscheidende steuerliche Frage betrifft die Ge- 
werbesteuer. Daran führt kein Weg vorbei. 

(Aha-Ausrufe bei der SPD) 

Ich warne davor — und ich sage das auch zu allen 
Beschützern der Kommunen 

(Zuruf von der SPD: Dem Herrn Rommel!) 

— Das sage ich auch dem. Wir reden öfter 'mitein- 
ander darüber. Das ist bei uns so. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen einerseits die fiskalischen Interessen der 
Gemeinden und auch ihr Interesse an originären 
Steuern der Gemeinden nicht übersehen. Aber wenn 
ein Betrieb, der früher zur Produktion viel Fläche 
und Gebäude brauchte und jetzt in der Umstruk- 
turierung ist und diesen Ballast ohnehin mittragen 
muß, aus dem allem noch Gewerbekapitalsteuer zah- 
len muß, auch wenn er nichts mehr verdient, dann 
geht es hier nicht um eine Frage der Fiskalseite der 
öffentlichen Hand, sondern um die Frage, wie wir 
helfen wollen, Steuergerechtigkeit in diesem Staat 
herzustellen. 

. (Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch ein Stück weiter — das wollen wir jetzt 
gar nicht konkret verlangen, aber man muß das doch 
einmal weiter überlegen, wenn man langfristig 
denkt — : Wenn die Bundesbank aus konjunktur- 
politischen Gründen die Erhöhung der Zinsen ver- 
anlaßt, was ja konjunkturpolitisch vielleicht völlig 
richtig ist, dann können Sie doch nicht zulassen, daß 
sich die großen Konzerne gewissermaßen auf dem 
Eurodollarmarkt finanzieren und der Mittelständler 
bei seiner Hausbank 11 oder 12 Vo für Kredite zahlt, 
die als Dauerschulden seinem nicht mehr vorhande- 
nen Ertrag zugerechnet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das geht doch einfach nicht. Da, meine ich, muß 
uns allen, auch den Oberbürgermeistern insgesamt 
noch ein bißchen mehr einfallen als die Forderung: 
„Geht uns nicht ans Eingemachte der Gewerbe- 


steuer!" Da muß eine Lösung gefunden werden, die (C) 
den Gemeinden originäre Ersatzsteuern bringt. Aber 
darüber muß man nachdenken. 

Ich meine fast — jetzt sage ich etwas ganz Selbst- 
kritisches — seit der Reform von 1969/70 haben wir 
jedes Jahr ein Reförmchen gemacht, statt über die 
langfristige Struktur unseres Steuersystems nachzu- 
denken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist vielleicht ein entscheidender Fehler. 


Nun zum Ersatz! Den Vorwurf, Herr Westphal, 
den Sie dem Herrn Häfele gemacht haben, können 
Sie einfach so nicht aufrechterhalten. Denn Sie ha- 
ben alles, was er an Alternativen hin und her über- 
legt hat, addiert und gesagt: „Das sind 18 Milliar- 
den." So einfach können wir nicht diskutieren. Ich 
will es noch einmal konkretisieren. Unsere Grund- 
linie ist folgende. Sie geben die 10 Milliarden zu- 
rück, mit uns zusammen. Das trifft die Länder ge- 
nauso wie den Bund und die Gemeinden. Dann ge- 
hen Sie auf die 7 ®/o, die ich vorher für Baden-Würt- 
temberg angekündigt habe. Dann haben Sie 2,4 Mil- 
liarden weg. Ich sage Ihnen auch gleich einen Dek- 
kungsvorschlag. Der Finanzminister hat 2 Milliar- 
den DM globale Minderausgaben. Das macht man 
ohnehin am Schluß, wenn es mit der Deckung nicht 
mehr so ganz hinhaut. Das machen wir auch; das 
will ich gleich dazusagen. 

(Westphal [SPD]: Das kritisiert Herr Strauß, 

wenn es schriftlich auf dem Tisch liegt!) 


— Das kritisiert die Opposition auch bei uns zu 

Recht. — Dann sollte man aber einmal überlegen, 
ob es nicht möglich ist, bei einem Haushalt von 
204 Milliarden 1 ®/o herauszukriegen. Wenn Sie 
nur 2 Milliarden oder 2,4 Milliarden heraushaben, 
sind Sie auch bei 7 Vo. Wenn Sie die 2,4 Milliardefi 
nehmen, die entsprec±ienden Länderbeträge und die 
Kommunalbeträge, dann sind Sie beinahe bei den 
10 Milliarden, die uns einfach nicht gehören. Geben 
wir die zurück! Dann erhöhen Sie die Mehrwert- 
steuer um 7 Milliarden. Davon geben Sie grob 4 bis 
4^/2 Milliarden dem Familienlastenausgleich, grob 
2 bis 2 V 2 Milliarden über die Abschaffung der Ge- 
werbekapitalsteuer und der Lohnsummensteuer in 
die Mittelstandsförderung. Dann können Sie doch 
nicht sagen, daß dies nicht eine logische, klare und 
dem Bürger verständlich zu machende Vorstellung 
sei. Da ist der Ansatz. Und dann, wenn wir dies 
klar haben, 

(Huonker [SPD]: Das hat nur mit dem 
' Mittelstand wenig zu tun, Herr Späth!) 

— Das hat sehr viel damit zu tun. Sie wissen genau, 
daß die Konzerne über die Höhe des Körperschaft- 
steuersatzes wieder verrechnen. Wenn Sie das auch 
noch einbeziehen, dann wissen Sie daß das mit dem 
Mittelstand sehr viel zu tun hat. Sie müssen endlich 
auch einmal sehen, daß die Kleinen deshalb kaputt- 
gehen, weil unterhalb der ganz Großen, die die 
Preise bestimmen können, die Zwischen ebene fehlt: 
die mittlere und die obere Ebene des Mittelstandes, 
die die gesunde Struktur einer Gesamtwirtschaft 
ausmacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) ' 


P) 
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(A) Verehrter Herr Huonker, solange Baden- Württem- 
berg von 2,4 Milliarden DM Finanzausgleich der ge- 
samten Länder der Bundesrepublik im nächsten Jahr 
1,2 Milliarden DM bezahlt und wir bei unseren 
Steuern gewissermaßen 

(Zuruf von der SPD: An wen denn?) 

— An befreundete, weniger befreundete und auch 
solche, die uns nicht mögen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Aber wir Baden-Württemberger sind so: Wenn das 
Geld weg ist, denken wir nicht einmal mehr nach, 
wer es hat, 

(Wehner [SPD]: Aber reden darüber!) 
sondern uns fehlt es eben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

— Herr Wehner, Sie mögen uns das entschuldigen. 
Es ist eine unserer landsmännischen Eigenschaften, 
daß es uns wahnsinnig wehtut, wenn wir Geld, das 
wir schon einmal hatten, wieder abgeben müssen. 

Ich darf noch einen Satz zu diesem Thema sagen. 
Wenn wir dieses Paket betrachten, müssen wir die 
Ausfälle bei den Gemeinden berücksichtigen. Bei 
den ersten 10 Milliarden DM können wir für die 
Gemeinden nichts tun? auch sie müssen zurück- 
geben. Aber dort, wo die Gemeinden extrem bela- 
stet sind, beim Ausfall der Gewerbekapitalsteuer, 
zum Teil im Lohnsummensteuerbereich und bei der 
Mehrbelastung durch die Mehrwertsteuer — das 
ß) muß man sehen-, da sind die Gemeinden stärker be- 
lastet — , müssen wir einen Ausgleich finden. In 
diesem Zusammenhang ist unsere Vorstellung: min- 
destens einen Punkt beim Anteil an der Einkommen- 
und Lohnsteuer sowie eine Absenkung der Gewerbe- 
steuerumlage. Auf jeden Fall müssen es originäre 
Ersätze sein. Die Gemeinden dürfen über den Finanz- 
ausgleich nicht in einen noch höheren Grad von Ab- 
hängigkeit von den Partnern, insbesondere vom 
Bund und von den Ländern, geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage das vor allem, damit nicht der Eindruck 
entsteht, wir hätten nicht viel Verständnis für das, 
was im fiskalischen Bereich zu geordneten Gemein- 
definanzen gehört. Ich meine nur: Auch hier ist 
kein geeignetes Schlachtfeld. Wir müssen zunächst 
die steuerpolitische Linie klarlegen, dann müssen 
wir die Fehlentwicklungen berechnen, und dann müs- 
sen wir zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
zum Ausgleich kommen mit dem Ziel, jedem zu- 
nächst originäre Steuerquellen zu geben und erst 
hilfsweise auf sogenannte Finanzausgleichslösungen 
zurückzugreifen. 

Wenn ich zum Schluß noch eine bescheidene Bitte 
an den Herrn Bundesfinanzminister richten darf — 
das hängt nun wieder mit unserem engen Verhältnis 
zu dem Geld zusammen, das wir schon haben und 
nicht hergeben möchten — : Herr Bundesfinanzmini- 
ster, wir möchten parallel zu den jetzt notwendigen 
Ausgleichsmaßnahmen zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden in der Steuerpolitik auch gern wissen, 
wohin die Reise bei der Neuverteilung der Umsatz- 


steuer geht. Wir wollen gar nicht den Verdacht (Q 
äußern, daß uns möglicherweise, um das Steuerpa- , 
ket zu beschleunigen, ein generöser Bundesfinanzmi- 
nister Kompromisse anbietet. Aber der Verdacht, daß 
diese Gelder kurz darauf, nämlich wenige Wochen 
später bei den Umsatzsteuerverhandlungen, bei uns 
wieder abgeholt werden, wir also gerade zum Jah- 
resbeginn zu einem Schecktausch kämen, ist für 
die Ministerpräsidenten und Finanzminister der Län- 
der solch eine seelische Belastung, daß ich Ihnen 
außerordentlich dankbar wäre, wenn wir die Zu- 
kunftsvisionen wenigstens für die nächsten Jahre 
nicht nur auf die jetzigen Haushalte, sondern auch 
auf die Umsatzsteuerverteilung richteten. Ein solches 
Vorgehen könnte dazu beitragen, daß Sie nicht einen 
Haushalt mit einem Umsatzsteueranteil verabschie- 
den, wir in den Ländern unsere Haushalte mit ande- 
ren Umsatzsteueranteilen, und wir alle am Schluß 
feststellen, daß zwar die Haushalte stimmen, wir 
aber zusammen so etwa 110 Vo der Steuereinnahmen 
im Umsatzsteuerbereich verplant haben. 

Wenn wir auch das noch vermeiden können, wenn 
Sie unser Angebot zur Partnerschaft bei den Steuer- 
strukturveränderungen ernst nehmen und der 
Steuerzahler sein Geld zurückbekommt, dann bin ich 
ganz sicher, daß wir einen guten Ansatz für eine 
Gemeinsamkeit haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Par- 
lamentarische Staatssekretär Böhme. pj 

Dr. Böhme, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist mir eine 
Ehre, als Finanzstaatssekretär des Bundes heute auf 
den baden-württembergischen Ministerpräsidenten 
erwidern zu dürfen, dem ich hier zu seinem Einstand 
im Bundestag herzlich gratuliere. 

(Beifall) 

Und es ist mir eine besondere Freude, daß ich dies 
— erlauben Sie mir diese Bemerkung — als Badener 
gegenüber meinem schwäbischen Landsmann tun 
darf. 

(Heiterkeit) 

Dazu kann ich vielleicht zwei Vorbemerkungen 
machen. 

Das erste, was den Bundesfinanzminister betrifft, 
zur Kenntnis der Psyche des Schwaben für die Um- 
satzsteuerneuverteilung: daß vor einer Einladung 
des Hauslehrers die Mutter zu den Kindern gesagt 
hat: „Ihr Kinder, esset die Ripple weg, daß der 
Hauslehrer nachher ans Kraut dran kann." 

(Heiterkeit) 

Als Badener habe ich großes Verständnis dafür 
und weiß, daß es den Schwaben sehr wehtut, Geld 
herzugeben, daß sie aber, wenn es dann tatsächlich 
geschehen ist, nicht mehr daran denken. Auch da 
gibt es eine Geschichte: Als nämlich die schwäbische 
Bäuerin eingeladen hat und die Gäste sich genier- 
ten, ordentlich zuzugreifen, hat sie gesagt — auf 
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(A) Schwäbisch — : „Langet nur zu; was auf dem Tisch 
steht, isch scho verschmerzt.“ 

(Anhaltende Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, nach diesem kurzen 
Ausflug in die baden-württembergischen Gefilde 
nun zu unserem harten Geschäft der Finanzpolitik. 
Sie haben soeben eine bemerkenswerte Ausführung 
schwäbischer 

(Zuruf von der SPD: Schlitzohrigkeit!) 

Finanzpolitikkunst — so muß ich sagen — erlebt. 
Ich möchte das, was hier gesagt worden ist, einmal 
zu unserer Situation und zu dem in Beziehung set- 
zen, was an Vorschlägen vom Bundesrat hier auf 
den Tisch kommt. Herr Ministerpräsident, wenn Sie 
hier allerhand kluge finanzpolitische Erörterungen 
anstellen, müssen Sie sich auch fragen lassen, was 
eigentlich die Essenz dessen ist, was Sie hier Vor- 
schlägen. Es genügt nicht, mit irgendwelchen Zah- 
lenspielen und netten Formulierungen das Parla- 
ment des Bundestages zu beeindrucken. 

Ich möchte Ihnen einmal sagen, was Ihre Alter- 
native ist, was, gemessen an dem Konzept der Bun- 
desregierung, abgestimmt und vereinbart nach dem 
Weltwirtschaftsgipfel in Bonn, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

diese Stimme aus Baden-Württemberg und — ent- 
schuldigen Sie — wohl auch Provinz hier zu melden 
hat. Gegenüber dem, was auf dem Gipfel und später 
im Kabinett diskutiert worden ist, sind hier im we- 
sentlichen drei Vorschläge gemacht worden. Es ist 

(B) notwendig, sie gleich am Anfang einmal zu nennen. 

Der erste Vorschlag, Herr Ministerpräsident, ist, 
daß Sie sich unter dem Stichwort der Reform des 
Kinderlastenausgleichs — man muß die Formulie- 
rung einmal hören: „Reform des Kinderlastenaus- 
gleichs“! — hier an dieses Pult begeben und sagen: 
Die Kinderfreibeträge müssen wieder eingeführt 
werden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Was dies ist, wurde vorhin schon von meinem Kol- 
legen Heinz Westphal gesagt: Dies ist nichts ande- 
res als eine im wahrsten Sinne des Wortes reaktio- 
näre Politik. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Was 1975 — das ist erst einige Jahre her — 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]; Vorher 
sprach der Badener, jetzt spricht der Ge- 
nosse!) 

mit Zustimmung aller Parteien, der Kirchen, aller 
Wohlfahrtsverbände und Familienvereinigungen ab- 
geschafft wurde, soll wiederkommen. Nichts zeigt 
eindringlicher als dieses Beispiel, in welche Richtung 
die Steuerpolitik der Union geht, einer Union, die 
nichts vergessen und nichts dazugelernt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach du lieber 
Gott!) 

Künftig soll es also nach christdemokratischem Wil- 
len wieder so sein, daß dex Familienlastenaus'gleich 


vom Einkommen der Eltern abhängt und die Ent- (Q 
lastung mit steigendem Einkommen progressiv an- 
steigt nach dem Motto: „Wer hat, dem wird gege- 
ben“. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Als zweites schlagen Sie im Grunde die Abschaf- 
fung der Gewerbesteuer vor. Ich werde darauf nach- 
her noch näher eingehen, möchte aber jetzt schon 
sagen: Ich betrachte Ihre Vorschläge im Grunde als 
einen Schlag gegen die Selbstverwaltung der Ge- 
meinden, weil die Finanzautonomie der Gemeinden 
mit Ihren Vorschlägen beseitigt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zum dritten — das möchte ich auch vorwegneh- 
men — soll dieses „Konzept“, nämlich die Wieder- 
einführung der Kinderfreibeträge und die Abschaf- 
fung der Gewerbesteuer, mit einer Anhebung der 
Mehrwertsteuer finanziert werden. Herr Minister- 
präsident Späth, für die Tarif reform und zur Finan- 
zierung sozial- und familienpolitischer Maßnahmen 
kann nach Ihrer Meinung die Mehrwertsteuererhö- 
hung nicht eingesetzt werden, für eine massive 
steuerpolitische Umschichtung bei den Kinderfrei- 
beträgen zugunsten der Großverdiener und zugun- 
sten der Unternehmer durch die Abschaffung der 
Gewerbesteuer soll jedoch die Mehrwertsteuererhö- 
hung herhalten. Eine solche Politik ist unsozial und 
ein Unrecht gegenüber den Arbeitnehmern und Rent- 
nern in unserem Land. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 

Stark [Nürtingen]: Jetzt spricht der Genosse (D) 

und nicht mehr der Badener! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht mehr 
so gut wie am Anfang!) 

Sie haben vorhin gesagt, daß Sie bei dieser Fi- 
nanzpolitik, bei diesem Paket, das in Wahrheit ein 
Steuer-, Sozial- und Innovationspaket darstellt, ein 
Konzept vermissen. Ich möchte Ihnen ein paar 
Punkte in die Erinnerung zurückrufen, wie wichtig 
dieses Paket gerade auch für ein Bundesland wie 
Baden-Württemberg ist, welches wie kein anderes 
Bundesland vom Export abhängig ist.. Zum Konzept: 

Da ist zum ersten die Ausführung der Beschlüsse 
des Weltwirtschaftsgipfels zur Abwehr der weltwei- 
ten Störung des wirtschaftlichen Gleichgewichts. Dies 
ist wichtig für jedes Bundesland, besonders für Ba- 
den-Württemberg. Sie werden doch nicht die Be- 
rechtigung der Bundesregierung bestreiten, hier 
schnell und entschlossen zu handeln. Die Bundes- 
republik setzt als erster Staat die Beschlüsse des 
Weltwirtschaftsgipfels vom 16. und 17. Juli 1978 in 
konkrete Maßnahmen um. Das Entlastungsvolumen 
beträgt über 12 Milliarden DM, d. h. wie beim Welt- 
wirtschaftsgipfel vereinbart, etwa 1 Vo des Brutto- 
sozialprodukts. 

Zweitens enthält das Konzept mehr Steuergerech- 
tigkeit durch Verbesserung des Steuersystems und 
mehr soziale Sicherheit durch Erweiterung des Mut- 
terschutzes bei voller Arbeitsplatzgarantie, Herab- 
setzung der flexiblen Altersgrenze und Erhöhung 
des Kindergeldes. In einer wirtschaftlich schwieri- 
gen Zeit erfolgt somit nicht ein Abbau, sondern ein 
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(A) weiterer Ausbau unseres Sozialstaates. Alle diese 
Maßnahmen haben auch arbeitsmarktpolitisdie Aus- 
wirkungen. Dies gilt besonders für die schrittweise 
Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze. 

Drittens. Die steuerlichen Maßnahmen führen zu 
einer Senkung der Steuerquote. Damit wird dem 
Pauschalürteil von der Überbesteuerung wirksam 
entgegengetreten, denn mit den Steuerentlastungen 
zum 1. Januar 1979 sinkt die Steuerquote im Jahre 
1979 voraussichtlich auf 24 ®/o. Wird das Kindergeld 
mit rund 1 ®/o eingerechnet, so wird die Steuer quote 
1979 auf dem Niveau der 50er und 60er Jahre liegen. 
Damit nimmt die Bundesrepublik bei der Steuer- 
quote auch international einen Mittelplatz ein. Es 
besteht überhaupt kein Grund, die Steuerdebatte 
unter dem polemischen Stichwort „Überbesteuerung" 
heißlaufen zu lassen. 

Ich habe hier die letzte Übersicht eines inter- 
nationalen Vergleichs der Steuer- und Abgaben- 
quote im Jahre 1976. Damals betrugen in der Bun- 
desrepublik .Deutschland Steuern imd Abgaben 
23,8 ®/o, in Belgien 26,2 ®/o, in Frankreich 24,3 ®/o, in 
Großbritannien 29,0 ®/o, in Österreich etwa wie in 
der Bundesrepublik 23,6 ®/o. Dies zeigt, was die 
Steuerquote angeht, daß die Bundesrepublik mit 
entsprechenden vergleichbaren Staaten gleichauf 
liegt, eine mittlere Position einnimmt, ja, sogar 
eine Position am unteren Ende. 

Viertens. Durch die steuerlichen Maßnahmen wird 
zugleich die Struktur des Steuersystems verbessert. 
Trotz der konstant gebliebenen Steuerquote hat 

^ J sich nämlich die Struktur unseres Steuersystems 
deutlich verändert. Das Verhältnis der direkten zu 
den indirekten Steuern hat sich von einer Pari- 
Situation Anfang der 50er Jahre auf ein Verhältnis 
von 60 ®/o direkten zu 40 ®/o indirekten Steuern im 
Jahre 1978 verändert. Dieser Anstieg der direkten 
Steuern ist besonders auf die Entwicklung des Lohn- 
und Einkommensteueraufkommens zurückzuführen. 
Durch die Anhebung der Mehrwertsteuer bei gleich- 
zeitiger Senkung der Lohn- und Einkommensteuer 
wird diese Entwicklung gebremst und das Verhält- 
nis für die nächste Zukunft konstant gehalten. 
Gleichzeitig wird durch die Anhebung der Mehr- 
wertsteuer das gesamte Steuer-, Sozial- und Inno- 
vationspaket im Haushalt finanziert. 

Es ist nicht richtig, wenn die Umsatzsteuererhö- 
hung mit einer Einzelmaßnahme verrechnet wird. 
Die Umsatzsteuererhöhung ist zur Finanzierung des 
ganzen Paketes notwendig, begrenzt dadurch das 
Haushaltsdefizit und trägt damit zur Entlastung des. 
Kapitalmarkts bei. Wer keine zusätzlichen Schul- 
den machen will oder kann und gleichwohl Steuer- 
entlastungen reklamiert, muß sagen, woher er das 
Geld nehmen will. Nur das ist eine verantwortliche 
Finanzpolitik, die wir der Öffentlichkeit und dem 
Bürger schuldig sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Gegenüber diesem Konzept der Bimdesregierung 
kann die CDU/CSU hier im Bundestag keine glaub- 
würdige Alternative auf den Tisch legen. Wie schon 
so oft in den letzten Jahren bietet die Opposition 
im Bundestag ein diffuses Bild. Sie fordert für jeden 


(Q 

etwas und betreibt damit ein Verwirrspiel in der ' ^ 
Öffentlichkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was soll man denn anderes zu einer Opposition sa- 
gen, die trotz wochenlanger Debatte über die 
Steuern in der Öffentlichkeit bis heute nicht weiß, 
was sie will rmd wo es längs geht? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das müssen 

Sie sagen! — Zuruf von der CDU/CSU: Bei 
der Lohnsummensteuer!) 

Die „klassische" Steuerentlastungspartei, die Hel- 
mut Kohl gestern in Berlin gesinnungstüchtig pro- 
klamiert hat, ist wieder einmal in Verzug. Ich kann 
nur sagen: eine schöne Klassik! 

Aber diese Situation ist nicht neu; denn die „klas- 
sische" Steuerentlastungspartei hat sich in Wahrheit 
in der Vergangenheit um konkrete Steuerentlastun- 
gen' für den Bürger gar nicht bemüht, sondern 
machte die Steuerpolitik zum Vehikel der Machtaus- 
einandersetzung in unserem Staat. Frau Funcke hat 
weit in die Vergangenheit hinein ausgeholt. Ich 
möchte bei der jüngeren Vergangenheit bleiben imd 
daran erinnern, daß die CDU/CSU in diesem Hohen 
Hause den gezielten Steuerentlastungsmaßnahmen, 
die letztes Jahr, also 1977, im Bundestag beschloss^ 
worden sind, ihre Zustimmung versagt hat. Die 
CDU/CSU-Opposition hat 1977 in diesem Hause in 
dritter Lesung u. a. der Vervierfachung des Weih- 
nachtsfreibetrages, der Erhöhung der Sonderaus- 
gabenhöchstbeträge, der Erhöhung des Grundfrei- 
betrages, P) 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Hört! Hört!) 

der Verbesserung der degressiven AfA für die 
Wirtschaft, der Erleichterung bei der Gewerbesteuer 
und bei der Lohnsummensteuer nicht zugestimmt 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Hört! Hört!) 

und eine Kraftprobe im Vermittlungsausschuß ge- 
sucht. Immer, meine Damen und Herren, wenn es 
um mögliche Steuemachlässe für den Bürger, ging, 
hat sich die Opposition in diesem Parlament ver- 
sagt. Ihre Worte entsprechen nicht den Taten. Wenn 
es zur Sache kam, blieben Sie immer bei Ihrem ste- 
rilen Nein. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nun haben die unionsregierten Länder — Herr 
Ministerpräsident Späth hat dies hier deutlich ge- 
macht — ausgeführt, daß sie ein eigenes Steuer- 
paket vorlegen wollen. So heißt es und ist hier 
ausgeführt worden, daß es um eine Steuerreform 
gehe, die auch Sache der Länder sei. Dies wird na- 
türlich nicht bestritten. Festzuhalten ist in diesem 
Zusammenhang jedoch, daß eine einheitliche Hal- 
tung der CDU/CSU-Opposition im Bundestag bis 
heute nicht besteht und daß auch Kernforderungen 
des Bundesrates, Herr Ministerpräsident, in Ihren 
eigenen Reihen umstritten sind. So hat sich z. B. der 
CDU-Oberbürgermeister Rommel von Stuttgart ve- 
hement gegen die von Ihnen geforderte Abschaf- 
fung der Gewerbekapitalsteuer gewandt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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fA) 

^ — Das sind die Tatsachen. Ebenso hat sich Herr 
Kollege Vogt von den Sozialausschüssen der CDU 
laut gegen die Wiedereinführung von Kinderfreibe- 
trägen gewandt. Man kann gespannt sein — ich 
sage dies gar nicht ironisch — , ob Herr Vogt dem- 
nächst ebenso wie sein Kollege Blüm öffentlich 
Selbstkritik üben muß und damit wieder einmal 
beweist, was die Sozialausschüsse bei der CDU/CSU 
wert sind. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut! — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Läßt man jedoch diese uneinheitlichen Positionen 
der CDU/CSU außer acht und betrachtet isoliert die 
Vorschläge der unionsregierten Länder im Bundes- 
rat, so wird das Bild nicht besser; denn diese Vor- 
schläge sind deprimierend. 

Zusammengefaßt muß man urteilen, daß diese 
Vorschläge verteilungspolitisch ungerecht, sozial- 
politisch ein Rückschritt und im Hinblick auf die 
beabsichtigte Abschaffung der Gewerbesteuer ein 
Schlag gegen die Selbstverwaltung der Gemeinden 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Steuerpolitik des Bundesrats ist wahrhaft eine 
Konzentration nach rückwärts. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Im einzelnen sehen die Vorschläge — Herr Mi- 
nisterpräsident Späth hat dies vorgetragen — wie 
folgt aus: Wiedereinführung der Kinderfreibeträge 
mit einem Ausfall von sage und schreibe 4,5 Mil- 
jßj liarden DM, Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
mit einem Steuerausfall von rund 2 Milliarden DM 
netto, Verzicht auf die Hinzurechnung von Dauer- 
schuldzinsen beim Gewerbeertrag mit einem Steuer- 
ausfall von rund 1,8 Milliarden DM. 

Vorhin habe ich bereits einige Worte zur Wie- 
dereinführung der Kinderfreibeträge gesagt. Die be- 
sondere Ungerechtigkeit der Wiedereinführung der 
Kinderfreibeträge wird deutlich, wenn für Steuer- 
pflichtige in der Proportionalzone eine gleiche Ent- 
lastung, wie sie jetzt durch Kindergeld gegeben ist, 
durch Kinderfreibeträge ausgerechnet wird. Wir 
haben dies — hypothetisch — unternommen. Für 
einen Steuerpflichtigen in der Proportionalzone 
müßten die Kinderfreibeträge pro Jahr folgende 
Höhe haben, wenn sie das von der Bundesregie- 
rung vorgesehene und angebotene Kindergeld er- 
reichen sollen: für das erste Kind 2 727 DM, für 
das zweite Kind 5 494 DM, für das dritte und jedes 
weitere Kind 10 636 DM. Bei drei Kindern, meine 
Damen und Herren, müßte somit jährlich ein Kin- 
derfreibetrag von insgesamt knapp 19 000 DM ein- 
geräumt werden, um zu der monatlichen Entlastung, 
die heute dem normalen Arbeitnehmer gewährt ist, 
von 345 DM zu gelangen. Kinderfreibeträge in die- 
ser Höhe brächten jedoch für den Großverdiener 
eine überhaupt nicht zu vertretende Entlastung. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Da gibt es gar keinen Zwischenruf! Das sind 
die Zahlen, das sind die Fakten. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU) 


Diese Zahlen zeigen, daß die Wiedereinführung von (Q 
Kinderfreibeträgen ein Weg in die falsche Richtung 
ist. Hierzu gibt es nur ein glattes Nein. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Diese klare Aussage gilt auch gegenüber der 
weiteren Forderung der unionsregierten Länder des 
Bundesrates nach einer zusätzlichen — ich betone: 
zusätzlichen — Abschaffung der Gewerbekapital- 
steuer bei gleichzeitiger Einschränkung der Zu- 
rechnung von Dauerschuldzinsen bei der Gewerbe- 
ertragsteuer. 

Ich bin sehr dafür — Frau Kollegin Funcke hat 
das bereits angesprochen — , daß über das System 
der Gemeindefinanzen einmal grundsätzlich nach- 
gedacht wird. Bei der Beurteilung, wie der Aus- 
gleich für die beabsichtigte Abschaffung der Lohn- 
summensteuer geschaffen werden soll, haben wir 
die beste Gelegenheit dazu. Doch darum geht es 
im Moment nicht. Vielmehr geht es darum, daß 
durch eine isolierte Entscheidung, wie sie hier ge- 
fordert wird, der Realsteuercharakter der Gewerbe- 
steuer praktisch beseitigt würde, übrig bliebe eine 
zweite Steuer auf den gewerblichen Gewinn, die 
neben der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
schwer zu rechtfertigen wäre. Da die Gewerbe- 
steuer die wichtigste selbständige Einnahmequelle 
der Gemeinden darstellt, wäre damit die Fin^nz- 
autonomie der Gemeinden weitgehend beseitigt. 

Außerdem — das muß man hinzufügen — würde 
bei einem Wegfall der Gewerbekapitalsteuer die 
Konjunkturabhängigkeit des Gewerbesteueraufkom- 
mens erheblich zunehmen. Die Gemeinden sind aber P) 
auf eine möglichst konjunkturunempfindliche Steuer- 
quelle angewiesen, um ihren Aufgaben, vor allem 
auf dem Gebiet der öffentlichen Investitionen, ge- 
recht zu werden. Die Gemeinden sind der größte 
öffentliche Investor. In seiner Gemeinde erlebt der 
Bürger den Staat und nimmt täglich an der demo- 
kratischen Auseinandersetzung über die Gestaltung 
seiner Umwelt teil. Eine Abschaffung der Gewerbe- 
steuer insgesamt, die Beseitigung des eigenen Ein- 
nahmerechts und damit das Ende der Finanzauto- 
nomie wären somit ein Schlag gegen die Selbstver- 
waltung an sich und nach der deutschen Tradition 
freier Selbstverwaltung der Gemeinden auch in 
ihrem Kern undemokratisch. 

Nun versucht die Union im Bundesrat, die Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer als eine Maß- 
nahme zur steuerlichen Entlastung der Kleinbetriebe 
und des Mittelstandes darzustellen. Wie sehen aber 
die tatsächlichen Verhältnisse aus? Das Aufkommen 
aus der Gewerbekapitalsteuer beträgt im Rech- 
nungsjahr 1978 rund 4 Milliarden DM. Belastet sind 
dadurch rund 500 000 Betriebe, das sind ein Drittel 
aller Unternehmungen in der Bundesrepublik. Rund 
3,7 Milliarden DM davon werden von nur 120 000 
Betrieben erbracht, d. h. — diese Zahl ist entschei- 
dend — , rund 8 % der Betriebe erbringen rund 93 ®/o 
des gesamten Aufkommens an der Gewerbekapital- 
steuer. 

(Zurufe von der GDU/CSU) 

Diese Zahlen belegen, daß die Gewerbekapital- 
steuer nicht vom Mittelstand, sondern zur Haupt- 
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(A) Sache von den großen Betrieben erbracht wird. 
Diese Tatsache kann auch nicht überraschen, da die 
Kapitalintensität mit der Größe eines Unternehmens 
bekanntlich zunimmt. Mit diesen Zahlen wird aber 
auch deutlich, daß die Gewerbekapitalsteuer gerade 
von den Wirtschaftsbetrieben gezahlt wird, die die 
gemeindliche Infrastruktur am stärksten belasten 
und für die wegen ihrer Betriebsgröße von den 
Kommunen häufig gezielte Sondermaßnahmen ge- 
troffen werden müssen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
nicht!) 

und zwar unabhängig davon, ob ein Großbetrieb in 
einem Jahr einen hohen, einen niedrigen oder auch 
einmal gar keinen Gewinn erwirtschaftet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oder Verluste, 

Herr Kollege!) 

Das ist das Prinzip der Äquivalenz. 

Der letzte und ein wesentlicher Punkt der An- 
träge der unionsregierten Länder aus dem Bundes- 
rat betrifft den Finanzausgleich. Hier sollen die An- 
teile aus der Umsatzsteuer, die 1978 32,5 ®/o für die 
Länder betragen, wie folgt zu Lasten des Bundes 
erhöht werden: im Jahre 1979 um 2 v. H., im Jahre 
1980 um 4 V. H. und in den Jahren 1981 und 1982 
jeweils um 5 v. H. Diese Forderung muß vom Bund 
zurückgewiesen werden. Für die Neuregelung der 
Umsatzsteuerverteilung können nicht die Auswir- 
kungen und Belastungsverschiebungen eines einzel- 
nen Gesetzes maßgeblich sein, sondern hier gelten 
die Grundsätze der Verfassung in Art. 106 des 
Grundgesetzes, wonach von der Gesamtentwicklung 
aller laufenden Einnahmen und aller Ausgaben der 
Gebietskörperschaften auszugehen ist. 

Diese Aussage ist kein Widerspruch gegen den 
vom Bund befürworteten Ausgleich für die betroffe- 
nen Gemeinden durch die beabsichtigte Abschaffung 
der Lohnsummensteuer. Hierzu hat die Bundesregie- 
rung ausgeführt, daß vor der Abschaffung der Lohn- 
summensteuer in Beratung mit den Bundesländern 
und mit den kommunalen Spitzenverbänden vorher 
übereinstimmende Lösungen für die finanzwirtschaft- 
lichen Probleme gesucht werden, die sich für die 
betroffenen Gebietskörperschaften ergeben. Die 
Bundesregierung geht hier davon aus, die Abschaf- 
fung der Lohnsummensteuer nur so vorzunehmen, 
daß die gesamte Neuregelung mit der Ausgleichs- 
regelung am 1. Januar 1980 in Kraft treten kann. 

Hierauf richtet sich auch nicht der Antrag des 
Bundesrates, sondern dieser Antrag und auch die 
zusätzlichen Punkte gehen weit darüber hinaus und 
machen deutlich, daß es den unionsregierten Län- 
dern und natürlich der CDU/CSU-Opposition im 
Bundestag im Grunde darum geht, den Bund finan- 
ziell handlungsunfähig zu machen. Die sozialliberale 
Koalition in Bonn soll finanziell so an die Wand ge- 
drückt werden, daß ihr kein Spielraum mehr bleibt. 
Dies ist der politische Kern der Anträge aus dem 
Bundesrat, die einerseits zusätzlich Steuerverzicht 
fordern, andererseits dem Bund Steuermehreinnah- 
men nicht nur verweigern, sondern über die Um- 
satzsteuerverteilung Finanzmasse wegnehmen. Da- 
mit soll erreicht werden, daß der Bund zu Ausgaben- 


kürzungen gezwungen wird, weil die Kreditfinan- (C) 
zierung natürlich — das wurde hier mehrfach er? 
wähnt — nicht überzogen werden darf. Ausgaben- 
kürzungen bedeuten jedoch, daß die im Haushalt 
ausgewiesenen Leistungen und öffentlichen Investi- 
tionen gemindert werden müssen, z. B. die Ausga- 
ben für Forschung und Entwicklung, die Hilfen bei 
der Gründung kleiner und mittlerer Unternehmen 
und der weite Bereich der Sozialleistungen; denn 
das Aufkommen an Steuern und Sozialabgaben 
bleibt nicht beim Staat. 

Von 100 DM werden z. B. etwa 46 DM als soge- 
nannte Transferleistungen an die Bürger weiterge- 
leitet. Aus diesen Beträgen werden z. B. Renten ge- 
zahlt. Aus Steuermitteln werden Forschungsvorha- 
ben finanziert oder wird Kindergeld gewährt. Zirka 
50 DM von jedem Hundertmarkschein nimmt der 
Staat für sich in Anspruch, um Straßen, Schulen oder 
Krankenhäuser zu finanzieren, Verteidigungsmate- 
rial zu beschaffen oder Arzneimittelrechnungen der 
Versicherten oder seiner Bediensteten zu bezahlen. 

Dies bedeutet aber, daß der Staat auch finanziell 
handlungsfähig bleiben muß, um seine Aufgaben 
zu erfüllen, insbesondere die sozialen Sicherungen 
zu finanzieren. Wer eine Diktatur der leeren Kassen 
fordert, wie dies immer von finanzpolitischen Spre- 
chern der CDU/CSU verlangt wird, führt in Wahr- 
heit einen Schlag gegen unseren Sozialstaat. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese im Grunde poujadistische Haltung wird von 
Ihnen als mehr Freiheit für den einzelnen verbrämt, 
ist aber in Wahrheit eine Strangulation des Sozial- 
Staates und eine Aushöhlung der finanziellen Hand- ^ * 
lungsfähigkeit unseres Gemeinwesens, die zur Si- 
cherung der Vollbeschäftigung und des Arbeitsfrie- 
dens in unserem Lande erhalten bleiben muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Dr. Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach der notwendigen Klarstellung einer 
Reihe von Punkten aus der Intervention des Herrn 
Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg durch 
meinen Kollegen Böhme scheint es mir an der Zeit 
zu sein, darauf aufmerksam zu machen, daß die vor- 
liegenden Gesetzentwürfe und der Bundeshaushalts- 
entwurf 1979 sehr viel mehr als nur steuerpolitische 
Beschlüsse enthalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was dem Hohen Haus hier vorliegt, ist das Ergeb- 
nis einer nahtlos ineinandergefügten Finanz-, Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese nahtlos ineinandergefügte Finanz-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik ist weithin von den Ergebnissen 
des Weltwirtschaftsgipfels in Bonn geprägt. Dieser 
Weltwirtschaftsgipfel hat in der ganzen Welt An- 
erkennung, ja, sogar Bewunderung — das ist nicht 
zuviel gesagt; wenn man ausländische Zeitungen 
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(A) liest, findet man das bestätigt — ausgelöst, und zwar 
wegen der Art und Weise, in der es in der Bundes- 
republik gelungen ist, mit den schwierigen Folgen 
der weltwirtschaftlichen Veränderungen fertig zu 
werden und gleichzeitig bei uns den Geldwert zu 
stabilisieren, die Arbeitslosenquote bei langsam, für 
unsere Begriffe immer noch zu langsam, aber doch 
deutlich sinkendem Trend unter dem Niveau fast 
aller vergleichbaren Industrienationen zu halten und 
die Bedingungen für einen sich selbst tragenden 
Wirtschaftsaufschwung zu verbessern. 

Selbst die ja doch immer — von ihrem Auftrag 
her zu Recht — sehr vorsichtig und sehr behutsam 
urteilende Deutsche Bundesbank hat in ihrem jüng- 
sten Monatsbericht gezeigt, daß die Stagnationsten- 
denzen, die Anfang des Jahres vorherrschten, über- 
wunden sind und wir gute Chancen haben, dem 
Wachstumsziel doch näherzukommen. 

Vor diesem Hintergrund verdient festgehalten zu 
werden, daß die Bundesregierung und die sie tra- 
gende sozialliberale Koalition die Folgen der welt- 
weiten Rezession bewältigt haben, ohne die Gren- 
zen des Sozialstaats zu beschwören und ohne Krisen- 
bewältigung zu Lasten der Ärmsten und der Ein- 
kommensschwachen zu treiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber zu Lasten 
der jungen Generation!) 

Hier ist auch bewiesen worden, daß der soziale 
Rechtsstaat keine Schönwettereinrichtung ist, son- 
dern sich gerade in schwierigen Zeiten bewährt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Sozialstaatsprinzip ist in der Bundesrepublik 
glaubwürdig geblieben, und zwar aiich deshalb, 
weil die Bundesregierung in ihrer Politik gezeigt 
und in den gerade jetzt beschlossenen Maßnahmen 
nochmals dokumentiert hat, daß, wenn der politische 
Wille vorhanden ist, auch unter ökonomisch schwie- 
rigen Rahmenbedingungen sozialer Fortschritt mög- 
lich ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eines, so glaube ich, muß hier auch festgehalten 
werden. In unserer Demokratie ist soziale Gerech- 
tigkeit eine der wichtigsten Rahmenbedingungen für 
wirtschaftliche Stabilität und Prosperität, denn der 
soziale Rechtsstaat gründet auf der Solidarität aller 
Bürger. 

Wir haben in den letzten schwierigen Jahren in 
jener ineinandergefügten Finanz-, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik gleichzeitig eine Reihe von schwierigen 
Aufgaben bewältigen müssen. Wir hatten für eine 
verstetigte positive Entwicklung der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtnachfrage zu sorgen. Wir hatten in der 
Forsdiungs-, der Struktur- und der Steuerpolitik die 
mittelfristigen . Wachstumsbedingungen zu verbes- 
sern. Wir hatten das Sozialleistungssystem den ver- 
änderten Rahmenbedingungen anzupassen, aber 
gleichzeitig schöpferisch weiterzuentwickeln und bei 
der Einnahmen- und Ausgabenentwicklung auf die 
finanzwirtschaftlichen Notwendigkeiten und die Ent- 
wicklung des Kapitalmarkts Rücksicht zu nehmen. 

(Franke [CDU/CSU] : Herr Ehrenberg, schöp- 
ferisch aus den Taschen der Rentner!) 


— Verehrter Kollege Franke, schauen Sie sich die (Q 
vorliegenden Gesetzentwürfe zur flexiblen Alters- 
grenze, zum Mutterschutz und zum Kindergeld an, 
und sagen Sie mir, ob das keine schöpferische 
Weiterentwicklung ist! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[CDU/CSU]; Abgeschrieben habt iKr!) 

Allerdings: Den Kinderfreibetrag, den Herr Späth 
hier so deklariert hat, werden wir nicht überneh- 
men, weil das genau das ist, was wir nicht unter 
schöpferisch für die Menge der Bürger verstehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDLF/CSU]: Sie nehmen es erst, dann ge- 
ben Sie es aus! Das nennen Sie schöpfe- 
risch! — Zuruf von der CDU/CSU: Schröp- 
ferisch!) 

— Sie wissen sehr genau, daß unter den so veränder- 
ten ökonomischen Rahmenbedingungen schon die 
Erhaltung des Vorhandenen eine große Leistung 
wäre. Und wir machen mit den vorliegenden Gesetz- 
entwürfen mehr! 

(Kolb [CDU/CSU]: Mehr Schulden!) 

Sie müssen diese vier Schwerpunkte als Einheit 
begreifen und in ihren Wechselbeziehungen richtig 
verstehen. Nur dann kann man zu einem abgewoge- 
nen Urteil und zu sachgerechten Entscheidungen 
kommen. Da Sie diese Einheit der Wirtschafts-, der 
Sozial- und der Finanzpolitik weder sehen können 
noch wollen, kommt es bei den Sprechern der Op- 
position zu so vielen Ungereimtheiten, z. B. daß sie 
mehr Steuererleichterungen und weniger Defizite 
fordern oder weniger Defizite und mehr öffentliche 
Investitionen, 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU]) 

und daß sie gleichzeitig ein Zuviel an Sozialstaat 
beklagen, aber durch den Mund anderer Sprecher 
ein teueres, in seinen Wirkungen noch gar nicht 
durchdachtes Erziehungsgeld verlangen, und daß 
sie gleichzeitig die Sozialabgaben zu hoch finden, 
sich aber Korisolidierungsmaßnahmen verweigern, 
oder daß sie gleichzeitig fordern, die Sozialpolitik 
müsse familienfreundlicher werden, und die Wie- 
dereinführung der regressiv wirkenden steuerlichen 
Kinderfreibeträge verlangen. 

Verehrter Herr Ministerpräsident Späth, sosehr 
sich über manche Schwierigkeiten mit bestimmten 
Einkommensgrenzen, vor allem bei BAföG, disku- 
tieren läßt, muß wohl eines deutlich festgehalten 
werden: Die Wiedereinführung der Kinderfreibeträ- 
ge würde bedeuten, daß der, der zu arm ist, Steuern 
zu zahlen, hieraus nichts und der Spitzenverdiener 
pro 100 DM 56 DM bekommt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wehner 
[SPD]: So soll es sein!) 

— So soll es vielleicht bei der baden-württembergi- 
schen Mehrheit sein — aber bei der Mehrheit in der 
Bundesrepublik nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Wieviel Mehrheit habt 
ihr denn?) 
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(Ä) — • Wir haben eine gute und ausreichende Mehrheit, 
Herr Haase, und wir werden eine bessere bekom- 
men! 

(Zuruf von der CDU/CSU; Im Himmel! — 

' Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie wären ja glücklich, wenn Sie eine solche 
Mehrheit hätten. Sie haben sie nicht. Entschuldigen 
Siel 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Warten wir 
ab!) 

— Ja, warten wir! Sie warten schon lange darauf, 
eine zu kriegen. Sie ist in weiter Ferne, verehrter 
Kollege Haase. Sie ist in Ihrem Heimatland ferner, 
als Sie je gedacht hätten. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Gucken Sie 
mal in die Zeitung!) 

— Ich gucke nicht in die Zeitung 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

sondern auf das nächste Wahlergebnis. Da wird 
nachgezählt. 

(Wehner [SPD]: Er hat eine Spritze von der 
Noelle-Neumann gekriegt und glaubt das! 

— Heiterkeit bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]; So unrecht hatte die nicht, Herr 
Wehner!) 

— Das ist ja die große Frage. 

(Wehner [SPD]: Das ist natürlich für solche 
Leute gemacht, die es brauchen! — Haai^e 
[Kassel] [CDU/CSU]: Es ist Ihnen in die 
(B) Knochen gefahren!) 

— Herr Haase, wir werden uns bei Frau Noelle- 
Neumann für das letzte Stückchen Mobilisierung, 
das sie der SPD damit gegeben hat, sehr herzlich 
bedanken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will die lange Liste der Widersprüche in der 
CDU/CSU-Argumentation hier nicht fortsetzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber ich möchte gern noch einmal sehr deutlich 
sagen, worum es Wirtschafts-, finanz- und sozialpoli- 
tisch jetzt geht: Es geht erstens darum, zu verhin- 
dern, daß wirtschaftliche Probleme auf dem Rücken 
der wirtschaftlich und sozial Schwächeren ausge- 
tragen werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen) 

und es geht zweitens darum, die gesamtwirtschaft- 
liche und soziale Ausgleichsfunktion der Transfer- 
leistungen zu gewährleisten und den Familienlasten- 
ausgleich zu verbessern. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Es geht drittens darum, dafür zu sorgen, daß die 
Sozialversicherungssysteme auch bei langsamer 
wachsenden Einnahmen finanziell stabil bleiben, 
ohne die Sozialabgabenbelastung zu verschärfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Viertens geht es gleichzeitig aber auch darum, 
die Zukunftsaufgaben der Sozialpolitik anzufassen. 


ohne dabei die enger gewordenen finanziellen Be- 
dingungen außer acht zu lassen. 

Wir haben nach diesen Grundsätzen gehandelt, 
und weil wir das getan haben, ist der Etat des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung mit mehr 
als 47 Milliarden DM auch 1979 wieder der mit Ab- 
stand größte Einzelhaushalt des Bundeshaushalts. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) * 

Die in diesem Haushalt enthaltene Steigerung von 
9,7 ®/o liegt über der durchschnittlichen Steigerungs- 
rate und zeigt die Bedeutung, die wir diesem Bereich 
zumessen. Wenn wir die sozialpolitisch wichtigen 
Leistungen, die in anderen Etats zusammengefaßt 
sind, hinzuzählen — wie Kindergeld, Vermögens- 
bildung, landwirtschaftliche Sozialpolitik — , so er- 
gibt sich daraus, daß mehr als ein Drittel des Bun- 
deshaushalts mit sozialer Zielrichtung ausgegeben 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regierungsparteien haben allen Anlaß, auf diese 
soziale Ausrichtung des Haushalts stolz zu sein. 

Es ist einleitend schon gesagt worden, aber ich 
will es für die Zweifler gern noch einmal wieder- 
holen: Durch die Erhöhung des Kindergelds ab 1. Ja- 
nuar 1979 um 45 DM für das dritte und jedes weitere 
Kind auf 195 DM und des Zweitkindergelds ab 1. Ja- 
nuar 1980 auf 100 DM werden Faipilien mit zwei 
und mehr Kindern gezielt entlastet. Damit bekommt 
ab 1. Januar 1980 eine Familie mit vier Kindern ein 
Kindergeld von 540 DM im Monat. Das ist gegen- 
über der Zeit von vor 1975, gegenüber der Zeit, als (D) 
die Kinderfreibeträge die Entlastung nach der Ein- 
kommenshöhe staffelten, eine Verbesserung um 
mehr als 50 Vo. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist alles relativ!) 

Diese Anhebung kommt eben allen Familien glei- 
chermaßen zugute und nicht denen, die mehr ver- 
dienen, in höherem Maße als denen, die wenig ver- 
dienen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Haben Sie die Mehr- 
wertsteuer eingerechnet? — Kolb [CDU/ 

CSU] : Wieviel Familien haben wir denn mit 
vier Kindern?) 

— Sie können noch so laut schreien; von solchen 
Rufen werde ich mich nicht beirren lassen. 

Zu den Ausführungen des Ministerpräsidenten von 
Baden-Württemberg muß folgendes gesagt werden. 

Er hat in der Diskussion und in der Begründung ver- 
mißt, wo denn nun die wachstumspolitische, die 
nachfragestärkende Komponente liegt. Genau hier, 
verehrter Herr Ministerpräsident, liegt eine der ganz 
wesentlichen nachfragestärkenden Komponenten; 
denn Familien mit mehr Kipdern haben nun einmal 
eine kleinere Sparquote als Familien mit wenig Kin- 
dern, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und von dem gleichermaßen ausgezahlten Kinder- 
geld geht sehr viel mehr in den Konsum, als von 
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(A) den Kinderfreibeträgen bei den Spitzenverdienern 
als Nachfrage entfaltet würde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hieran schließt sich in Ergänzung der bisherigen 
Mutterschutzregelung, die eine Freistellung von acht 
Wochen nach der Geburt vorsah, ein von der Bun- 
desregierung beschlossener zusätzlicher Mütterur- 
laub von vier Monaten an, in denen den Müttern 
aus Bundesmitt^ln eine Beihilfe bis zur Höhe von 
750 DM netto gezahlt wird. Damit sollen die Müt- 
ter die Chance haben, über die acht Wochen hinaus 
bei ihrem Kind zu verbleiben, ohne ihre berufliche 
Tätigkeit aufgeben oder um das Fortkommen und 
den Arbeitsplatz fürchten zu müssen. 

Ich weiß, daß es um diese Regelung eine Reihe 
von Diskussionen gibt. Es gibt kaum Stimmen — das 
wagt in unserem Staat glücklicherweise doch schon 
niemand mehr — , die voll dagegen sind. Das kann 
man sagen, auch wenn in manchen Zeitungen so 
warnend stand: Hier fängt das mit den sozialen 
Wohltaten wieder an. Für uns sind das keine sozia- 
len Wohltaten, sondern das ist eine sozialpolitisch, 
familienpolitisch und gesundheitspolitisch notwen- 
dige Konsequenz aus veränderten Arbeits- und Le- 
bensbedingungen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU) 

Natürlich kann gesagt werden: Diese Regelung ist 
zu eng, es müßte weitergehen, ein halbes Jahr ist 
zuwenig. Wir haben uns hier im Rahmen des finan- 
ziell Möglichen zu halten. Wir haben in der Fami- 
lienpolitik einen wesentlichen Schritt vorwärts ge- 
tan, einen Schritt, der nichts für künftige weiter- 
reichende Regelungen präjudiziert und der auch die 
Frage eines künftigen Elternurlaubs nicht präjudi- 
ziert. Diese Sechs-Monats-Regelung ist eine eindeu- 
tige Regelung im Rahmen des bestehenden Mutter- 
schutzgesetzes. 

(Wehner [SPD]: Die nicht vorher zerredet 
werden sollte!) 

— Es wäre sehr gut, wenn diese Mahnung des Frak- 
tionsvorsitzenden der SPD befolgt werden könnte; 
denn dieses Thema ist zu gewichtig und zu bedeut- 
sam. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn es der 

Fraktionsvorsitzende zu Ihnen sagt, glau- 
ben wir es schon!) 

Meine Damen und Herren, diese Regelung wird 
zusätzlich Arbeitsmarktentlastungen bringen. Die 
Arbeitsplatzgarantie für die Zeit sechs Wochen vor 
der Geburt und sechs Monate nach der Geburt wird 
in einer Reihe von Fällen das Einstellen von ersatz- 
weisen Kräften notwendig machen und damit das 
heute so knappe Arbeitsplatzangebot für teilzeit- 
arbeitsuchende Frauen und für befristete Arbeit 
suchende Frauen erheblich erweitern, ein sehr po- 
sitiver Nebeneffekt dieses familienpolitischen Pro-' 
gramms. 

Hieran schließt sich — ebenfalls mit über den 
humanitären Aspekt hinausgehenden beachtlichen 
arbeitsmarktpolitischen Konsequenzen — die Her- 
absetzung der flexiblen Altersgrenze für Behin- 


derte — auch für berufs- und erwerbsunfähige Ver- 
sicherte — auf das 61. Lebensjahr ab 1. Januar 1979 
und auf das 60. Lebensjahr ab 1. Januar 1980 an. 
Schon mit der Einführung der flexiblen Altersgrenze 
im Jahre 1972 haben wir den Arbeitnehmern, die 
nach einem langen und harten Arbeitsleben an die 
Grenze ihrer Leistungskraft gekommen waren, die 
Möglichkeit gegeben, nach ihren individuellen Ge- 
gebenheiten darüber zu entscheiden, von welchem 
Lebensjahr ab sie in den wohlverdienten Ruhestand 
gehen wollen. 

Wir haben mit dieser Maßnahme, wie das Deut- 
sche Institut für Wirtschaftsforschung nachgerechnet 
hat, zwischen 1973 und 1977 den Arbeitsmarkt um 
mindestens 160 000 Personen entlastet. Wenn wir 
jetzt dieses abgewogene und stabilitätspolitisch ver- 
tretbare Programm — denn für die Geltungsdauer 
des Einundzwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes 
werden die hierdurch anfallenden Mehrkosten aus 
dem Bundeshaushalt bezahlt — durchführen, haben 
wir zwei wesentliche Schritte getan, um gerade je- 
nem besonders unter den Belastungen des modernen 
Produktionsprozesses leidenden Personenkreis eine 
neue, verbesserte Chance zum Aufhören mit der 
aktiven Arbeit zu geben. Es sind rund 70 000 
schwerbehinderte Arbeitnehmer, die in den näch- 
sten Jahren diese Möglichkeit bekommen werden. 
Damit besteht die große Chance — wenn diejeni- 
gen, die Arbeitsplätze anzubieten haben, die in sie 
gesetzten Erwartungen erfüllen — , daß die 48 OÖO 
behinderten Arbeitnehmer, die heute vergeblich ei- 
nen Arbeitsplatz suchen, endlich in einen Arbeits- 
platz vermittelt werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden darum auch nicht den vielen Forde- 
rungen nach einer Herabsetzung der Pflichtquote 
im Schwerbehindertengesetz nachgeben, jedenfalls 
so lange nicht, wie behinderte Arbeitnehmer noch 
arbeitslos sind. Wir werden — das ist mit der Aus- 
gleichsabgabenordnung gerade neu geregelt worden 

— die aus der Ausgleichsabgabe fließenden Mittel 
gezielt einsetzen, um Schwerstbehinderten einen an- 
gemessenen Arbeitspaltz schaffen zu können. Durch 
die beiden Sonderprogramme von 1976 haben wir 
jeweils mit dem Einsatz vqn rund 100 Millionen DM 
für 8 000 bis 10 000 schwerstbehinderte Arbeitneh- 
mer einen vernünftigen Arbeitspaltz geschaffen. 

Ich würde bei dieser Gelegenheit gerne an öffent- 
liche und an private Arbeitgeber den Appell richten, 
sich dieser Beschäftigungspflicht nicht zu entziehen 
und sich nicht mit 100 DM Ausgleichsabgabe frei- 
zukaufen, sondern diesem Personenkreis gegenüber 
das zu tun, was in der selbstverständlichen Verant- 
wortung jedes Betriebsleiters zu liegen hat. 

' (Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Wie stark ist der Anteil in Ih- 
rem Ministerium?) 

— Das Arbeitsministerium hat, wenn es Sie interes- 
siert, eine Quote von 12 Vo. Ich glaube, damit kön- 
nen wir uns sehen lassen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist aber eine Aus- 
nahme!) 
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(A) — Nein, das ist keine Ausnahme. Die Bundesregie- 
rung hat in allen ihren Einrichtungen die Quote 
übererfüllt. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Nein!) 

— Ich kann es Ihnen nachweisen, verehrter Herr 
George. Ich schicke es Ihnen zu. 

(Dr. George [CDU/CSU]; Seit einem Jahr!) 

— Ja, dann erkennen Sie doch an, daß wir es seit 
einem Jahr haben. Ich bin stolz darauf, daß wir es 
haben! 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Und Nordrhein-Westfalen?) 

Meine Damen und Herren, in Anbetracht der im- 
mer noch schwierigen Lage der Behinderten haben 
wir gleichzeitig einen Gesetzentwurf vorgelegt, um 
die kostenlose Beförderung für alle Behinderten si- 
cherzustellen. Dieser Gesetzentwurf wird Ihnen dem- 
nächst zugehen, und ich hoffe sehr — ich nehme die 
Anwesenheit der Bundesratsvertreter gerne zum 
Anlaß, an sie zu appellieren — , daß dieser Gesetz- 
entwurf nicht wieder wie der von 1974 im Bundes- 
rat hängenbleibt, sondern in beiden Häusern als 
ein Gesetzentwurf, der bei der Personenbeförde- 
rung die völlige Gleichstellung der verschiedenen 
Gruppen von Behinderten bringt, zügig verabschie- 
det wird. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 

CDU/CSU: Die Kosten tragen die Länder!) 

— Die Kosten tragen für einen Teil die Länder, für 
den anderen nach einer sehr klaren Trennung der 
(ßj Bund. Ich glaube, es ist das Interesse beider Körper- 
schaften, des Bundestages und des Bundesrates, daß 
wir Mischfinanzierungen dort, wo sie nicht dringend 
notwendig sind, vermeiden und bei der klaren Auf- 
gabentrennung bleiben. 

Meine Damen und Herren, die Versuchung wäre 
groß, bei dieser Gelegenheit etwas mehr pber die 
Sozialpolitik zu sagen, etwa über die von Ihnen be- 
zweifelte, inzwischen gelungene und jetzt auch von 
Ihnen nicht mehr diskutierte Rentenkonsolidierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für wie lange?) 

Aber ich will den nachfolgenden Rednern nicht allzu 
viel Zeit wegnehmen. Ein paar Worte zur Kosten- 
dämpfung im Gesundheitswesen muß ich hier aller- 
dings noch sagen, auch wegen der Anwesenheit der 
Vertreter des Bundesrates. ' 

(Zuruf von der SPD: Herr Späth ist doch 
gar nicht da!) 

— Ich hoffe, der Herr Ministerpräsident kommt wie- 
der. 

(Wehner [SPD]: Er hat sein Ei gelegt und 

konnte gehen! — Dr. George [CDU/CSU]: 

Das hat doch gar nichts damit zu tun!) 

— Doch, verehrter Herr George, mit dem, was ich 
jetzt sagen will, haben die Ministerpräsidenten der 
Länder sehr viel zu tun, weil es an ihnen liegen 
wird, ob die so dringliche Neuregelung des Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetzes durchgesetzt wird 
oder nicht. Und das hat mit dem heutigen Tag sehr 
viel zu tun, weil das ein wesentlicher Bestandteil 


meines Etats im Entwurf des Bundeshaushalts 1979 (Q 
ist. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 

Hasinger [CDU/CSU] : Uber dieses Gesetz 
wird gesondert debattiert!) 

— Wir haben eine verbundene Debatte über den 
Bundeshaushalt und die Gesetzesvorlagen! 

(Hasinger [CDU/CSU]: Nein, das Kranken- 
hausfinanzierungsgesetz liegt überhaupt 
noch nicht vor! — Franke [CDU/CSU]: Wo 
ist denn der Entwurf?) 

— Der Entwurf wird Ihnen zugeleitet. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Den hat die Bundesregierung vor der Sommerpause 
verabschiedet, und ich hoffe, Herr Franke, daß Ihre 
Frage danach der Beweis dafür ist, daß Sie ihn zügig 
und schnell bearbeiten werden. 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD] — 

Franke [CDU/CSU]: Hören Sie einmal. Sie 
haben ihn dem Hause ja noch gar nicht vor- 
gelegt!) 

— Aber er kommt, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

und da die dafür notwendigen Beträge im Bundes- 
haushaltsentwurf 1979 stehen, ist es ja wohl legitim, 
daß Ihnen zu den Erfolgen in der Krankenversiche- 
rung — 

(Westphal [SPD]: Er ist längst überwiesen!) 

— Er ist längst überwiesen, aber der Ausschuß 
konnte ja noch nicht zusammentreten. Das können 
die Kollegen doch nicht wissen, Herr Westphal! 

Vor allem von Ihnen, Herr Franke, wurden sei- 
nerzeit die Erfolge der Kostendämpfung bei der am- 
bulanten Versorgung sehr stark bezweifelt. Diese 
Erfolge sind inzwischen für jedermann greifbar. 
Viele Arbeitnehmer konnten seit Jahren zum ersten- 
mal Beitragssenkungen statt Beitragssteigerungen 
erfahren. Diese Beitragssenkungen sind möglich ge- 
worden, ohne das erreichte hohe medizinische Lei- 
stungsniveau in der Bundesrepublik zu gefährden 
oder zu beeinträchtigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben allen Anlaß, bei dem ebenfalls kosten- 
trächtigen Teil, der stationären Versorgung, den wir 
im letzten Jahr nicht regeln konnten, in diesem Hau- 
se gemeinsam eine ebensogute Regelung zu finden. 

Ich bitte dem Arbeits- und Sozialminister nachzu- 
sehen, daß er die Gelegenheit des Bundeshaushalts 
1979 wahrnimmt, an diese wichtige Aufgabe zu er- 
innern. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich auf einen letzten Komplex ein- 
gehen. Nach wie vor bleibt, trotz der sich allmäh- 
lich verbessernden Arbeitsmarkttendenzen und trotz 
der günstiger gewordenen Konjunkturaussichten, 
die Wiederherstellung der Vollbeschäftigung die 
politische und moralische Aufgabe Nummer eins in 
diesem Lande. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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(A) Aber diese Aufgabe kann nidit allein von der Bun- 
desregierung gelöst werden. Hier haben sich Bundes- 
behörden, Landesbehörden, öffentliche und private 
Arbeitgeber mit gleichem Ernst und gleicher Ver- 
antwortung dieser Aufgabe anzunehmen. Die Schlüs- 
selrolle bei der Lösung dieser Aufgabe kann nur die 
Wachstumspolitik spielen, weil die Beseitigung des 
globalen Arbeitsplatzdefizits die notwendigste Auf- 
gabe ist. Aber wir werden darüber hinaus mit ge- 
zielter Arbeitsmarktpolitik eine Reihe von Verbes- 
serungen erreichen können, vor allen Dingen bei den 
Problemgruppen des Arbeitsmarkts. Es bietet sich ja 
heute das differenzierte Bild, daß Facharbeiter schon 
wieder in einigen Branchen dringend gesucht werden 
und daß daneben ungelernte Arbeitskräfte, ältere 
Angestellte und ein Teil Jugendliche — aber auch 
diese wieder als ungelernte Arbeitskräfte — ver- 
geblich einen Arbeitsplatz suchen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Bauwirtschaft sucht 
ungelernte Kräfte und findet keine!) 

— In der Bauwirtschaft werden 20 000 Auszubil- 
dende gesucht. Ich weiß das, verehrter Herr Kollege. 
Nur: weder Sie noch ich werden einen Ausbildungs- 
zwang zu einem bestimmten Beruf verordnen wollen. 
Also können wir nur gemeinsam daran arbeiten, die 
Information zu verbessern, die Ausbildungskapazitä- 
. ten zu verbessern und deutlich zu machen, wo die 
Zukunftsaussichten der jungen Generation liegen. 
Sie liegen in weiten Teilen im Bereich der qualifi- 
zierten Facharbeiter. 

Wir werden gemeinsam, hoffe ich, verehrter Kol- 

.g. lege, beispielsweise auch dazu beitragen, daß es 
immer mehr möglich wird, Schulabgängerinnen in 
traditionelle Männerberufe zu vermitteln. Denn in 
vielen Arbeitsamtsbezirken haben wir, während z. B. 
die Bauwirtschaft Auszubildende sucht, zugleich 
viele junge Mädchen mit gutem Realschulabschluß, 
die keinen Ausbildungsplatz finden. Dort sieht es — 
aus Tradition und anderen Gründen — immer noch 
so aus, als könnten Mädchen nicht in technisch an- 
spruchsvollen oder in traditionellen Männerberufen 
ausgebildet werden. Einzelfälle bestätigen, daß es 
geht. Wir haben allen Anlaß, das zu verbreitern. 

Darum wird auch das Fünfte Arbeitsförderungs- 
gesetz, das Ihnen in Kürze zugehen wird, den 
Schwerpunkt der Veränderung darauf legen, daß wir 
die Ausbildungsmöglichkeiten, die Ausbildungskapa- 
zitäten verbessern, daß wir die Bundesanstalt für 
Arbeit in die Lage versetzen, sehr viel mehr als bis- 
her mit Qualifikationslehrgängen, aber auch mit 
kurzzeitigen Motivationslehrgängen, die der Fest- 
stellung der beruflichen Eignung und der beruflichen 
Ausrichtung dienen sollen, helfend einzugreifen, um 
Stück für Stück in schwieriger, aber notwendiger 
Detailarbeit die arbeitsmarktpolitischen Möglichkei- 
ten zu verbessern. 

Dazu wird auch gehören, daß wir die im letzten 
Jahr vorgenommene personelle Verstärkung der 
Arbeits Verwaltung um rund 1 000 Vermittler und 
600 Berufsberater auch im Jahre 1979 in einer ver- 
nünftigen Größenordnung noch einmal wiederholen, 
weil sich herausgestellt hat, daß die von mir im ver- 
gangenen Jahr eingeleitete Arbeitsmarktoffensive 
trotz der nach der üblichen Einschätzung schwierigen 


strukturellen Lage dann Erfolg hat, wenn gut aus- 
gebildete Fachkräfte zur Verfügung stehen, wenn 
der einzelne Vermittler die Zeit hat, sich intensiv 
um den einzelnen Arbeitsuchenden zu kümmern 
und sich auch vor Ort, in den Betrieben über die 
Bedingungen und Arbeitsplätze zu informieren. 
Dann kann er sehr viel größere Vermittlungserfolge 
aufweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

überhaupt scheint es mir notwendig zu sein, mit 
zwei gängigen Vorurteilen aufzuräumen. Wir haben 
auf Grund einer breit angelegten Informationsstudie 
des Infas-Instituts, nach einer Befragung von Ver- 
mittlern, Arbeitgebern und Arbeitnehmern feststel- 
len können, daß das gängige Vorurteil, eine große 
Anzahl von Arbeitsuchenden sei arbeitsunwillig, 
eine bösartige Verleumdung ist und nicht mit den 
Fakten übereinstimmt. Im Gegenteil: Die überwie- 
gende Zahl der Arbeitsuchenden ist zu einer Viel- 
zahl von Anstrengungen bereit, auch zur Weiterbil- 
dung, zur Weiterqualifizierung, zum Ortswechsel, 
zum Berufswechsel. Wir müssen die Arbeitsverwal- 
tung nur entsprechend ausbauen, um die Vermitt- 
lungschancen zu verbessern. Das wird der Schwer- 
punkt der 5. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
sein, und auch der Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit 1979 wird diese Konturen beinhalten. Wir 
werden diese neuen Aufgaben auch 1979 bei stabi- 
len Beiträgen in der Arbeitslosenversicherung lei- 
sten. 

Es wäre reizvoll, in diesem Zusammenhang noch 
auf einiges mehr einzugehen, beispielsweise auch 
auf das, was der verehrte Kollege Biedenkopf am 
letzten Wochenende in seinem Interview, abge- 
druckt im „HandelsblatT', zu einer Reihe der hier 
behandelten Themen gesagt hat. Ich nehme an. Sie 
alle haben die Ausführungen Ihres wirtschaftspoliti- 
schen Sprechers gelesen. Ich kann mich nur auf 
einen Punkt beschränken; ich habe mir sehr viel 
mehr angestrichen, aber ich will darauf um der Kür- 
ze der Zeit willen verzichten. Aber eine Frage an 
Herrn Biedenkopf muß gerade vor dem Hintergrund 
des Gipfels und vor dem Hintergrund des Bundes- 
haushalts 1979 erlaubt sein. 

Wenn Sie, Herr Professor Biedenkopf, das Motto 
aufstellen, wir müßten staatliche Aufgaben strei- 
chen, wenn Sie darüber hinaus von einer Reduzie- 
rung, wenn nicht Abschaffung der gezielten staat- 
lichen Forschungsförderung sprechen — wie in dem 
Interview mit dem „Handelsblatt" geschehen — , 
dann möchte ich doch gerne wissen, wie das mit den 
notwendigen Umstrukturierungen unserer Wirt- 
schaft in Einklang gebracht werden soll. 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]: Das sage ich 
Ihnen!) 

Mich würde auch interessieren, Herr Biedenkopf, 
was der ehemalige Atomminister Strauß dazu sagen 
würde. Wo wäre unsere Kernenergie ohne gezielte 
staatliche Forschungsförderung? Sie wäre gar nicht 
vorhanden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Biedenkopf 

[CDU/CSU]: Ihre eigene Partei will sie ja 
gar nicht!) 
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(A) Es gibt eine ganze Reihe von weiteren Aussagen, 
auf die ich gern eingegangen wäre. Aber ohne auf 
mehr Einzelheiten einzugehen, läßt sich zusammen- 
fassend feststellen: Viele Äußerungen der Oppo- 
sition, aber auch Zeitungs- und Verbandskommen- 
tare zu dem Gesamtpaket der nach dem Weltwirt- 
schaftsgipfel beschlossenen Maßnahmen lassen die 
Tendenz erkennen, daß Verbesserungen im sozial- ( 
politischen Bereich, vor allem wenn sie Geld ko- 
sten, als für die wirtschaftliche Entwicklung schäd- 
lich oder unwesentlich angesehen werden. 

Diese Kritiker des Gesamtpakets irren. Zwar ist 
der Beitrag sozialpolitischer Maßnahmen zur wirt« 
schaftlichen Entwicklung oft nur schwer meßbar; 
an seiner Bedeutung kann trotzdem nicht gezwei- 
felt werden. Ich meine damit nicht nur die kon- 
junkturstabilisierende Wirkung aller sozialpoliti- 
schen Geldleistungen, sondern vor allen Dingen 
auch den Zusammenhang zwischen dem erreichten 
Maß an sozialer Gerechtigkeit und dem gesell- 
schaftlichen Bewußtsein. Die Leistungsfähigkeit un- 
serer Volkswirtschaft und die qualifizierte Arbeit 
der deutschen Facharbeiter beruhen auch auf dem 
verwirklichten Maß an sozialer Gerechtigkeit. Sie 
machen möglich, daß trotz ständiger Kursverbes- 
serungen der Deutschen Mark unsere Exportquote 
nicht sinkt, sondern noch steigt und daß die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit ungebrochen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die ständige, die ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen beachtende Weiterentwicklung unseres Sozial- 
jgj leistungssystems trägt dazu bei, daß es so bleibt. 

Wir reden nicht von den „Grenzen des Sozial- 
staates", und wir schrecken die Arbeitnehmer nicht 
mit Formeln von der „Reprivatisierung sozialer 
Risiken", sondern wir sorgen dafür, daß die sozia- 
len Leistungen gerecht verteilt werden und daß die 
Zukunftsaufgaben der Sozialpolitik in der Familien- , 
Politik, der Arbeitsmarktpolitik und der Gesund- 
heitspolitik angefaßt werden, ohne die Beitrags- 
und Steuerzahler zu überlasten. Das Ihnen vor- 
liegende Gesamtpaket ist Ausdruck dieser inein- 
andergefügten Finanz-, Wirtschafts- und Sozial- 
politik, und es wird dazu beitragen, die gegenwär- 
tige Entwicklung positiv fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Minister Ehren- 
berg hat soeben den sozialen Rechtsstaat beschwo- 
ren. Und er sagte, daß die Krise und die Probleme 
nicht zu Lasten der Ärmsten beseitigt werden soll- 
ten. Herr Minister Ehrenberg, haben Sie an diesen 
guten Grundsatz auch bei der Verabschiedung der 
Rentengesetze gedacht? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Polemik!) 

Hier haben Sie doch entgegen den Vorschlägen der 
CDU/CSU die kleinen Rentner eben nicht geschont. 


haben Sie die Kriegsopfer erheblich belastet. Was 
nützt es, heute abend diese hehren Grundsätze zu 
verkünden, wenn man dann, wenn es darauf an- 
kommt, nicht entsprechend handelt! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister, Sie sprachen auch von Glaubwür- 
digkeit. Ist man denn glaubwürdig, wenn man z. B. 
den Gesetzentwurf der CDU/CSU zur Herabsetzung 
der flexiblen Altersgrenze für Behinderte ablehnt, 
in namentlicher Abstimmung niederstimmt und ihn 
dann drei Monate später als eigenen Gesetzentwurf 
wieder einbringt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

/ 

Herr Minister, dieses „schöpferische Abschreiben" 
schafft keine Glaubwürdigkeit, schafft kein Ver- 
trauen. Am 8. Juni dieses Jahres stimmten SPD und 
FDP im Deutschen Bundestag den Antrag der CDU/ 

CSU auf Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze 
für Schwerbehinderte in namentlicher Abstimmung 
nieder. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Heute lesen wir in der Begründung zum Gesetzent- 
wurf der SPD und der FDP, daß es sich bei Herab- 
setzung der Altersgrenze für Schwerbehinderte um 
ein altes Anliegen der Bundesregierung handle. 

(Zurufe von der SPD: Natürlich! Richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Be- 
hauptung nenne ich eine Unverfrorenheit, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nenne sie deshalb unverfroren, weil SPD und ~ 
FDP offensichtlich ignorieren wollen, daß die CDU/ ^ 
CSU dieses sogenannte alte Anliegen der Bundes- 
regierung längst aufgegriffen hatte. 

Schon im Bundesrat ist angeführt worden, daß es 
dem Ansehen der Gesetzgebungsorgane abträglich 
sei, wenn eine von der Opposition ergriffene Geset- 
zesinitiative von der Bundesregierung und der Koa- 
litionsmehrheit im Deutschen Bundestag zunächst 
abgelehnt und knapp drei Monate später bei unver- 
änderter Sachlage als besonders eilbedürftige Regie- 
rungsvorlage erneut eingebracht wird. Dieses Ver- 
fahren widerspricht den bisher üblichen Regeln für 
den Umgang der Verfassungsorgane miteinander 
und zeugt auch von einem bedenklichen Verfas- 
sungsverständnis. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Hier ist sidierlidi viel Vertrauen verlorengegangen, 
Vertrauen bei den Behinderten, Vertrauen bei den 
Verbänden und Vertrauen bei all denen, die Ihren 
Versprechungen geglaubt haben, daß im Rahmen 
der Rentenanpassungsgesetze redlich nach einer 
Lösung gesucht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Der größte Schwindel des Jahr- 
hunderts!) 

Unser Gesetzentwurf wurde mit der Drucksache 
8/1087 bereits am 26. Oktober 1977 vorgelegt. Die 
erste Beratung fand am 8. Dezember letzten Jahres 
im Deutschen Bundestag statt. Mein Kollege Geisen- 
hofer und ich forderten schon damals alle Fraktio- 
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(A) nen auf, eine dringend notwendige und sozialpoli- 
tisch höchst wünschenswerte Entscheidung gemein- 
sam zu fällen. Die Zahl der Arbeitslosen war stei- 
gend. Weder das Schwerbehindertengesetz noch die 
von Ihnen, Herr Minister, so herausgestellte finan- 
zielle Sonderförderung schafften eine spürbare Ab- 
hilfe. Es war jedem Einsichtigen klar, daß vor allem 
die älteren Behinderten, die meist keine berufliche 
Rehabilitation hatten, dem harten Verdrängungs- 
wettbewerb in einer Phase langandauernder Arbeits- 
losigkeit weder psychisch noch physisch gewachsen 
waren. Soweit arbeitslos, hatten sie kaum eine 
Chance, einen neuen Arbeitsplatz zu finden. 

Es mußte deshalb schnell geholfen werden. Aber 
SPD und FDP gönnten offensichtlich der Unions- 
fraktion nicht den Erfolg einer sinnvollen Alterna- 
tive. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Besonders die SPD glaubt immer noch, eine Art Al- 
leinvertretungsanspruch für den sozialen Fortschritt 
beanspruchen zu können. So sagte man im Deut- 
schen Bundestag und in den Ausschüssen während 
der Beratungen zwar ein grundsätzliches. Ja zum An- 
liegen der Union, aber man prügelte gleichzeitig 
auch heftig auf uns ein. Die SPD-Kollegin Frau Stein- 
hauer verstieg sich zu der Behauptung, der Gesetz- 
entwurf der Union sei unaufrichtig, sei unvollstän- 
dig und sei unsolide. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

— Wieso ist das wahr? Ich frage Sie, meine Damen 
und Herren, ich frage die Regierung, ich frage die 
Fraktionen von SPD und FDP, was sich denn in den 
letzten Wochen geändert oder gebessert hat, mit 
welchen entscheidenden finanziellen Verbesserungen 
Sie rechnen konnten, daß angeblich Unsolides nun 
plötzlich ideal wird. Oder ist es so, daß eine richtige 
Initiative für Sie nur dann gut ist, wenn sie Ihre 
Unterschrift oder die Unterschrift der Bundesregie- 
rung trägt? Meine Damen und Herren, dies kann 
doch so nicht richtig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe vorhin schon gesagt, daß durch diese Be- 
handlung . Vertrauen verlorenging, daß Mitbürger 
enttäuscht wurden. Das Problem der Dauerarbeits- 
losigkeit der älteren Schwerbehinderten wurde völ- 
lig unnötig auf Eis gelegt, weil SPD und FDP nicht 
bereit waren, sich im Zusammenhang mit dem 
21. RAG rechtzeitig zu entscheiden, um gemeinsam 
mit der CDU/CSU eine humane Entscheidung zu 
fällen. 

Auch ein Zweites setzt ii> Erstaunen: Es ist die 
Erklärung in der Begründung dieses Gesetzentwur- 
fes, daß für die Bundesregierung für die Herabset- 
zung der flexiblen Altersgrenze in erster Linie so- 
zialpolitisdie Erwägungen maßgeblich seien. Diese 
Äußerung ist deshalb widersprüchlich, weil der Ge- 
setzentwurf Bestandteil eines Programms, des so- 
genannten Gipfelpaketes, ist, das doch ausdrücklich 
wirtschaftspolitische Ziele hat. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird am Inhalt 
ihres ursprünglichen Antrages, der ersten parlamen- 
tarischen Initiative zur Herabsetzung der flexiblen 


Altersgrenze für Schwerbehinderte, festhalten. Sie 
wird in den Beratungen konstruktiv mitarb eiten. Wir 
wollen für die betroffenen Behinderten möglichst 
bald klare Verhältnisse schaffen. Es geht uns vorab' 
um deren Schicksal und nicht darum, daß sich einige 
um soziales Profil bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bedauern auch, daß nicht bekannt ist, wie 
viele Schwerbehinderte im Arbeitsleben stehen. Dies 
ist ein Mangel. Obwohl alle anerkannten Schwerbe- 
hinderten durch die Versorgungsämter erfaßt sind, 
ist die Statistik lückenhaft. Wichtige Informationen, 
die für die Beratung erforderlich wären, können 
nicht gegeben werden. Die Kostenschätzungen sind 
daher wirklich nur Schätzungen. Sie stützen sich 
vorab auf die bisherigen Erfahrungen mit der vorge- 
zogenen Altersgrenze. Wer die errechneten Mehr- 
aufwendungen für die nunmehr vorgesehene stufen- 
weise Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze im 
Entwurf der Bundesregierung und der Koalition mit 
unseren Berechnungen seinerzeit vergleicht, kann 
feststellen, daß wir damals sauber gerechnet haben. 

Leider steht fest, daß die Frauen von den vorge- 
sehenen Verbesserungen kaum einen Nutzen haben 
werden. Die Sonderregelung für berufstätige Frauen 
' mit der Möglichkeit einer Berentung bereits mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres ermöglicht bisher 
schon für berufstätige Frauen eine vorzeitige Pen- 
sionierung. Frauen aber, die von dieser Regelung 
keinen Gebrauch machen können, werden auch kaum 
von der flexiblen Altersgrenze profitieren, weil sie 
in aller Regel, wie die Erfahrung zeigt, die notwen- (D) 
digen 35 Versicherungsjahre nicht nachweisen kön- 
nen. 

Wir haben über dieses Thema auch mit Direktor 
Hoffmann von der BfA in Berlin noch vor wenigen 
Tagen gesprochen. Er hat auf Anfrage bestätigt, daß 
in den Schätzungen der Angestelltenversicherung 
für diesen Gesetzentwurf mit antragsberechtigten 
Frauen kaum gerechnet wird. Wir haben auch bei 
den Kostenberechnungen immer darauf hingewiesen, 
daß diese beklagenswerte Situation von uns viel- 
leicht nicht voll gewürdigt und gesehen worden ist, 
und wir sollten auch bei den Beratungen im Aus- 
schuß zu diesem Thema noch einmal besonders Stel- 
lung nehmen. 

Ich möchte mit Nachdruck auch noch einmal das 
Prinzip der Freiwilligkeit nennen, das für die Praxis 
der vorzeitigen Berentung in Betrieb und Verwal- 
tung unbedingt zugrunde gelegt werden muß. Es 
darf kein Abschieben geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen bei der Altersgrenze von den jeweili- 
gen subjektiven, sehr unterschiedlichen Gegeben- 
heiten ausgehen. Wir sollten überhaupt bei der 
Altesrgrenze zu immer größerer Flexibilität kom- 
men. Dies fordern insbesondere die Gerontologen, 
und zwar Flexibilität nach oben und unten, also 
nach beiden Seiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wir wünschen und erwarten, daß frei wer- 
dende Pflichtplätze für Behinderte in Wirtschaft und 
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Burger 

(A) Verwaltung wieder mit Behinderten besetzt werden. 
Aus Sonderschulen kommen jährlich 50 000 bis 
60 000 jugendliche Behinderte. Sie suchen einen 
Dauerarbeitsplatz, sie suchen Ausbildungsplätze. 
Die Berufsbildungswerke rehabilitieren kontinuier- 
lich Männer und Frauen, die als Folge von Unfällen 
und Krankheiten und wegen angeborener Leiden 
Dauerschäden haben. Sie sind heute beruflich quali- 
fiziert, und sie sollten deshalb auch angenommen 
werden. Noch vorhandene Vorbehalte sollten end- 
lich abgebaut werden. 

Die Herabsetzung der Altersgrenze soll nach dem 
Entwurf in Stufen erfolgen. Eine Begründung für 
diese stufenweise Herabsetzung wird nicht gegeben. 
Es wird deshalb angenommen, daß ausschließlich 
finanzielle Erwägungen ausschlaggebend sind. 

(Glombig [SPD]: Was denn sonst?) 

Die CDU/CSU hält im Blick auf die hohe Zahl ar- 
beitsloser Schwerbehinderter diesen Stufenplan im 
Grunde für mißlich und auch für kleinlich. Wenn 
man Milliardenprogramme beschließt, sollte man bei 
aller Notwendigkeit von Stabilität und Solidität 
gerade in diesem Bereich auf 50 oder 100 Millionen 
DM, die ja nur phasengerecht verschoben werden, 
nicht unbedingt Rücksicht nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß sich auch fragen, ob es sinnvoll ist, für 
60jährige Behinderte einen niedrigeren Hinzuver- 
dienst zuzulassen als für 62jährige. Doch darüber, 
meine Damen und Herren, wollen wir im Ausschuß 

(B) gern näher sprechen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß: 
Die CDU/CSU bedauert, daß SPD und FDP erst 
heute bereit sind, die Altersgrenze für Behinderte 
herabzusetzen. Wir werden auf der Grundlage un- 
seres eigenen Antrags mitarbeiten und auf zügige 
Beratung drängen, um eine baldige Entscheidung 
herbeizuführen. Denn wir sehen in der Herabsetzung 
der flexiblen Altersgrenze für Schwerbehinderte die 
Verwirklichung eines dringlichen sozialpolitischen 
Anliegens. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 

Hört! Hört!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Burger hat seine 
Rede soeben mit einem Bedauern beendet. Ich be- 
ginne mit einem Bedauern, nämlich mit dem, daß 
der Kollege Burger diese Rede gehalten hat. Denn 
ich meine, daß diese Rede völlig unangemessen war. 
Ich will nicht sagen: unverfroren, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Ho, ho!) 

wenngleich er verschiedene Dinge so bezeichnet hat, 
die im Zusammenhang mit der Vorlage eines sol- 
chen Gesetzentwurfes stehen, und zwar an die 
Adresse der SPD-Bundestagsfraktion gerichtet. Nun, 
das will ich mir alles schenken. 


Herr Kollege Burger hat sein Erstaunen darüber (C) 
zum Ausdruck gebracht, daß diese Bundesregierung 
und die Fraktionen von SPD und FDP mit ihren Be- 
schlüssen gelegentlich Erstaunen auslösen. Ich finde, 
das spricht für uns: daß wir bei Ihnen immer wieder 
Erstaunen hervorrufen können. Und Sie können sich 
ja auch eigentlich immer wieder darauf verlassen, 
daß wir die sozialpolitischen Forderungen, die wir 
stellen, dann auch selbst erfüllen. Bei Ihnen dage- 
gen haben wir immer sehr lange darauf gewartet. 

(Beifall bei der SPD) 

Das geht hier ja nun wirklich einigermaßen prompt. 
Darüber sollten Sie sich mit uns freuen, Herr Kol- 
lege Burger. 

Daß Sie das nicht tun, beweist die Frage, die Sie 
uns hier gestellt haben, nämlich die Frage, was sich 
denn so entscheidend gebessert habe. 

(Zuruf des Abg. Franke [CDU/CSU]) 

— • Wenn wir so gefragt werden, dann werden wir 
versuchen, darauf eine Antwort zu geben. Im übri- 
gen ist diese Frage, die hier gestellt worden ist, zu- 
mindest naiv. Das heißt: Wenn Herr Kollege Burger 
die Bundesregierung und die Fraktionen der SPD 
und FDP fragt, was sich denn in den letzten Wochen 
so gebessert habe und welche entscheidenden finan- 
ziellen Veränderungen eingetreten seien, die an- 
geblich Unsolides so plötzlich ideal werden ließen — • 
so haben Sie sich doch hier ausgedrückt, Herr Kol- 
lege Burger — , dann kann ich Ihnen nur entgegnen: 

Das Neue 

(Burger [CDU/CSU] : Ist der Gipfel!) 

— Das Neue ist ja nicht nur der Gipfel. Sie sollten 
sich über diesen Gipfel nicht lustig machen! 

(Burger [CDU/CSU]: Das mache ich nicht!) 

Sie haben nicht das Recht, sich über diesen Gipfel 
lustig zu machen. Der hat nämlich nicht nur inter- 
nationale Wirtschafts- und sozialpolitische Bedeu- 
tung, sondern auch wirtschafts- und sozialpolitische 
Bedeutung für dieses Land. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Da sollten Sie mitarbeiten! Das haben Sie auch in 
diesem Punkt wieder nicht getan. 

Nun lassen Sie mich einmal sagen, was sich da 
geändert hat. 

(Burger [CDU/CSU]: Landtagswahlen! — 

Hasinger [CDU/CSU] : Vielleicht war es Nie- 
der Sachsen!) 

— Auch nicht. Diese Ablenkungsmanöver, Herr 
Hasinger, sollten Sie heute nicht anwenden. — Es 
hat sich folgendes geändert: Sie haben mit der Vor- 
lage Ihres Gesetzentwurfs keinen Finanzierungs- 
vorschlag gemacht und der Rentenversicherung, um 
deren Konsolidierung wir hier hart gerungen haben, 
zugemutet, diese Kosten voll zu übernehmen. Wir 
dagegen haben im Rahmen dieses Gipfels, d. h. im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel, dafür 
gesorgt, daß es auch eine sozialpolitische Kompo- 
nente gab und daß sich diese Komponente für die 
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Glombig 

(A) Schwerbehinderten ausgezahlt hat. Ist das kein Er- 
folg? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten sich wirklich mit uns gemeinsam darüber 
freuen, daß nicht die Rentenversicherung, die Bei- 
tragszahler die Last für die Herabsetzung der flexi- 
blen Altersgrenze tragen müssen, 

(Burger [CDU/CSU]: -Wie lange denn, Herr 
Glombig?) 

sondern daß das aus Mitteln des Bundeshaushalts 
finanziert wird. 

(Burger [CDU/CSU]; Wie lange, Herr Glom- 
big? — Hasinger [CDU/CSU]: Für eine 
Übergangsfrist von drei Jahren!) 

— Vorläufig bis 1981; dann reden wir noch einmal 
darüber. Aber seien Sie doch froh, daß bis 1981 die 
Steuerzahler, d. h. der Bund, diese Kosten überneh- 
men. 

(Burger [CDU/CSU]: Das wäre vor acht 
Wochen nicht möglich gewesen, nein?) 

Kein Wort der Anerkennung, nur Worte des Mä- 
kelns, des fortwährenden Mäkelns. 

Dann behaupten Sie noch, wir hätten von Ihrem 
Entwurf abgeschrieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Das beweist doch, daß Sie unseren Entwurf, d. h. 
den Entwurf der Bundesregierung und der sozial- 
liberalen Koalition, überhaupt nicht gelesen haben. 
Sonst könnten Sie in diesem Zusammenhang nicht 
zu einer solchen Aussage kommen. Ich finde das 
wirklich sehr traurig. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Unredlich! — 

Burger [CDU/CSU]: Neu ist nur der Stufen- 
plan!) 

Herr Burger hat gesagt, auch ein zweiter Punkt 
setze ihn in Erstaunen. Er ist heute ganz erstaunt, 
und darüber bin ich wiederum erstaunt. Es setzt ihn 
nämlich die Erklärung in der Begründung des Ge- 
setzentwurfes in Erstaunen, daß für die Herabset- 
zung der flexiblen Altersgrenze für die Bundesre- 
gierung in erster Linie sozialpolitische Erwägungen 
maßgebend sind. Welche sollten denn sonst maßge- 
bend sein, frage ich mich, wenn es um die Schwer- 
behinderten und ihre flexible Altersgrenze geht? 
Diese Frage ist viel erstaunlicher als das Motiv, das 
da dahintersteckt, nämlich ganz einfach und schlicht 
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik für die Behinder- 
ten. Die Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze 
für Schwerbehinderte in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung ist ein sozialpolitischer Fortschritt von ar- 
beitsmarktpolitischer und von größter humanitärer 
Bedeutung. Daran haben wir nie gezweifelt. Wir 
freuen uns, daß wir jetzt soweit sind. Das war auch 
für uns nicht einfach; aber wir haben das erreicht. 

Dieses Gesetz wird für all jene Erleichterung brin- 
gen, die als Schwerbehinderte unter besonderen 
persönlichen Belastungen leider immer noch allzu- 
oft mit objektiven Erschwernissen, z. B. der Arbeits- 
platzgestaltung, kämpfen müssen. Hierzu hat der 
Forschungsminister ein Programm vorgelegt. Wir 
sollten ihm an dieser Stelle dafür danken, daß er ge- 


rade gezielt für die Behinderten und die Ausgestal- (C) 
tung ihrer Arbeitsplätze ein Programm vorgelegt 
hat. Ich finde, das ist auch von seiten der Opposi^ 
tion der Anerkennung wert. 

Ich möchte noch einmal auf das hinweisen, was im 
Gesetzentwurf steht, damit es hier nicht vergessen 
wird. 

Die Schwerbehinderten sollen ab 1. Januar 1979 
bereits mit 61 Jahren und ab 1. Januar 1980 bereits 
mit 60 Jahren Altersruhegeld beziehen können, 
wenn sie die versicherungsrechtlichen Vorausset- 
zungen erfüllen. Diese sind allerdings die gleichen 
geblieben. 

Diese Regelung sollte zugleich als ein Beweis für 
die humane Gesinnung unserer Gesellschaft und un- 
serer sozialen Demokratie gewertet werden. 

Bei allen Bemühungen, internationalen wirt- 
schaftspolitischen Verpflichtungen nachzukommen, 
wie sie Gegenstand des Bonner Weitwirtschaftsgip- 
fels gewesen sind, ist festzustellen: Die sozialpoliti- 
schen Anliegen werden von dieser Bundesregie- 
rung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt und von 
dieser sozialliberalen Koalition keineswegs stief- 
mütterlich behandelt. Im Gegenteil: Die sozialpoliti- 
sche Bilanz der Sommermonate ist ausgesprochen 
positiv. Mit dem Gesetzentwurf über die unentgelt- 
liche Beförderung Schwerbehinderter im öffentli- 
chen Personenverkehr — der Herr Bundesarbeits- 
minister hat darauf bereits hingewiesen — und mit 
der im August in Kraft getretenen Ausgleichsabga- 
beverordnung zum Schwerbehindertengesetz sind p) 
Fortschritte in der Sozialpolitik insbesondere für Be- 
hinderte gemacht bzw. eingeleitet worden. Damit 
sind Signale gesetzt. Sozialpolitik zur Weiterent- 
wicklung unseres sozialen Rechtsstaates ist auch un- 
ter weltweit schwierigen wirtschaftlichen Bedingun- 
gen möglich und finanzierbar. 

(Geisenhofer [CDU/CSU]: Jetzt! Vor drei 

Monaten nicht? — Weil wir es damals vor- 
geschlagen haben!) 

— Nein, damals nicht, weil erst die Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen werden mußten. Warum be- 
greifen Sie das nicht? Sie wollen es nicht begreifen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Glombig, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Hasinger? 

Glombig (SPD) : Gern, Herr Hasinger, bitte. 

Hasinger (CDU/CSU): Ich möchte gern noch ein- 
mal auf die Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze 
für Schwerbehinderte zurückkommen. Herr Kollege 
Glombig, würden Sie es für möglich halten, daß wir 
in den Ausschußberatungen gemeinsam nach einem 
Weg suchen, wie die stufenweise Einführung dieser 
Senkung vermieden und sofort eine Herabsetzung 
auf 60 Jahre erreicht werden kann? 
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Glombig (SPD) ; Wenn Sie uns, Herr Kollege Ha- 
singer, im Gegensatz zu Ihrer früheren Taktik bei 
' allen diesen Fragen einen vernünftigen Finanzie- 
rungsvorsdilag machen, können wir darüber reden. 
Ich sehe im Augenblick einen solchen Finanzierungs» 
Vorschlag überhaupt nicht. Wenn Sie einen solchen 
Vorschlag machen können, sehen Sie uns auf Ihrer 
Seite. Ich finde es aber unerträglich, daß heute nach- 
mittag von Herrn Häfele z. B. wieder gesagt worden 
ist, daß wir die Staatsverschuldung nicht noch hö- 
hertreiben dürften. Herr Häfele hat in diesem Zu- 
sammenhang vom Weihnachtsmann und seinen Ge- 
schenken, die gemacht werden, gesprochen. Ich fand 
das sehr zynisch. Herr Häfele muß dann natürlich 
auch sagen, wie solche „Geschenke" finanziert wer- 
den sollen. Ich meine im übrigen nicht, daß dies 
Geschenke sind. Wir müssen uns aber trotzdem dar- 
über klar werden, wie das, was wir gemeinsam 
machen wollen, zu finanzieren ist. Diesbezüglich bin 
ich ganz aufmerksam und erwarte Ihre Vorschläge. 

Nun meine ich allerdings, Herr Kollege Hasinger, 
daß die sozialpolitische Initiative von Bundesregie- 
rung und sozialliberaler Koalition, mit der wir es 
jetzt zu tun haben — lassen Sie mich das nach dieser 
Rede von Herrn Burger ganz offen sagen — , den 
Schleier zerreißt, hinter dem die Opposition sich zu 
verbergen versucht. Das wird bei den Ausschußbe- 
ratungen sicher deutlich werden. 

Die Union konzentriert sich bei ihren Stellung- 
nahmen zu den Beschlüssen der Bundesregierung auf 
Forderungen, die den Bund weiter belasten und die 
Finanzautonomie der Gemeinden einschränken. Das 
^ ^ haben wir im Grunde genommen auch von -Herrn 
Ministerpräsident Späth bestätigt bekommen. Nichts 
anderes war eigentlich der Inhalt dieser Rede. 

Bei der Verfolgung des sozialen Anliegens einer 
Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze für Schwer- 
behinderte — auch das muß bei dieser Gelegenheit 
gesagt werden — ist der Opposition seit Dezember 
des vergangenen Jahres der Atem ausgegangen. 
Aus der Zwischenfrage des Kollegen Hasinger könn- 
te man vielleicht entnehmen, daß die Opposition 
wieder neuen Atem bekommen hat. Mich würde das 
allerdings sehr erstaunen, denn die Feststellung, die 
ich eben getroffen habe, bezieht sich natürlich und 
besonders auf alles das, was die Finanzierung an- 
geht. Der Opposition ist nämlich in der Tat seitdem 
überhaupt nichts Neues mehr eingefallen. Sollte ihr 
inzwischen etwas Neues eingefallen sein, müßte man 
das doch eigentlich gehört haben. Dann hätten wir 
einen schönen Auftakt für die Beratungen im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung gehabt, mit de- 
nen wir so schnell wie möglich beginnen wollen. 

Herr Kollege Burger, dies — wollen wir das doch 
ruhig einmal klar beim Namen nennen — ist nun 
einmal die Art der Opposition, die wir auch beim 
21. Rentenanpassungsgesetz erleben mußten. Sie 
haben auch damals einen Vorschlag mit einem Defi- 
zit von 10 Milliarden DM tmterbreitet, ohne zu 
sagen, wie dieses Defizit auszugleichen ist und wie 
der Vorschlag zu finanzieren sei. Man muß schon 
den Eindruck (gewinnen, daß es der Union ohnehin 
einerlei ist, wie ihre Gesetzesvorlagen finanziert 
werden. Entschuldigen Sie dieses harte Wort. Man 


kann sich aber nicht davonmogeln und sagen: Es (C) 
ist nur unsere Aufgabe, Forderungen zu stellen. An 
den Überlegungen, wie die Vorhaben im einzelnen 
finanziert werden, wirken wir nicht mit. — Wir 
können Sie aus dieser Verantwortung nicht ent- 
lassen. 

Uns ist das nicht einerlei. Sozialdemokraten be- 
rücksichtigen bei allen sozialpolitischen Maßnahmen 
die Rahmenbedingungen des weltweit verlangsam- 
ten wirtschaftlichen Wachstums. Für die Finanzen 
der Rentenversicherung ist dies mit dem 21. Renten- 
anpassungsgesetz geschehen. Dies soll und muß 
auch bei der Herabsetzung der flexiblen Alters- 
grenze für Schwerbehinderte dadurch geschehen, 
daß sie (Stufenweise vorgenommen wird und die 
Kosten dafür vorläufig — bis 1981 — vom Bundes- 
haushalt getragen werden. Davon müssen wir aus- 
gehen, solange keine brauchbaren Vorschläge an- 
derer Art vorliegen. 

Gegenüber der unverantwortlichen Taktik der 
Opposition, sich zu weigern, für ihre angeblichen 
Alternativen, von denen wir heute wieder gehört 
haben, ausreichende Finanzierungsvorschläge zu 
machen, beweist die sozialliberale Koalition, daß 
der soziale Fortschritt finanzierbar ist, wenn man so 
etwas vernünftig und mit Überlegung angeht. 

Zur flexiblen Altersgrenze hat die ünion noch 
nie eine richtige Einstellung gefunden. Sie war — 
auch das muß bei dieser Gelegenheit gesagt werden, 
weil draußen so viele schöne Sachen denen erzählt 
werden, die nicht imstande sind, die Richtigkeit 
nachzuprüfen; deswegen muß ich daran erinnern — 

1972 erst einmal grundsätzlich gegen die flexible 
Altersgrenze. Der Herr Kollege Franke wird mir 
nicht widersprechen. 

(Franke [CDU/CSÜ]: Das ist falsch, was Sie 
da sagen!) 

— Das ist eben nicht falsch. Das kann man bewei- 
sen. Aber Sie haben ja die Möglichkeit, das richtig- 
zustellen. 

Dann wollte die Union damals — das war ja das 
Grandiose an diesen Überlegungen — einen ver- 
sicherungsmathematischen Abschlag von der Rente 
einführen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Einen Zuschlag! — 

Franke [CDÜ/CSÜ]: Sowohl — als auch!) 

— Na ja! Erst einmal doch einen Abschlag für all 
diejenigen, die eher aufhören. Das ist doch klar! Die 
sollten doch keinen Zuschlag kriegen! 

(Hasinger [CDU/CSÜ]: Einen Zuschlag! — 

Franke [CDU/CSU]: Einen Zuschlag!) 

— Sozusagen als Abschreckung, als Bestrafung für 
alle, die von dieser Möglichkeit des früheren Ren- 
tenbezugs Gebrauch machen wollten. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Ein Zuschlag ist von 
uns beantragt und vom ganzen Haus be- 
schlossen worden! So war es 1972! — 

Franke [CDU/CSÜ]: Für die, die länger ar- 
beiten!) 
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Glombig . 

(A) — Von denen, die länger arbeiten, reden wir nicht. 
Wir reden von der flexiblen Altersgrenzo für die, 
die eher aufhören zu arbeiten. Von denen ist hier 
die Rede, d. h. von denen, die statt mit 65 Jahren 
mit 63 oder 62 aufhören können. Und da sollte es 
sich doch nicht um einen versicherungsmathemati- 
schen Zuschlag, sondern um einen versicherungs- 
mathematischen Abschlag handeln. 

(Franke [CDU/CSU]: Ich glaube. Sie haben 
das nicht verstanden!) 

— Gut. Ich werde mich dann von Ihnen aufklären 
lassen. 

Das hätte, wie gesagt, für viele Versicherte, die 
seit 1972 mit 63 Jahren oder als Schwerbehinderte 
mit 62 Jahren in Rente gegangen sind, katastro- 
phale Auswirkungen haben müssen, insbesondere 
für die Schwerbehinderten. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Glombig, wir ha- 
ben es sogar verabschiedet!) 

Die Einführung der flexiblen Altersgrenze, für 
die sich die sozialliberale Koalition 1972 gerade im 
Interesse der Schwerbehinderten eingesetzt hat, 
wollte die Opposition anfänglich sabotieren. Sie ist 
dabei gescheitert. Ich sage noch einmal: Trotzdem 
tut sie so, als sei sie 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sabotieren? — 

Das ist unwahr!) 

— Ja, sabotieren! Natürlich. Ich kenne ja diese 
Verhandlungen im Ausschuß. Deshalb ist es für 
P) mich so ungeheuer interessant, immer wieder fest- 
zustellen, daß Sie so tun, als seien Sie der Vor- 
reiter für die flexible Altersgrenze. 

(Franke [CDU/CSU]: Doch!) 

— Sie sind es nie gewesen, und Sie werden es si- 
cher auch nie sein. 

(Franke [CDU/CSU]: Sie hatten nicht mal 
die Mehrheit!) 

— Das ist richtig! 

(Franke [CDU/CSU]: Wir hatten die Mehr- 
heit mit Herrn Schiller zusammen!) 

Mit der Einführung und der weiteren Herab- 
setzung der flexiblen Altersgrenze für Schwerbe- 
hinderte in der gesetzlichen Rentenversicherung 
wurde eine alte sozialdemokratische Forderung ver- 
wirklicht. Vielleicht darf man auch noch mal dar- 
auf hinweisen, daß diese Forderung zuletzt auf dem 
Hamburger Parteitag der Sozialdemokratischen Par- 
tei im Herbst des vergangenen Jahres erneut deut- 
lich unterstrichen worden ist. Weil Herr Burger 
sich darüber beklagt hat, wie die Dinge gelaufen 
sind, sage ich: Es mag sein, daß die Opposition mit 
ihrem Gesetzentwurf vom Dezember 1977 auf diese 
sozialdemokratische Forderung reagieren wollte. 

(Franke [CDU/CSU]: Wirklich?) 

— Ja; reagieren wollte. Sicher! Dann hat sie das 
aber nur sehr unzulänglich getan. Sie hat dabei 
sicher richtig eingeschätzt — um auch das noch mal 
« mit aller Deutlichkeit zu sagen — , wie zuverlässig 


sich Sozialdemokraten um die Verwirklichung ihrer (Q 
sozialpolitischen Forderungen bemühen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Für unsere Gesetz- 
entwürfe spielen Ihre Parteitagsbeschlüsse 
gar keine Rolle!) 

Das ist während der Beratungen über das 21. Ren- 
tenanpassungsgesetz ganz deutlich geworden. Denn 
damals hat die sozialliberale Koalition bereits an- 
gekündigt — und das sollten Sie berücksichtigen — , 
daß sie aus sozialpolitischen Gründen alsbald die 
flexible Altersgrenze für Schwerbehinderte stufen- 
weise herabsetzen wird. Diese Ankündigung konnte 
jetzt bereits wahrgemacht werden. Die sozialde- 
mokratische Bundestagsfraktion begrüßt daher aus- 
drücklich, daß ihre Initiative so rasch von der Bun- 
desregierung aufgegriffen worden ist. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Warum haben Sie es 
denn noch im Juni abgelehnt?) 

Die mit dem Einundzwanzigsten Rentenanpas- 
sungsgesetz unternommenen Konsolidierungsbemü- 
hungen dienen auf Dauer der Sicherung des Prinzips 
der bruttolohnbezogenen Rentenanpassung. Sie sind 
solide Fundamente einer Politik des sozialen Fort- 
schritts. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird 
ein weiterer qualitativer Fortschritt in der Sozialpo- 
litik für Behinderte verwirklicht. Dieser Fortschritt 
ist aus humanitären Gründen sinnvoll — um das 
noch einmal zu wiederholen — , sozial angemessen, 
von struktureller Bedeutung für den Arbeitsmarkt 
und finanziell abgesichert. 

Sie werden sich sicherlich nicht darüber wundern, 
wenn ich Ihnen zum Schluß sage — und ich glaube P) 
auch daran — , daß es für Sozialdemokraten keinen 
Stillstand in der Sozialpolitik gibt. Ich meine, daß 
auch dieser Gesetzentwurf diese Feststellung be- 
weist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Franke [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich erteile das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Cronenberg. 

Cronenberg (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich möchte zunächst meiner 
Dankbarkeit gegenüber Herrn Burger Ausdruck ver- 
leihen, weil er die Frage des Einundzwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes sozusagen nur als 
Pflichtübung kurz gestreift hat. Ich meine, das ist 
eine angemessene Reaktion auf vernünftige Maß- 
nahmen, die auch von einer vernünftigen Bevölke- 
rung, insbesondere den Rentnern, vernünftig auf- 
genommen worden sind. 

(Franke [CDU/CSU]: In Niedersachsen kön- 
nen Sie das unterstellen!) 

— Ich möchte mit dem Kollegen Franke nicht dar- 
über streiten, warum das Wahlergebnis in Nieder- 
sachsen zu solchen für uns unangenehmen Folgen 
geführt hat. Ich hoffe aber nicht, daß der Kollege 
Franke die Genugtuung hat, daß es auf diese Dinge 
zurückzuführen ist. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Franke [CDU/CSU]) 
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(AJ — Dann bin idi beruhigt und ziehe diese Bemerkung 
zurück. 

Eine zweite Bemerkung, die ich als Vorbemer- 
kung verstanden wissen möchte, ist folgende. 
Schwerbehinderte und ihre Probleme sollten nicht 
zum Gegenstand parteipolitischer Profilierungsver- 
suche mißbraucht werden. Unser Bemühen sollte der 
Lösung aller Probleme der Schwerbehinderten die- 
nen und uns nicht bei unseren möglichen Wahlsor- 
gen helfen. 

Es fällt mir daher nicht schwer, an die Jungfern- 
rede des Kollegen George zu erinnern, der am 
8. Juni dieses Jahres Ausführungen zu diesem The- 
ma gemacht hat, die ich in Ihre Erinnerung zurück- 
rufen möchte. Mit Genehmigung des Herrn Präsiden- 
ten möchte ich hier wie folgt zitieren: 

Wie ein schwarzer, wie ein roter und wie ein 
gelber Faden, also wie ein schwarz-rot-gelber 
Faden, zieht sich seit der Einführung des fle- 
xiblen Altersruhegeldes durch die Rentenreform 
' 1972 das Anliegen aller Parteien, aller Schwer- 
behindertenverbände und auch beider Seiten 
der Tarifpartner, gerade für die Schwerbehin- 
derten die Altersgrenze so bald wie möglich 
auf 60 Jahre zu senken. 

Um bei gelb 

— bedauerlicherweise hat der Kollege George in 
diesem Zusammenhang die Farbe blau vergessen — 

anzufangen: Im „Initiativkatalog zur Förderung 
der Beschäftigung und der wirtschaftlichen Ent- 
^ ^ Wicklung" der FDP, den Sie, Herr Cronenberg, 

vor kurzem selbst vorgestellt haben, ist ein 
ausdrückliches Ja zur Herabsetzung dieser 
Altersgrenze formuliert. 

Er fährt fort — das ist eine Antwort an Herrn Höl- 
scher — : 

Sie können nachher darauf antworten, ob Herr 
Cronenberg hier nur etwas zum Fenster hinaus 
gesprochen hat oder ob es um ein echtes An- 
liegen der Freien Demokraten geht. 

Bei der allgemein bekannten Fairneß des Kollegen 
George wird es ihm sicher nicht schwerfallen, nun- 
mehr zuzustimmen, daß es sich um ein echtes An- 
liegen der Freien Demokraten gehandelt hat, das 
durchzusetzen wir in diesem Fall sogar mit Ihrer 
Unterstützung tun zu können hoffen. Es geht mir in 
diesem Zusammenhang weder um Vergangenheits- 
bewältigung, die mir hier etwas viel betrieben wor- 
den ist, noch möchte ich der These huldigen, die 
da lautet: George ruft, Kabinett antwortet, Parlament 
beschließt. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Keine schlechte Vor- 
stellung! Bleiben wir dabei! — Franke 
[CDU/CSU]: Der Eindruck ist aber entstan- 
den!) 

Daß wir aber unsere eigenen Vorstellungen in dieser 
Sache in einem angemessenen Zeitraum durchzu- 
setzen versuchen, das möchte ich einmal sehr betont 
zum Ausdruck bringen. Ich hoffe, hier die Zustim- 
mung von Ihnen zu erhalten. 


Da die Herabsetzung der Altersgrenze für Schwer- (C) 
behinderte wohl in diesem Hause — mindestens was 
das Grundanliegen anbelangt; das ist hier schon 
mehrfach zum Ausdruck gebracht worden — allge- 
meine Zustimmung findet, sei es mir gestattet, in 
diesem Zusammenhang ernsthaft ein paar Fragen zu 
erörtern, von denen ich sicher bin, daß sie uns in 
der nächsten Zeit beschäftigen werden. Unbestritten 
ist das humanitäre Anliegen, den Behinderten zu 
helfen; denn Behinderungen wirken sich im Alter 
besonders belastend aus. Aus diesem Grund wollen 
wir alle diesem gesellschaftspolitischen Ziel durch 
eine besondere Altersgrenze Rechnung tragen. Der 
Behinderte muß mehr Wahlfreiheit erhalten. Er muß 
den Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Arbeits- 
leben selbst bestimmen können. Dieser Grundsatz 
hat aus der Sicht der FDP Vorrang vor den arbeits- 
markt- und finanzpolitischen Problemen einer sol- 
chen Regelung. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Dies verpflichtet uns aber gerade im Interesse der 
Behinderten, uns mit diesen arbeitsmarktpolitischen 
und finanzpolitischen Problemen sehr ernsthaft aus- 
einanderzusetzen. 

Dem Behinderten ist am allerwenigsten damit ge- 
dient, wenn der Gesetzgeber Maßnahmen beschließt, 
die finanziell nicht vertretbar sind oder die die Be- 
schäftigungssituation der Behinderten negativ be- 
einflussen können. Wir müssen in diesem Zusam- 
menhang außerordentlich großen Wert auf das Frei- 
willigkeitsprinzip legen. Die Neuregelung darf nicht 
zu einer Verdrängung von Schwerbehinderten füh- 
ren; denn für Liberale ist nicht nur Unterhaltssiche- ^ 
rung, sondern auch Selbstverwirklichung und Selbst- 
bestätigung in der Gemeinschaft Sinn der Arbeit. 

Wir haben dies ausdrücklich noch einmal in unseren 
Kieler Thesen zum Ausdruck gebracht. 

Viele Schwerbehinderte üben auch nach dem 
60. Lebensjahr gern ihren Beruf aus. Die Wahlfrei- 
heit, die wir hier Vorschlägen, würde in ihr Gegen- 
teil verkehrt werden, wenn Arbeitgeber, Betriebs- 
räte oder nachdrängende Arbeitnehmer die Herab- 
setzung mißbrauchten, um Schwerbehinderte dieser 
Altersgruppe aus dem Arbeitsleben zu verdrängen. 

Hier ist die soziale Verantwortung in ganz besonde- 
rem Maße gefordert. 

Zu dieser sozialen Verantwortung, unserer sozia- 
len Verantwortung, gehört es auch, daß wir uns 
ernsthaft einmal mit der Frage beschäftigen, ob die 
jetzigen Kündigungsregelungen für Behinderte einen 
wirksamen Kündigungsschutz bewirken — das ist 
sehr unzweifelhaft — und ob sie nicht gleichzeitig 
dazu führen, daß die Einstellung von Schwerbehin- 
derten möglicherweise stark erschwert wird. 

Durch Ausgleichsabgaben finanzierte Behinderten- 
werkstätten — so notwendig und sinnvoll dieselben 
sind — sind kein Ersatz für die nötige Integration 
der Behinderten in Beruf und Gesellschaft Eine 
offene Diskussion über diesen Fragenkomplex 
scheint mir im Interesse der Behinderten unerläßlich. 

Die beschäftigungspolitischen Folgen sind schwer 
abzuschätzen. Wir wissen weder, wie viele Schwer- 
behinderte auf Grund der Neuregelung ausscheiden, 
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noch, wie viele frei werdende Arbeitsplätze über- 
haupt besetzt werden können. Von den beschäfti- 
gungspolitischen Auswirkungen hängen aber natür- 
lich auch die finanziellen Auswirkungen ab. Ich bin 
ehrlich genug, hier zuzugeben, daß wir nicht wissen 
und auch nicht wissen können, wie sich diese Dinge 
auswirken. Diese Ungewißheit hat es nach unserer 
Auffassung auch gerechtfertigt, die vorgesehene 
Staatsfinanzierung mindestens für den vorgesehenen 
Zeitraum ins Auge zu fassen. 

In diesem Punkte unterscheiden wir uns auch von 
den damaligen Vorschlägen der Opposition, denn 
wegen der erreichten Beitragshöchstbelastung inner- 
halb der Rentenversicherung möchten wir zu diesem 
Zeitpunkt den Rentenversicherungen keine unabwäg- 
baren Risiken und Belastungen zumuten. Nach etwa 
drei Jahren werden wir zuverlässiger beurteilen 
können, welche finanziellen und beschäftigungspoli- 
tischen Auswirkungen die Novellierung dieses Ge- 
setzes haben wird, und natürlich haben wir die Hoff- 
nung — hier schließen wir uns dem Appell des Bun- 
desarbeitsministers voll und ganz an — , daß ein 
möglichst hoher Prozentsatz der freigewordenen 
Positionen wieder durch Behinderte besetzt werden 
kann. 

Zum Schluß darf ich feststellen, daß trotz einiger 
scheinbarer Gegensätze, die sich im wesentlichen 
auf die Vergangenheitsbewältigung bezogen, ein 
sinnvolles und richtiges Gesetzesvorhaben von den 
Koalitionsfraktionen zum richtigen Zeitpunkt ein- 
gebracht und, mindestens in seiner Substanz, von der 
fBl Opposition begrüßt worden ist. Ich meine, daß dies 
^ in diesen recht wahlkampffreudigen Zeiten ein sehr 
positiver Aspekt ist, der verdeutlicht, daß in diesem 
Hause nicht nur sinnlos gestritten, sondern gelegent- 
lich auch Positives gemeinsam gemacht werden kann. 
Dies einmal zu bemerken hat mir viel Freude be- 
reitet. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Geier. 

Frau Geier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In Verbindung 
mit den finanziellen und sozialen Besserstellungen 
für unsere Bürger steht heute auch die Erhöhung des 
Kindergeldes zur Debatte. Wir begrüßen, daß die 
Regierung durch Erhöhung des Kindergeldes in der 
vorgesehenen Form endlich einen spürbaren Schritt 
der Hilfe für die Mehrkinderfamilie vorschlägt. Es 
sei uns aber doch erlaubt, zu bemerken, daß dies 
wohl nicht allein aus der besseren Einsicht und Er- 
kenntnis des unschätzbaren Wertes der Familie für 
unsere Gesellschaft entstanden ist, denn noch im 
Juli dieses Jahres hat die Bundesregierung es ab- 
gelehnt, das Kindergeld zu verbessern. Unsere wie- 
derholten Anfragen wurden immer sehr ausweichend 
beantwortet, und der im Mai 1978 vorgelegte So- 
zialbericht zeigte ebenfalls keinerlei Perspektiven 
zur Weiterentwicklung des Familienlastenausgleichs. 


Lassen Sie mich mit einem leichten Lächeln feststel- (Q 
len, 

(Wehner [SPD]: Das fällt Ihnen aber schwer!) 

warum die Bundesregierung jetzt den Nothelfer für 
die hessischen Landtagswahlen spielt: um den anti- 
familiären Trend der dortigen Bildungspolitik durch 
familienfreundliches Verhalten in Bonn zu korrigie- 
ren. 

Streichen wir aber diese wahltaktischen Ziele und 
stellen nüchtern fest: Dieser erste Schritt zur finan- 
ziellen Verbesserung für die Mehrkinderfamilie ist 
nicht nur eine zusätzliche Leistung, sondern damit 
wird nur ein längst überfälliger Nachholbedarf ein- 
geleitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Begrüßenswerterweise ist jetzt endlich auch der Ko- 
alition aufgefallen, wie sozial unerträglich der Zu- 
stand in unserem Lande geworden ist, weil seit Jah- 
ren Durchschnittsverdiener bei nur zwei Kindern 
beachtliche soziale Benachteiligungen hinnehmen 
müssen. Wenn in der gleichen Lohngruppe diese 
Familie sich den Luxus von drei oder mehr Kindern 
erlaubt hat, rückt ihr Lebensstandard sogar in die 
gefährliche Nähe der Sozialhilfeschwelle. 

Wen wundert eigentlich noch das derzeitige ge- 
nerative Verhalten von Ehepaaren? Der Rückgang 
der Zahl der Familien mit zwei Kindern unter 15 
Jahren betrug im Zeitraum von 1973 bis 1977 5,3 Vo, 
bei drei Kindern 23,8 ®/o und bei vier und mehr Kin- 
dern sogar 39,4 Vo. Sehen wir uns dazu noch die Sta- 
tistik der Eheschließungen an! Ihre Zahl liegt in den 
ersten sieben Monaten 1978 um 11,9 ®/o niedriger als p) 
die Vergleichszahl im Vorjahr, obwohl die wach- 
sende Stärke der heiratsfähigen Jahrgänge eigent- 
lich viel mehr Eheschließungen hätte erwarten lassen 
sollen. 

Der derzeitig zurückgehende Geburtentrend er- 
scheint noch gravierender, wenn wir die 35 000 re- 
gistrierten Schwangerschaftsabbrüche im ersten 
Halbjahr 1978 — plus der Dunkelziffer, die nach 
Angaben des Familienministeriums überhaupt nicht 
zu schätzen ist — und die Zahl der jährlichen 60 000 
Schwangerschaftsabbrüche im Ausland einbeziehen, 
die Frau Minister Huber neulich bekanntgab. Dieser 
Gesamtzustand ist so erschütternd, daß er eine War- 
nung an jeden Politiker sein muß, der über die Ta^- 
gespolitik hinaus sich auch noch für eine sozial- 
politische Zukunftsicherung unseres Volkes im Jahr 
2000 und darüber hinaus verantwortlich fühlt. 

Es ist noch gar nicht so lange her, daß selbst Frau 
Minister Huber sagte, eine finanzielle Hilfe für Fa- 
milien habe keinen wirksamen Einfluß auf den Wil- 
len der Eltern, mehr Kinder großzuziehen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Damals war der Frau Minister Huber sicher noch 
nicht der sichtbare Erfolg der jüngsten Geburten- 
statistik der DDR bekannt 

(Zurufe von der SPD) 

und vielleicht auch nicht die EMNID-Umfrage 1978, 
die gerade ihre Behauptungen widerlegt. Diese Mei- 
nungsumfrage ergab, daß 48 Vo der befragten jungen 
Menschen eine wesentliche Erhöhung des Kinder- 
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(A) geldes absolut als geburtenfördernd ansehen und 
daß sogar 54 Vo der Befragten der Meinung waren, 
daß eine - längere berufliciie Freistellung der er- 
werbstätigen Mütter bei angemessener finanzieller 
Unterstützung den Geburt enzuwaciis noch mehr för- 
dern werde. 

Gerade diese demoskopischen Daten zeigen, daß 
die familienpolitischen Prioritäten, die von den 
Unionsparteien nicht erst jetzt, sondern schon seit 
Jahren vertreten werden, richtig sind, z. B. die För- 
derung nach spürbarer Erhöhung des Kindergeldes, 
auch die Einführung einer Honorierung der Erzie- 
hungsleistung von Mutter oder Vater, ebenso ein 
kinderfreundliches Wohnungsprogramm, ferner Ehe- 
und Familiendarlehen sowie Steuerfreibeträge. 

(Löffler [SPD]: Und das alles bei Steuer- 
senkungen, gnädige Frau!?) 

Das ist der richtige Weg^ glauben wir, um vielen 
Ehepaaren zu helfen, sich ihren Wunsch nach Kin- 
dern leichter erfüllen zu können. 

(Zurufe von der SPD) 

— Kein Grund zur Aufregung! Die Unionsfraktion 
wird dem Achten Gesetz zur Änderung des Bundes- 
kindergeldgesetzes zustimmen, weil wir darin den 
ersten Schritt zur Umkehr Ihrer bisherigen Familien- 
politik erkennen, nämlich zugunsten der Mehrkin- 
derfamilie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber grundsätzlich wollen wir hier und heute doch 
festhalten, daß die jetzt vorgesehene Leistungs- 
jßj Verbesserung für noch nicht ausreichend angese- 
hen werden kann, um den Familien mit Kindern 
tatsächlich die notwendige gesellschaftspolitische 
Entlastung zu sichern, und den gesunkenen Lebens- 
standard und Sozialstatus der Mehrkinderfamilien 
dem des kinderlosen Doppelverdienerehepaars oder 
der Ein-Kind-Familie anzupassen. 

Heute ist schon einige Male über die Freibeträge 
sehr kontrovers diskutiert worden. Ich verkenne die 
Problematik unter gar keinen Umständen, aber in 
die Überlegungen sollte doch einmal einbezogen 
werden, daß die Überproportionellen Wirkungen nur 
in geringem Umfang den „sogenannten Begüterten" 
zugute kommen. Denken wir doch bei den Überle- 
gungen auch einmal an diejenigen — das ist eine 
große Gruppe von Familien — , deren Kinder bereits 
im Ausbildungsalter sind, wo beide Elternteile be- 
rufstätig sind und deshalb hoch besteuert werden, 
obwohl sie große Ausgaben für die Ausbildung 
ihrer Kinder haben. Oder denken wir doch auch ein- 
mal an diejenigen, die durch eigenen Leistungsauf- 
stieg ebenfalls in die Progressionszone kommen. 

Eigentlich ist auch gar nicht einzusehen — wir 
sollten vor allem einmal darüber nachdenken, was 
daran gerecht ist — , daß alleinstehende Väter einen 
Freibetrag bekommen,^ aber intakte' Familien leer 
ausgehen sollen. Ich meine, darüber müßten wir mit- 
einander und nicht so sehr gegeneinander reden. 
Vielleicht finden wir doch noch eine vernünftige 
Lösung. 

Wenn wir den stufenweisen Einstieg in eine 
finanzielle Verbesserung der Leistungen für die 


Familien begrüßen, so sollten wir uns doch gleich- (Q 
zeitig davor hüten, diese Maßnahmen überzubewer- 
ten f denn wir müssen sie im Zusammenhang mit 
der Mehrwertsteuer sehen. Der Konsum entfällt zu 
über 50 ®/o auf die Familien mit Kindern. "Wenn die 
geplante Mehrwertsteuererhöhung in den kommen- 
den Jahren fast 7 Milliarden DM ausmacht, dann 
entfällt davon zirka die Hälfte auf den Ausgaben- 
bereich der Familien. 

(Hasinger [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die Familien werden also ab 1980 in einer Größen- 
ordnung von über 3 Milliarden DM zusätzlich bela- 
stet, während sich die entsprechenden Auswirkun- 
gen der jetzt geplanten Kindergelderhöhung nur auf 
zirka 2,5 Milliarden DM belaufen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Hört! Hört! — West- 
phal [SPD]: Sie gehen von falschen Voraus- 
setzungen aus, Frau Kollegin!) 

Wenn man die Probleme im einzelnen angeht, 
müssen wir auch daran denken, daß die Ein-Kind- 
Familie durch die Mehrwertsteuer zusätzlich bela- 
stet wird, dafür aber keinen Ausgleich erhält. Wir 
sollten auch sehen, daß die geplante Kindergeld- 
erhöhung von 20 DM für das zweite Kind ab 1980 
bei weitem nicht ausreicht, um die Mehrwertsteuer- 
erhöhung und allgemeinen Lebenshaltungskosten- 
steigerungen, die sich bei diesen Familien nieder- 
schlagen, auch nur annähernd auffangen zu können. 
Lediglich die Kindergelderhöhung für das dritte 
Kind kann eine spürbare Erleichterung für die Fa- 
milien mit mehr als drei Kindern mit sich bringen. 

(Wehner [SPD] : Also doch!) 

Wir sollten aber gleichwohl nicht aus denl Auge 
verlieren, daß sich gerade die Familien mit mehr als 
drei und vier Kindern trotz der jetzt geplanten Hilfe 
nach wie vor in der Nähe der Sozialhilfeschwelle 
bewegen werden, wenn der Vater der Alleinernäh- 
rer dieser Familie ist. 

(Huonker [SPD]: Und deshalb wollen Sie 
Kinderfreibeträge einführen. Das nennen 
Sie sozial gerechter!?) 

Wenn wir uns alle in der Diskussion stehenden 
Verbesserungen einmal betrachten, so bleibt es uns 
nicht erspart: Wir müssen ein klares Bild der künf- 
tigen Mindestzielsetzung der Familienförderung be- 
kommen. Jede Fraktion des Hauses sollte hierzu 
ihre Zielvorstellungen fest umreißen und auf den 
Tisch legen. Wir in der Union bemühen uns, dies in 
den nächsten Tagen tun zu können. 

(Löffler [SPD]: Da sind wir sehr gespannt!) 

Dann sollten wir unsere gegenseitigen Vorschläge 
zum Wohle unserer Familien miteinander und nicht 
gegeneinander besprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf auf die Materialien verweisen, die der 
rheinland-pfälzische Sozialminister, Dr. Gölter, vor 
wenigen Wochen in seinem Artikel „Wenig Kinder 
— wenig Kosten" vorgelegt hat. Da wird schlüssig 
nachgewiesen, daß die öffentliche Hand Jahr für 
Jahr zunehmend w^gen der zurückgegangenen Kin- 
derzahl Milliarden einspart. Es besteht absolut keine 
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(A) Veranlassung, die nominell zugewiesenen Mehrbe- 
träge, die wir heute für die Leistungsverbesserung 
brauchen, als einen spektakulären Erfolg darzustel- 
len, wenn wir nicht bereit sind, künftig zu diesen 
Beträgen auch noch jene Milliarden hinzuzugeben, 
die eben durch weniger Kinder eingespart werden. 
Die Zahl der Kinder unter 15 Jahre ist allein von 
1973 bis 1977 um 12,7% zurückgegangen, und wir 
wissen, daß sie Jahr für Jahr weiterhin beachtlich 
zurückgehen wird. Daher muß eine Prioritätenset- 
zung möglich werden, wonach diese jährlichen Ein- 
sparungsbeträge familienfördßrnd zugeschlagen wer- 
den können, um damit eine qualitative Verbesserung 
der Familienförderung zu erreichen, ohne den Haus- 
halt zusätzlich auszuweiten. Es darf auf gar keinen 
Fall so laufen, daß diese beim Kindergeld eingespar- 
ten Milliardenbeträge stillschweigend dazu verwen- 
det werden, finanzielle Löcher an anderer Stelle im 
Bundeshaushalt zu stopfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einen 
Punkt ansprechen, der in den nächsten Monaten 
zwischen den Regierungsparteien und der Unions- 
fraktion sicher kontrovers behandelt werden wird, 
der aber nicht unbedingt zu einer unerträglichen 
Polemik führen sollte. Es geht hier um die Überle- 
gung der Bundesregierung zur Verbesserung der 
Mutterschaftsleistungen und zur Freistellung von 
der Arbeit für berufstätige Frauen bis zu einem 
halben Jahr nach der Entbindung. Berufstätige Müt- 
ter sollen demnach aus Mitteln des Bundes, über die 
Krankenkassen ausbezahlt, eine Ausgleichsleistung 
bis zu 750 DM monatlich erhalten, wenn sie in die- 
ser Zeit auf die Erwerbstätigkeit verzichten. Das ist 
im Rahmen des Mutterschutzes für berufstätige 
Frauen zweifellos ein absoluter Fortschritt. Gleich- 
zeitig ist das aber auch eine absolute soziale Be- 
nachteiligung jener Frauen, die wegen bereits vor- 
handener Kinder im Interesse der Kindererziehung 
und der Haushaltsführung für die Familie auf eine 
Berufstätigkeit verzichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie werden dafür, daß sie ihren Kindern und ihrer 
Familie das Beste geben, regelrecht in die Benach- 
teiligung gedrängt. Von einer sozialen Gerechtig- 
keit, die einer fortschreitenden Gleichberechtigung, 
die wir ja alle wollen, einen besseren Weg zeigt, 
kann hier nicht die Rede sein. Es darf doch nicht be- 
straft werden, wenn eine Frau freiwillig ihren Kin- 
dern zuliebe das tut, was die Erziehungswissen- 
schaften und die Medizin entgegen allen ideologi- 
schen Unkenrufen fordern: Die Mutter sollte wenig- 
stens in den ersten drei Lebensjahren für das Kind 
die ständige Bezugsperson sein, da das Kind in 
keinem anderen Lebensabschnitt so nachhaltig ge- 
prägt wird wie eben in den ersten Lebensjahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Reden wir doch nicht immer nur von der individuel- 
len Entscheidungsfreiheit der Frau, wenn es um 
Berufstätigkeit geht. Lassen wir doch jeder Frau 
die Wahlfreiheit, welchen Weg sie gehen will, und 
welchen Weg sie für richtig hält. Bekämpfen wir 
endlich einmal die so einseitig laufende Emanzipa- 


tionsmotivation der Frauen und Mädchen, wonach (Q 
ausschließlich Erwerbstätigkeit oder ein Karriere- 
erfolg befreiend und emanzipatorisch wirken sollen. 

Dies kann der Hausfrauenberuf genausogut, wenn 
diese Gesellschaft darin nicht ein Abstellgleis für 
die „Nur-Hausfrau" sieht 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder diese Frauen sogar als die Dienenden, Unter- 
drückten ihrer Männer bezeichnet. Ähnliches haben 
wir ja im Familienbericht gelesen. 

CDU und CSU halten die von der Koalition vor- 
geschlagene Erweiterung der Mutterschutzleistun- 
gen nur für berufstätige Frauen einfach für ord- 
nungspolitisch falsch. Wir halten sie deshalb für 
nicht richtig, weil wir außerhäusliche Erwerbstätig- 
keit und die Leistung der Hausfrau in der Betreuung 
und Erziehung ihrer Kinder und in der Haushalts- 
führung als absolut gleichwertig betrachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies macht es für uns so problematisch, Mutter- 
schaftsleistungen ausschließlich für berufstätige 
Frauen zu gewähren und die Hausfrauen völlig leer 
ausgehen zu lassen. 

Wir sind der Meinung, bei gutem Willen ist es 
möglich, auch finanzielle Leistungen für die Mütter, 
die nicht erwerbstätig sind, freizumachen, wenn wir 
einmal auf die durch den im Rückgang der Kinder- 
geldaufwendungen freiwerdenden Mittel zurückgrei- 
fen und wenn wir uns die Mühe machen, die vor- 
geschlagenen Mutterschaftsleistungen einmal etwas 
differenzierter nachzurechnen. Bei jetzt zirka 300 000 (D) 
betroffenen erwerbstätigen Müttern wird von einer 
Milliarde DM gesprochen. Was aber ist, wenn in 
Zukunft wegen des finanziellen Vorteils weitere 
100 000 Mütter kurzfristig wieder in das Erwerbs- 
leben gehen, bevor sie ihr zweites und ihr drittes 
Kind planen? Dann werden sich die Aufwendungen 
für das Mutterschaftsgeld erheblich steigern. Hinzu 
kommt bei der derzeitigen Arbeitsmarktsituation ein 
neuer Verdrängungswettbewerb durch Einstellung 
junger Frauen zu Lasten der älteren Frauen, die 
dann Arbeitslosengeld beziehen. 

Wenn wir alles in allem einmal auch unter dem 
Aspekt von Gewinn und Vorteil durchrechnen, was 
sich sehr viele Leute so ausrechnen werden, dann 
bringt es die finanzielle Mehrbelastung sicher mit 
sich, daß wir genausogut ein vernünftiges Gegen- 
konzept sozialer Gerechtigkeit gestalten können, 
wonach Mutterschaftsgeld für alle Frauen oder, 
wie wir sagen, Erziehungsgeld stufenweise einge- 
führt werden könnte. Eine nähere Betrachtung die- 
ses Aspekts der Gerechtigkeit für alle Mütter würde 
sich meines Erachtens durchaus lohnen. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Bei aller 
Offenheit für finanzielle Verbesserungen für die Fa- 
milien, wie sie sich in allen Parteien zeigt, soll nicht 
unerwähnt bleiben, daß Geldleistungen allein nicht 
ausreichend sind, um eine Familienpolitik zu reali- 
sieren, die die allgemeine Wertstellung der Familie 
so verbessert, daß es sich wieder lohnt, vor allem 
aber wieder Freude macht, eine Familie zu sein. 
Dazu gehört vor allen Dingen die Unterbindung 



8166 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 103. Sitzung. Bonn, Mittwodi, den 20. September 1978 


Frau Geier 

einer fortschreitenden Ideologisierung über Kon- 
fliktstrategien, die das Eltern-Kind- Verhältnis per* 
manent stören. 

(Zuruf von der SPD) 

Seien wir uns doch darüber im klaren, daß finan- 
zielle Verbesserungen allein im Bereich der Fami- 
lienpolitik nur halbherzige Lösungen wären, wenn 
wir nicht gleichzeitig im ideellen, aber auch im 
rechtlichen Bereich für die Familien eine neue 
Grundbesinnung in der Politik einleiten, die dann 
den Menschen besser klar machen kann, warum die 
derzeitig arbeitende Generation maßvolle Einschrän- 
kungen zugunsten einer kinder- und familienfreund- 
licheren Gesellschaft hinnehmen muß.’ 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Eilers. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD): Herr Präsident! Mei- 
ne Damen und Herren! Ich freue mich, für die so- 
zialdemokratische Bundestagsfraktion die Beschlüsse 
der Bundesregierung zur Stärkung der Nachfrage 
und zur Verbesserung des Wirtschaftswachstums 
hier begrüßen und darüber hinaus feststellen zu 
können, daß sie einen wichtigen politischen Effekt 
enthalten. Sie sind nicht nur zur Stärkung der Wirt- 
schaft angelegt, sondern sie stärken auch unsere 
Familien. Sie sehen gezielte Hilfsmaßnahmen vor, 
und zwar ebenso personelle Hilfe wie Hilfe mate- 
rieller Art. Meine Fraktion begrüßt sehr nachdrück- 
.„V lieh die für die neuen familienpolitischen Leistun- 
^ gen im Bundeshaushalt 1979 bereitgestellten Mittel, 
im einzelnen den Entwurf eines Achten Änderungs- 
gesetzes zum Kindergeldgesetz sowie den Beschluß 
der Bundesregierung, Mitte 1979 einen Mutter- 
schaftsurlaub im Rahmen des Mutterschutzgesetzes 
einzuführen. 

Ich freue mich, daß auch die Opposition trotz eini- 
gen Randgeplänkels, das nun einmal dazugehört, 
diese Dinge begrüßt hat. Ich bedaure aber, daß da- 
bei der Randschlenker nicht vermieden werden 
konnte, dies sollten „Nothelfer für die Landtags- 
wahlen" sein. Ich muß Ihnen sagen, das wären 
teure Nothelfer. Zum anderen wäre es makaber, 
wenn man so gut gesetzten familienpolitischen Ak- 
zenten eine Nothelferfunktion für Landtagswahlen, 
die ich nicht unterschätze, zuweisen wollte. Hier 
geht es um Politik für die Familie und nicht um das, 
was Sie hier soeben anführten, Frau Kollegin. 

(Beifall bei der SPD — Frau Geier [CDU/ 
CSU]: Und warum dann jetzt und nicht 
schon im Sommer?) 

Im sozialdemokratischen Regierungsprogramm für 
die 8. Wahlperiode findet sich der nüchterne Satz: 
„Wir werden die materielle Unterstützung der Fa- 
milie weiter verbessern." Diese Zusage ist in der 
Tat sehr großzügig eingelöst worden. Seit Beginn 
der Legislaturperiode konnte das Kindergeld für das 
zweite Kind um 10 DM monatlich und für das dritte 
und jedes weitere Kind um 30 DM monatlich erhöht 
werden. Nach unseren Vorstellungen soll mit Jah- 
resbeginn 1979 Familien vom dritten Kind an eine 


weitere Zulage beim Kindergeld in Höhe von 45 DM (C) 
monatlich zugestanden werden. Ein Jahr später, ab 
1. Januar 1980 also, soll für das zweite Kind das 
monatlich zu zahlende Kindergeld um 20 DM ange- 
hoben werden. Eine Familie mit drei Kindern, die 
im Jahre 1975 monatlich über 240 DM Kindergeld 
verfügte, erhält im Jahre 1978 schon 280 DM, 1979 
werden es 325 DM und 1980 345 DM sein. Dies ent- 
spricht einer prozentualen Kindergelderhöhung für 
diese Familien um nahezu 50 Vo. Während meiner 
über 20jährigen Zugehörigkeit zu diesem Hause hat 
es noch niemals in einem Fünf jahreszeitraum eine 
so nachhaltige materielle Stärkung der Familien mit 
Kindern gegeben, wie es gegenwärtig der Fall ist. 

(Beifall bei der SPD — Frau Geier [CDU/ 

CSU]: Es hat aber auch noch niemals eine 
solche wirtschaftliche Benachteiligung gege- 
ben wie in diesem Zeitraum!) 

Auch die Opposition wird diese spürbare finan- 
zielle Entlastung für Familien, die ohne Beispiel in 
unserer bisherigen Kindergeldgesetzgebung ist, 
nicht leugnen können. Sie will sie schmälern. Das 
kann ich nicht verhindern. Wenn ich z. B. Ihre Aus- 
führungen, Frau Kollegin Geier, im „DUD" richtig 
verstanden habe, unterstellt die CDU, daß die Kin- 
dergeldanhebungen von 1979 und 1980 von der 
Mehrwertsteuer ganz oder zum großen Teil aufge- 
hoben werden. Nach unseren Annahmen und dem 
zu erwartenden Konjunkturverlauf ist jedoch davon 
auszugehen, daß sich die Mehrwertsteuer nur zu 
einem Teil im Preis niederschlagen wird und Fami- 
lien damit auch nur insoweit belastet werden. Uns 
allen ist bekannt, daß Mieten nicht der Mehrwert- (D) 
Steuer unterliegen und daß Lebensmittel zum halben 
Mehrwertsteuersatz besteuert werden. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Sie sind leider auf 
Textilien nicht eingegangen!) 

In diesem Zusammenhang möchte ich der Oppo- 
sition die konkrete Frage stellen, welcher Kinder- 
geldfinanzierung sie denn den Vorzug geben würde. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an Ihre in 
den 50er Jahren durchgesetzte Finanzierung des 
Kindergeldes aus Beiträgen der Arbeitgeber. Es 
waren Sozialdemokraten, die darauf hingewiesen 
haben, daß diese Art der Mittelaufbringung für den 
Kreis der Selbständigen, vor allen, Dingen in den 
lohnintensiven Wirtschaftsbereichen, viele unbil- 
lige Härten mit sich brachte. Daher kann nur eine 
Finanzierung dieser familienpolitischen Leistungen 
aus Steuermitteln als gerechtfertigt angesehen wer- 
den. 

Für die neuen Leistungen beim Kindergeld ver- 
anschlagt die Bundesregierung für 1980 rund 2,6 
Milliarden DM zusätzlich, die 2,8 Millionen Fami- 
lien mit zwei Kindern und weiteren 1,9 Millionen 
Familien mit drei und mehr Kindern zugute kom- 
men. Meine Fraktion hält gezielte finanzielle Ent- 
lastungen für Familien für angezeigt, Entlastungen 
vor allem dort, wo der Familienetat für eine grö- 
ßere Familie ausreichen muß. Den Sozialdemokra- 
ten ging es aber nicht nur darum, die größere Kin- 
derzahl einer Familie finanziell angemessen zu be- 
rücksichtigen, sondern wir wollen auch vermeiden, 
daß finanzielle Zuwendungen an Kinder — sei es in 
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Form von Kindergeld, sei es in Form von Kinder- 
zuschlägen zum Lohn oder Gehalt — schichtenspe- 
zifisch ausgestattet sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Für Sozialdemokraten sind Kinder gleichermaßen 
förderungs- und unterstützungsbedürftig, ob sie nun 
in einer Arbeiter-, Angestellten- oder Beamtenfami- 
lie aufwachsen. Für Sozialdemokraten war es daher 
politisch unabweisbar, den Kindergeldbeschluß des 
Bundesverfassungsgerichts in der Weise umzuset- 
zen, daß für das dritte und jedes weitere Kind einer 
Familie das Kindergeld spürbar, und zwar ab 1979 
monatlich um 45 DM, angehoben wird. 

Nun haben Sie, Frau Geier, hier vom generativen 
Verhalten in unserer Gesellschaft gesprochen. Liebe 
Frau Kollegin Geier, generatives Verhalten kann 
der Staat nicht verordnen, es sei denn, daß es zu Zu- 
ständen in einem Staat kommt, wie Sie sie soeben 
lobend erwähnt haben, die ich aber nicht als bei- 
spielgebend für unsere Politik und unsere Maßnah- 
men hinstellen möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube nicht, daß wir, wenn wir in der Politik 
diskutieren, der Bevölkerung Gutes tun, wenn wir 
davon reden, wer sich denn den „Luxus" von drei 
Kindern leisten könne und werde. Wir machen eine 
Politik dahin, daß Kinder kein „Luxus" sind, son- 
dern daß sie nach Wunsch in die Familie hineingebo- 
ren und dort aufgezogen werden können. Meiner 
Meinung nach ist es unangebracht, das eigentümliche 
(B) Wort „Luxus" in diese Debatte zu bringen, auch 
wenn es in Anführungsstriche gesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD — Frau Geier [CDU/ 
CSU]: Bei Ihrer bisherigen Politik war es 
ein Luxus!) 

Als sozialdemokratische Familienpolitikerin, die 
die familienpolitische Programmatik der Partei seit 
Jahren mitentwickelt und -gestaltet hat, erfüllt es 
mich mit einer gewissen Genugtuung, wenn Mitte 
kommenden Jahres als ein erster Schritt in die rich- 
tige Richtung, so möchte ich es einmal bezeichnen, 
ein Mutterschaftsurlaub eingeführt werden soll. Im 
Vordergrund jeder sozialdemokratischen Familien- 
politik stehen die Schwächsten in unserer Gesell- 
schaft. Das sind, wie wir alle wissen, die Kinder. 
Mehr noch als materielle Hilfen sind personelle Zu- 
wendungen für sehr kleine Kinder vonnöten. Daher 
sollen nach Ablauf der Mutterschutzfrist Mütter die 
Möglichkeit erhalten, sich weitere vier Monate der 
Betreuung ihrer neugeborenen Kinder zu widmen. 
Während dieses Zeitraums soll eine junge Mutter 
einen pauschalen Ausgleich für Verdienstausfall bis 
zu 750 DM netto monatlich erhalten. Hinzu kommen 
die entsprechenden Beiträge zur Renten- und Kran- 
kenversicherung, und zwar aus Haushaltsmitteln und 
nicht, wie Sie, Frau Kollegin Geier, soeben gesagt 
haben, aus Mitteln der Krankenversicherung. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Nein, ich habe 
gesagt: aus Haushaltsmitteln, über die 
Krankenkassen ausgezahlt!) 

— Es steht heute noch dahin, wie dieses Gesetz 
ausgestaltet werden wird. Es werden Haushaltsmit- 


tel angesetzt. Zusätzlich werden die Renten- und 
Krankenversicherungsbeiträge aus diesem Topf für 
die ersten Jahre mitübernommen werden. 

Wenn ich diese 750 DM sehe und Sie sagen, daß 
Sie nicht wollen, daß hier etwas für Karrierefrauen 
getan wird, frage ich: Wo liegt die Grenze, für die 
eine Karrierefrau ihre Karriere aufgeben würde? 

(Frau Geier [CDU/CSUj: So habe ich das 
nicht gesagt!) 

Wir möchten den Frauen in einfachen Schichten, der 
Halbtagsarbeitskraft, der Verkäuferin, der jungen 
Angestellten helfen, daß sie ihre Aufgaben als Mut- 
ter tatsächlich erfüllen können. Mithin möchten wir 
helfen, daß Mütter von neugeborenen Kindern für 
die Dauer von vier Monaten eine echte Wahlfreiheit 
zwischen Erziehungsaufgabe und beruflicher Tä- 
tigkeit angeboten bekommen. Der Arbeitsplatz bleibt 
während dieser Zeit erhalten und gesichert. 

Dank der aus Mitteln des Bundes zu leistenden 
Ausgleichszahlungen können sich die Mütter ohne 
drückende materielle Sorgen, und ohne um ihren 
Arbeitsplatz besorgt zu sein, der Pflege und Be- 
treuung ihrer neugeborenen Kinder widmen. Gleich- 
zeitig sind diese vier Monate — ich sagte es soeben 
schon — voll mit in die Beitragszeiten der Renten- 
versicherung einbezogen, und somit ist auch ein 
erster Schritt getan, um Frauen beitragsgerechter in 
der Rentenversicherung zu behandeln. Gleichzeitig 
wird hierdurch den jungen Familien ihre Erzie- 
hungsfunktion erleichtert und gestärkt. Immer wie- 
der hören wir von der Opposition, und es wird die 
Mär verbreitet — das klang auch soeben ein klein 
wenig an — , Sozialdemokraten würden die außer- 
familiäre Erziehung forcieren und nicht primär den 
Wert auf die Erziehung in der Familie legen. Aber 
gerade das der CDU-Argumentation entgegenge- 
setzte Ziel wird in dieser Gesetzgebung angestrebt. 
Die Mutter-Kind-Beziehung soll durch diesen Mut- 
terschaftsurlaub gefördert werden. Auch hierfür ha- 
ben wir die vorhandenen Mittel — es wird jährlich 
dafür etwa eine Milliarde DM veranschlagt — ge- 
zielt eingesetzt. 

(Frau Geier [CDU/CSU]; Was macht das 

Kind, wenn das halbe Jahr um ist und die 
Mutter wieder arbeitet?) 

Ein spürbarer Betrag als Lohnersatz für eine junge 
Familie in Höhe bis zu 750 DM monatlich wird be- 
reitgestellt, damit sich in einem Arbeitsverhältnis 
stehende Mütter für die Pflege ihrer kleinen Kinder 
entscheiden können. Dies ist unsere sehr konkrete 
Antwort auf eine Häufung in diesem Haus propa- 
gierter Forderungen der CDU/CSU, ein Erziehungs- 
geld für alle Mütter einzuführen. Der Betrag, von 
dem die Opposition seinerzeit ausging, nämlich 300 
DM, wäre tatsächlich nur als Taschengeld jener 
Gruppe von Frauen zugute gekommen, die es sich 
ohnehin finanziell hätten erlauben können, zu 
Hause zu bleiben, ganz abgesehen davon, daß die 
Opposition seinerzeit noch nicht einmal für ihre 
Konzeption eines Erziehungsgeldes einen zu erwar- 
tenden Kostenaufwand geschätzt, geschweige denn 
einen Finanzierungsvorschlag unterbreitet hatte. 
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(A) Ich möchte hier nicht Salz in die Wunden reiben; 
aber Sie sollten sich einmal die Bewertungen von 
Herrn Strauß zu der von Ihnen seinerzeit vorgesehe- 
nen Gesetzgebung ansehen. Ich glaube, er ist dabei 
mit Ihnen härter ins Gericht gegangen, als vielleicht 
politische Gegner das tun. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Lassen Sie das ein- 
mal unser Problem sein!) 

Inzwischen hat die CDU/CSU-Fraktion in ihrem 
Pressedienst — Sie waren die Verfasserin, Frau 
Kollegin Geier — die Forderung nach einem Mutter- 
schaftsgeld für alle Mütter selbst zu einem Schlag- , 
wort degradiert. Mittlerweile werden 150 DM mo- 
natlich vorgeschlagen. Dies ist nach meiner Meinung 
wirklich eine Taschengeldlösung für Hausfrauen, die 
sich ohnehin für die Kinderbetreuung entscheiden 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Einer Arbeitnehmerin wird dadurch keinerlei Wahl- 
freiheit zwischen Erwerbstätigkeit oder Babybetreu- 
ung eröffnet. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Woher nehmen 
Sie die Zahl, Frau Eilers?) 

— Aus dem Deutschland-Union-Dienst. Wer dann 
aber bei der Einführung eines viermonatigen Mutter- 
schaftsurlaubs, wie er im Beschluß der Bundesregie- 
rung verankert ist, argumentiert, hier würden er- 
werbstätige Frauen bevorzugt, der gibt nur zu er- 
kennen, wie wenig ernst frühere Behauptungen von 
der Doppel- oder Dreifachbelastung der Mütter ge- 
meint sind. 

(B) 

Es geht bei der Einführung des Mutterschaftsur- 
laubs nicht etwa um die Frage, ob Erwerbstätigkeit 
oder Haushaltsführung gleichwertig seien, wie die 
CDU/CSU unzulässig vereinfacht, sondern darum, 
welches Kleinkind in den ersten Lebensmonaten die 
Pflege durch die Mutter entbehren müßte. 

Der Arbeitgeber wird diesem zeitlich befristeten 
Urlaub nach meiner Meinung — dafür spricht auch 
das Echo, das wir bis jetzt haben — um so eher zu- 
stimmen, als sein Personalkostenetat dadurch nicht 
zusätzlich belastet wird. Meine Fraktion geht davon 
aus, daß bei den jährlich 300 000 Geburten, die 
Leistungen nach dem Mutterschutzgesetz auslösen 
würden, ein hoher Prozentsatz von Müttern den neu 
eingeführten Babyurlaub in Anspruch nehmen wird. 

Familien mit Kindern haben es in unserer Gesell- 
schaft nicht immer leicht. Oft stoßen sie auf Unver- 
ständnis. Hier können Politiker und gesellschaftliche 
Gruppierungen nur appellieren, um ein Klima zu 
gestalten, in dem Familien sich entwickeln können. 
Die Erziehungsaufgabe, die Verantwortung für jedes 
einzelne Kind kann und will diese Bundesregierung 
und die sozialliberale Koalition den Eltern nicht ab- 
nehmen. Unsere Aufgabe ist es vielmehr, durch ge- 
zielte Maßnahmen zu helfen. Dies geschieht z. B. 
durch Verbesserung des Wohngeldes, durch Ände- 
rungen in Richtung auf ein sozial gestaltetes Miet- 
recht, durch Unfallversicherung — Schutz für Kin- 
der in Kindergärten und Schulen — , durch Freistel- 
lung zur Pflege erkrankter Kinder, durch Einbezie- 
hung des 10. Schuljahres in berufsbildenden Schulen 


in die BAföG-Regelung und jetzt durch eine weiter (C) 
verbesserte Kindergeldgesetzgebung und durch den 
Babyurlaub. Ein so gesichertes Umfeld und eine 
spürbare materielle Hilfe garantieren, daß Eltern 
Freude an ihren Kindern haben können, daß Fami- 
lien sich von unserem Staat angenommen fühlen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte mich in meinen Aus- 
führungen auf den Punkt „Kindergeld", also auf die 
Vorlage in Drucksache 8/2102, beschränken. In die- 
sem Gesetzentwurf — ich muß es nochmals betonen 

— wird das Kindergeld für Zweit- und Drittkinder 
sowie alle weiteren Kinder beträchtlich erhöht. Ab 
1980 stehen uns dafür 2,56 Milliarden DM zur Ver- 
fügung. Das heißt, wir können das Zweitkindergeld 
um 25 Vo und das Kindergeld für Drittkinder und al- 
le weiteren Kinder um 30 Vo erhöhen. 

Frau Kollegin Geier, Sie sprachen davon, daß die- 
se Erhöhung des Kindergeldes ein erster Schritt der 
Umkehrung ist. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Für Mehrkinderfa- 
milien!) 

Ich glaube, Sie haben vergessen, daß das Kindergeld 
bereits zum 1. Januar dieses Jahres erhöht wurde. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Das ist ein Zehn- 
markschein! Das ist bei der Verteuerung ^ 
doch gar nicht spürbar gewesen!) 

Sie haben weiterhin gefordert — ich zähle es hier 
einmal auf — : höheres Kindergeld, Erziehungsgeld, 
erweiterten Mutterschutz, Familiengründungsdarle- 
hen. Das sind alles Punkte, die Sie aufgezählt ha- 
ben und die ich alle für vernünftig halte. Nur, wie 
wollen wir das bei sinkenden Steuern finanzieren, 
wie Herr Häfele heute morgen gefordert hat? 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Ich habe auch ge- 
sagt: Das läßt sich nur stufenweise realisie- 
ren! Ich habe von der Zielvorstellung ge- 
sprochen, die Sie auch einmal einbringen 
sollten!) 

— Wir sind dabei, diese Zielvorstellungen — z. B. 
beim Kindergeld — zu verwirklichen. 

Frau Geier, Sie sprachen hier davon, daß die 
Mehrwertsteuererhöhung vor allem Familien mit 
Kindern stärker belaste, als die Steuerentlastung für 
diese Familien ausmache. Sie haben das auch im 
Deutschland-Union-Dienst geschrieben. Ich glaube. 

Sie haben z. B. bei der Einkindfamilie die Erhöhung 
der Freibeträge, die Tarifreform, mit zu berücksich- 
tigen vergessen. Sie haben bei der Zweikinderfami- 
lie die Rechnung aufgemacht, daß die Mehrwert- 
steuererhöhung mehr ausmache als die 20 DM, die 
für das zweite Kind mehr gezahlt werden. Wir 
wissen, daß die Erhöhung der Mehrwertsteuer in 
diesem Familienkreis ungefähr ein halbes Prozent 
der Aufwendungen ausmacht. Wenn das so ist, 
müßten die 20 DM weniger sein als die 0,5 Vo von 
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Eimer (Fürth) 

(A) X DM, die für die Kinder ausgegeben werden. Das 
heißt, eine Familie müßte für ihre zwei Kinder mehr 
als 4 000 DM im- Monat ausgeben. Ich frage mich 
manchmal, für welche Einkommensschichten Sie 
Ihre Rechnungen aufgestellt haben. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Wie kommen Sie 

denn auf die 0,5 %? — Frau Geier [CDU/ 
CSU] : Wie kommen Sie darauf?) 

— Das ist ein Durchschnittswert. Ich kann ihn Ihnen 
ganz leicht erklären. Die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer beträgt 1 für Lebensmittel 0,5 %. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Kleidung, Textilien 
und dergleichen!) 

Wenn Sie davon eine Reihe von Ausgaben abziehen, 
die nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, zum Bei- 
spiel die Miete, kommen Sie auf einen durchschnitt- 
lichen Satz von ungefähr 0,5 ®/o. Selbst wenn Sie 
den vollen Satz von 1 ®/o ansetzen, liegen die Aus- 
gaben für zwei Kinder immer noch bei 2 000 DM. 

(Hasinger '[CDU/CSU] : Das durchschnittliche 
Arbeitnehmereinkommen !) 

Auch das ist kein realistischer Wert. Die Ausgaben 
für zwei Kinder liegen normalerweise unter 
2 000 DM, selbst wenn ich mit einer Erhöhung um 
1 ^/o rechne. 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

Ich rate Ihnen, Frau Kollegin Geier, das zu tun, was 
uns Ihr Parteifreund Späth heute nachmittag emp- 
fohlen hat, nämlich zu rechnen. 

(B) (Frau Geier [CDU/CSU]: Es wird Zeit, daß 

Sie anfangen zu rechnen!) 

— Ich habe den Eindruck, daß Sie hier nicht ge- 
rechnet, sondern nur geraten haben. 

(Eieifall bei der FDP und der SPD) 

Gerechnet haben auch andere, Frau Kollegin 
Geier. Mir liegt eine Rechnung über die Auswirkun- 
gen der Steuerreform vor. Daraus kann ich sehen: 
Ganz gleich, wie viele Kinder eine Familie hat, und 
ganz gleich, wie hoch das Einkommen ist, in allen 
Fällen liegt für Familien mit Kindern und für die 
übrigen Arbeitnehmer eine Entlastung vor. 

Ich mache kein Hehl daraus, daß uns die Differen- 
zen zwischen dem Erst-, dem Zweit- und dem Dritt- 
kindergeld sehr groß erscheinen. Wir wissen aber, 
daß uns gerade die Erhöhung des Erstkindergeldes 
am meisten kostet. 10 DM mehr kosten uns rund 
1 Milliarde DM. Auf der anderen Seite waren wir 
durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über 
die Alimentation von Beamtenkindern gezwungen, 
vor allem das Kindergeld für Zweit- und Drittkinder 
zu erhöhen, damit der Unterschied beim Kindergeld 
zwischen Beamtenkindern und Kindern der anderen 
Arbeitnehmer nicht zu groß wird. Die vorliegende 
Finanzmasse läßt deshalb eine zusätzliche Erhöhung 
des Erstkindergeldes nicht zu. 

Wissenschaftler sprechen aber gerade von dem 
sogenannten Erstkindschock, der dazu führt, daß 
ursprünglich geplante weitere Kinder nicht kom- 
men. Es ist deshalb, meine ich, zu überlegen, ob der 
Erstkindschock verhindert werden kann, wenn man 


bei künftigen Erhöhungen des Kindergelds wieder (C) 
etwas mehr an das Erstkindergeld denkt. 

Ich habe den Eindruck, daß vergessen wird, daß 
der Familienlastenausgleich in den letzten Jahren 
laufend verbessert worden ist und daß die Gründe 
des Geburtenrückgangs allzu sehr im Materiellen 
gesehen werden. Ich glaube, es wird vergessen, 
daß es uns vor 20 Jahren wesentlich schlechter als 
heute ging und daß vor 20 Jahren mehr Kinder als 
heute geboren wurden. Ich bin überzeugt davon, daß 
der Geburtenrückgang selbstverständlich auch mit 
der finanziellen Lage etwas zu tun hat; aber ich bin 
auch davon überzeugt, daß der Geburtenrückgang in 
erster Linie davon kommt, 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Von der materiel- 
len Einstellung!) 

daß unsere Gesellschaft kinderfeindlich ist; und das 
kann man durch finanzielle Maßnahmen allein nicht 
beseitigen. 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Die Anheizung der 
Ansprüche!) 

Die Union fordert in diesem Zusammenhang die 
Wiedereinführung von Kinderfreibeträgen. Ich 
möchte an einer Rechnung zeigen, was das bedeutet. 

Für jede 100 DM Freibetrag bedeutet das eine Ent- 
lastung von 22 DM in der Proportionalzone und von 
56 DM beim Spitzensteuersatz. Das ist das Zwei- 
einhalbfache für die, die es im Grund genommen 
nicht notwendig haben. Die vom Freistaat Bayern 
geforderten 600 DM Freibetrag bedeuten eine jähr- 
liche Entlastung von 132 DM in der Proportional- 
zone, also bei denen, die ein verhältnismäßig ge- (^) 
ringes Einkommen haben, und von 366 DM beim 
Spitzensteuersatz. Das macht im Monat 11 DM bzw. 

28 DM aus. Ich glaube, das zeigt sehr deutlich, daß 
wir diesen Weg nicht mehr gehen sollten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir am Kindergeld etwas ändern wollen, 
dann sollten wir uns an die Modalitäten der Aus- 
zahlung machen. Leider hat uns die Union über den 
Bundesrat die höchst bürokratische Regelung der 
Auszahlung über das Arbeitsamt aufgezwungen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wir sollten überlegen, ob es nicht unbürokratischer, 
kostengünstiger und einfacher wäre, das Kindergeld 
über das Finanzamt auszuzahlen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich darf abschließend sagen: Wir Freien Demo- 
kraten sind froh, daß 2,56 Milliarden DM ab 1980 
für die Kindergeldverbesserung und für die Ver- 
besserung des Familienlastenausgleichs zur Verfü- 
gung stehen. Wir wollen, daß dieses Programm 
nicht zerredet und daß es über alle Parteigrenzen 
hinweg angenommen wird. Wir Freien Demokra- 
ten werden das tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich unterbreche die verbundene 
Aussprache über die Punkte 1 bis 4 der Tagesord- 
nung. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung ergänzt werden um die 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 

— Drucksache 8/2112 — 

Ich frage, ob das Haus damit einverstanden ist. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
ist so beschlossen. 

Es liegt Ihnen auf Drucksache 8/2112 eine Be- 
schlußempfehlung des Ausschusses für Wahlprü- 


fung, Immunität und Geschäftsordnung vor: „Die (Q 
Genehmigung zur Durchführung eines Strafverfah- 
rens gegen den Abgeordneten Rudolf Kaffka wird 
erteilt,"' 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Be- 
schluß des Ausschusses zuzustimmen wünscht, bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment- 
haltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir stehen damit am Ende der heutigen Tages- 
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut- 
schen Bundestages für Donnerstag, den 21. Septem- 
ber, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.02 Uhr) 


(D) 


(B) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
■ Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Abelein 

20. 

9. 

Adams * 

22. 

9. 

Dr. van Aerssen * 

22. 

9. 

Dr. Ahrens ** 

22. 

9. 

Dr. Aigner * 

22. 

9. 

Dr. Bangemann * 

21. 

9. 

Dr. Barzel 

22. 

9. 

Dr. Bayerl * 

22. 

9. 

Dr. Dregger 

6. 

10. 

Erhard (Bad Schwalbach) 

21. 

9. 

Dr. Eyrich 

22. 

9. 

Feilermaier * 

22. 

9. 

Dr. Früh ^ 

20. 

9. 

Hansen 

29. 

9. 

Hartmann 

20. 

9. 

von Hassel 

20. 

9. 

Hoffmann (Saarbrücken) * 

22. 

9. 

Ibrügger * 

6. 

10. 

Dr. h. c. Kiesinger 

22. 

9. 

Kleinert 

21. 

9. 

Dr. Klepsch * 

21. 

9. 

Klinker * 

21. 

9. 

Dr.-Ing. Laermann 

22. 

9. 

Lange * 

21. 

9. 

Dr. Langner 

20. 

9. 

Lemmrich ** 

20. 

9. 

Lemp * 

22. 

9. 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

22. 

9. 

Liedtke 

20. 

9. 

Lücker * 

20. 

9. 

Luster * 

22. 

9. 

Möhring 

29. 

9. 

Müller (Mülheim) * 

21. 

9. 

Müller (Wadern) * 

21. 

9. 

Nordlohne 

29. 

9. 

Peter 

22. 

9. 

Rosenthal 

20. 

9. 

Russe 

22. 

9. 

Sauer (Salzgitter) 

29. 

9. 

Saxowski 

29. 

9. 

Schmidthuber 

22. 

9. 

Schmidt (München) * 

22. 

9. 

Schmidt (Wattenscheid) 

22. 

9. 

Schreiber * 

22. 

9. 

Schulte (Unna) 

22. 

9. 

Dr. Schwencke (Nienburg) * 

22. 

9. 

Sieglerschmidt ** 

22. 

9. 

Dr. Starke (Franken) * 

22. 

9. 

Stücklen 

22. 

9. 

Vogel (Ennepetal) 

20. 

9. 

Voigt (Frankfurt) 

20. 

9. 

Frau Dr. Walz * 

22. 

9. 

W awrzik * 

22. 

9. 


* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen! 
Versammlung des Europarates 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 

Wissmann 22. 9. 

Würtz * 22. 9. 

Ziegler 6. 10. 

Zink 22. 9. 


Anlage 2 

Entschließung des Bundesrates 
zum 

Gesetz zur Änderung 
des Wohnungsmodernisierungsgesetzes 

Zu Art. 1 Nr. 6 und 15 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
angesichts des vorgesehenen Kumulierungsverbots 
zwischen Zuschüssen nach diesem Gesetz und der 
Investitionszulage oder der Förderung mit sonstigen 
Mitteln (vgl. Art. 1 Nr. 6 und 15) baldmöglichst 
Vorschläge zu unterbreiten, auf welche Weise die 
bisher bestehenden Präferenzvorsprünge des Zo- 
nenrandgebietes (Zuschüsse nach der Gemein- 
schaftsaufgabe) und Berlins mit dem Ziel erhalten 
bleiben, daß Umfang und Effektivität der Förde- 
rung der Wohnungsmodernisierung nicht einge- 
schränkt werden. | 


Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 
zum 

Einundzwanzigsten Gesetz über die Anpassung der 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung so- 
wie über die Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung und der Alters- 
gelder in der Altershilfe für Landwirte 

(Einundzwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 
21. RAG) 

Der Bundesrat bedauert, daß es auch im Vermitt- 
lungsverfahren nicht möglich war, seine Vorschläge 
zur Beibehaltung des Prinzips der bruttolohnbezo- 
genen dynamischen Rente durchzusetzen. Mit dem 
Beharren auf den systemfremden Maßnahmen im 
21. Rentenanpassungsgesetz wird auf feste Grund- 
lagen für die Berechnung und Steigerung der Ren- 
ten verzichtet und damit das Kernstück der Renten- 
reform von 1957 aufgegeben. Der Bundesrat bekräf- 
tigt erneut seine Auffassung, daß eine Sanierung 
der Rentenfinanzen durch systemkonforme Maßnah- 
men möglich ist. 

Auch zum 10. Anpassungsgesetz — • KOV — ist 
der Vermittlungsausschuß den Vorschlägen des 
Bundesrates nicht gefolgt. Der Bundesrat bedauert, 
daß von der bruttolohnbezogenen Anpassung der 
Kriegsopferrenten abgegangen worden ist. Auch 
vom Bundesrat vorgeschlagene weitere strukturelle 
Verbesserungen sind nicht berücksichtigt worden. 
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Der Bundesrat hält seine grundsätzlichen Bedenken 
gegen beide Gesetze aufrecht. Nachdem der Bundes- 
tag bereits in namentlicher Abstimmung mit Mehr- 
heit Änderungen bei beiden Gesetzen abgelehnt hat, 
ist es dem Bundesrat angesichts der zur Zeit beste- 
henden Mehrheitsverhältnisse im Bundestag nicht 
möglich, seine Auffassung im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren durchzusetzen. Er sieht deshalb von 
einem Einspruch ab. 


Anlage 4 

Stellungnahme des Bundesrates 
zum 

Zehnten Gesetz über die Anpassung der 
Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 

(Zehntes Anpassungsgesetz — KOV — 

10. Anp-KOV) 

Der Bundesrat bedauert, daß es auch im Vermitt- 
lungsverfahren nicht möglich war, seine Vorschläge 
zur Beibehaltung des Prinzips der bruttolohnbezo- 
genen dynamischen Rente durchzusetzen. Mit dem 


Beharren auf den systemfremden Maßnahmen im 
21, Rentenanpassungsgesetz wird auf feste Grund- 
lagen für die Berechnung und Steigerung der Ren- 
ten verzichtet und damit das Kernstück der Renten- 
reform von 1957 auf gegeben. Der Bundesrat be- 
kräftigt erneut seine Auffassung, daß eine Sanie- 
rung der Rentenfinanzen durch systemkonforme 
Maßnahmen möglich ist. 

Auch zum 10. Anpassungsgesetz — KOV — ist 
der Vermittlungsausschuß den Vorschlägen des Bun- 
desrates nicht gefolgt. Der Bundesrat bedauert, daß 
von der bruttolohnbezogenen Anpassung der 
Kriegsopferrenten abgegangen worden ist. Auch 
vom Bundesrat vorgeschlagene weitere strukturelle 
Verbesserungen sind nicht berücksichtigt worden. 

Der Bundesrat hält seine grundsätzlichen Beden- 
ken gegen beide Gesetze aufrecht. Nachdem der 
Bundestag bereits in namentlicher Abstimmung mit 
Mehrheit Änderungen bei beiden Gesetzen abge- 
lehnt hat, ist es dem Bundesrat angesichts der zur 
Zeit bestehenden Mehrheitsverhältnisse im Bundes- 
tag nicht möglich, seine Auffassung im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren durchzusetzen. Er sieht des- 
halb von einem Einspruch ab. 



